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Editorial: Krise der (europäischen) Sozialdemokratie 


Im Juni 2007 titelte die Tageszeitung taz 
ironisch „SPD - Kurt Beck deutlich über 5 
Prozent“. Die Titelzeile bezogsich aufeine 
Forsa-Erhebung, die eine hypothetische 
Kanzler-Direktwahl abfragte und bei der 
der damalige SPD-Vorsitzende Kurt Beck 
auf lediglich 16 Prozent kam (während 
Angela Merkel eine Zustimmung von 
54 Prozent erreichte). Der Niedergang der 
deutschen Sozialdemokratie ist also keine 
neue Erscheinung, entspricht doch der 
damals gemessene Wert für Beck genau 
jenem desaströsen Ergebnis, das die SPD 
beiden EU-Wahlen vom Mai dieses Jahres 
tatsächlich einfuhr. 

Abgesehen von der sozialdemokrati- 
schen Glanzzeit, als die Partei unter Willy 
Brandt bei der Bundestagswahl von 1972 
auf 46 Prozent der Stimmen kam, liegen 
die letzten goldenen Jahre sozialdemokra- 
tischer Wahlerfolge etwa 20 Jahre zurück. 
Mit dem Sieg von Gerhard Schröder bei 
den Bundestagswahlen 1998 (und einem 
Stimmenanteil von immer noch 41 Pro- 
zent) war Deutschland in den 1990er 
Jahren das letzte große europäische Land, 
das eine sozialdemokratische Regierung 
bekam. Bereits 1996 und 1997 regierten 
in Frankreich, Italien und Großbritannien 
sozialdemokratische Parteien und ein 
sozialdemokratischer Siegeszug kündigte 
sich in der EU an. Ende der 1990er Jahre 
waren insgesamt dreizehn von fünfzehn 
EU-Mitgliedsstaaten sozialdemokratisch 
regiert. Auch viele Linke erhofften sich 


nach Jahren neoliberaler Angriffe auf den 
Sozialstaat eine Wiederherstellung wohl- 
fahrtsstaatlicher Institutionen und eine 
sozialpolitische Erneuerung der europäi- 
schen Integration. Die Einführung der Eu- 
ropäischen Beschäftigungsstrategie oder die 
engere makroökonomische Koordinierung 
des Köln-Prozesses fallen in diese Zeit, de- 
ren Reformimpulse jedoch bereits Anfang 
der 2000er Jahre zu bröckeln begannen. 
Seither flogen die sozialdemokratischen 
Parteien in vielen europäischen Mitglieds- 
staaten aus den Regierungen und mussten 
teils deutliche Stimmrückgänge hinneh- 
men. Zudem war die europäische Sozialde- 
mokratie zerstritten zwischen den Vertrete- 
rInnen eines europäischen Keynesianismus 
auf der einen Seite, und denen, die den 
sogenannten Dritten Weg präferierten, auf 
der anderen. Mit dem Rücktritt von Oskar 
Lafontaine als deutschem Finanzminister 
1999 und der Wahlniederlage der französi- 
schen Sozialisten im Sommer 2002 setzten 
sich die VertreterInnen einer „Erneuerung 
des Sozialstaates“ durch. Die sozialdemo- 
kratische Achse Berlin-London manifes- 
tierte sich in einer „Neu-Interpretation der 
sozialen Frage“ (Mahnkopf2000: 498) und 
in einem Angriff auf Sozialstaat und Ge- 
werkschaften. Die Sozialdemokratie in ganz 
Europa unterlag damit einem inhaltlichen 
wie strategischen Transformationsprozess, 
der als „Marktsozialdemokratie“ (Nacht- 
wey 2009) bezeichnet werden kann. Die da- 
mit einhergehenden Legitimationsdcefizite 
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entfernten die europäischen sozialdemokra- 
tischen Parteien von ihrer angestammten 
Klientel. Fortan wollten sie „Parteien der 
Mitte“ sein. 

Die Krise seit 2008 beschleunigte 
den sozialdemokratischen Abstieg. In 
Griechenland schrumpfte die Volkspartei 
PASOK nach ihrer Regierungszeit zwi- 
schen 2009 und 2012 zu einer Kleinst- 
partei mit 5 Prozent Zustimmung). Auch 
in Frankreich blieb vom Parti Socialiste 
nach fünf Jahren an der Regierung fast 
nichts mehr übrig, und das Land wurde 
nicht nur durch die Umwälzungen des 
Parteiensystems erfasst, sondern zugleich 
zerfiel es in zahlreiche Kleinstparteien 
(Syrovatka 2016). Ein ähnliches Schicksal 
erlitt die italienische Sozialdemokratie, wo 
nach der Wahlniederlage über eine Auf- 
lösung und Neugründung des ehemals 
regierenden Partito Socialista diskutiert 
wird, oder in den Niederlanden, wo Partij 
van de Arbeit bei den Wahlen 2017 drei 
Viertel ihrer Mandate verlor. 

Zugleich sollen hier die Ausnahmen 
nicht unerwähnt bleiben, welche sich 
dem vorherrschenden europäischen Irend 
offensichtlich entziehen. Zum einen die 
britische Sozialdemokratie, welche mit 
der Wahl von Jeremy Corbyn zum Partei- 
vorsitzendem einen deutlichen Linksruck 
erfuhr, der nicht nur einen Bruch mit 
der Politik des Dritten Weges bedeutete, 
sondern zugleich auch fürs erste eine neue 
politische Dynamik entfachte. Allerdings 
erscheint die Partei inzwischen aufgrund 
innerparteilicher Kontroversen wegen 
der Haltung zum Brexit ebenso wie auf- 
grund von Antisemitismus-Vorwürfen tief 


1 Die griechische Sozialdemokratie kam bei 
den vorgezogenen Neuwahlen des griechi- 
schen Parlaments im Juni 2019 auf7 Prozent, 
jedoch nur als Bündnis (Kinima Allagis) mit 
verschiedensten Kleinstparteien. 
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gespalten, was sich nicht zuletzt auch im 
Wahlergebnis bei den Europawahlen mit 13 
Prozent widerspiegelte. Auch die portugie- 
sische und die spanische Sozialdemokratie, 
die beide in Regierungsverantwortung ste- 
hen, scheinen dem Trend zum Niedergang 
zu trotzen. Während sich in Spanien eine 
Koalition zwischen PSOE und der Links- 
partei PODEMOS abzeichnet, hat sich 
der Partido Socialista in Portugal in der 
von kommunistischer Partei und Bloco de 
Esquerda gestützten Minderheitsregierung 
wieder stärker nach links orientiert. Eine 
ganz andere Strategie verfolgte dagegen die 
dänische Sozialdemokratie, welche durch 
einen Rechtsruck, insbesondere in Fragen 
von Migration und Flüchtlingsaufnahme, 
wieder stärkste Partei werden konnte. 

Der Niedergang der Sozialdemokratie 
wird seit Krisenausbruch begleitet von ei- 
ner tektonischen Verschiebung innerhalb 
des Parteiensystems. So ist in vielen, vor 
allem nordeuropäischen Ländern, parallel 
zur Schwäche der Sozialdemokratie ein 
Aufstieg rechtspopulistischer Parteien zu 
beobachten. In Skandinavien, aber auch 
in Deutschland, den Niederlanden oder 
Österreich fand eine gesellschaftliche 
Rechtsverschiebung statt, welche auch auf 
Kosten der sozialdemokratischen Parteien 
ging. Dies ist vor allem in jenen Ländern 
auffällig, in denen die Sozialdemokratie 
aufgrund ihrer historischen Stärke eine 
prägende Rolle für die Entwicklung des 
Sozial- und Wohlfahrtsstaates hatte. 
Demgegenüber profitierten in den südeu- 
ropäischen Mitgliedsstaaten insbesondere 
Parteien links von der Sozialdemokratie. 

Dieses Bild ist für die neuere Zeit noch 
stärker zu differenzieren, was unter ande- 
rem bei den EU-Wahlen deutlich wurde. 
Die Progressive Allianz der Sozialdemo- 
kraten fiel von 185 (2014) auf 154 Sitze 
(2019) zurück - allerdings war der relative 
Rückgang bei den immer schon stärkeren 
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Christdemokraten kaum geringer - sie 
kamen 2014 auf 216 und 2019 auf 182 
Sitze. Betrachtet man die Ergebnisse der 
Sozialdemokraten in einzelnen Ländern, 
so fallen bedeutsame Unterschiede ins 
Auge. Dramatische Abstürze gab es beiden 
deutschen WählerInnen, von denen 2014 
noch 27 Prozent ihr Kreuz bei den Sozial- 
demokraten gemacht hatten, 2019 jedoch 
nur noch die bereits genannten 16 Prozent. 
In Italien fielen die Werte von stattlichen 41 
Prozent auf 23 Prozent und in Frankreich 
von bereits niedrigen 14 Prozent auf 6 Pro- 
zent. In mehreren kleineren Ländern erwies 
sich die Zustimmung zur Sozialdemokratie 
demgegenüber als relativ stabil oder es wa- 
ren sogar leichte Zuwächse zu verzeichnen: 
so in Österreich (bei beiden Wahlen rund 
24 Prozent), in Schweden (24 bzw. 23 Pro- 
zent), in Finnland (12 bzw. 14 Prozent), 
in Dänemark (19 bzw. 21 Prozent) und in 
Portugal (34 bzw. 36 Prozent). In Fall der 
Niederlande fiel die Zunahme, ausgehend 
von einem cher kläglichen Wert von 9 Pro- 
zent, mit einem Anstieg auf 19 Prozent be- 
sonders hoch aus, auch in Spanien konnten 
sich die Sozialdemokraten von 23 auf etwa 
33 Prozent steigern (EP 2019). 

Die Ambivalenz der Ergebnisse so- 
zialdemokratischer Parteien bei den 
Europawahlen spiegelt auch ihre innere 
Zerrissenheit wider. Daher lohnt es sich 
die Ergebnisse genauer unter die Lupe zu 
nehmen, insbesondere in jenen zwei Län- 
dern, in denen die Sozialdemokratie zuletzt 
wieder Wahlerfolge verzeichnen konnte: in 
Portugal und in Dänemark. 

Seit die jahrzehntelange Salazar-Dik- 
tatur durch die sogenannte Nelkenrevolu- 
tion von 1974 überwunden wurde, stellte 
der Pardido Socialista in Portugal eine feste 
Größe in der dortigen Parteienlandschaft 
dar. Er kam stets mindestens auf 20 Pro- 
zent der Wählerstimmen und erreichte 


seit Mitte der 1990er Jahre Werte über 40 
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Prozent. Die Wirtschafts- und Finanzkrise 
von 2007/8 traf Portugal besonders hart, 
und die EU setzte auch hier gegenüber 
dem hochverschuldeten Land die üblichen 
Daumenschrauben an. Der konservative 
Premier Passos Coelho nutzte diese Situa- 
tion, um sich mit einer rigiden Sparpolitik 
als Musterschüler der sogenannten Troika 
aus Kommission, EZB und IWF zu profi- 
lieren. Nach den Wahlen von 2015 gelang 
es dem Chef des Partido Socialista, Anto- 
nio Costa, eine Minderheitsregierung zu 
bilden, die von den Kommunisten (PCP), 
dem Linksblock (BE) und den Grünen 
(PEV) unterstützt wurde. Ihm ging es 
darum, „die Tendenz umzukehren“ und 
die von Brüssel und Berlin aufgezwun- 
gene Austeritätspolitik zu beenden: unter 
anderem, indem die Renten ebenso wie 
der Mindestlohn angehoben wurden, die 
Sozialhilfe wieder eingeführt wurde und 
die Lohn- und Gehaltskürzungen im 
öffentlichen Dienst schrittweise zurück- 
genommen wurden. Auch der Privatisie- 
rungskurs wurde gestoppt und Steuern für 
Besserverdienende eingeführt. Entgegen 
den Katastrophenprognosen, die von der 
EU eilfertig verbreitet wurden, zeigte sich 
eine allmähliche wirtschaftliche Erholung. 

Entgegen dem Linksrutsch der por- 
tugiesischen Sozialdemokratie schlugen 
die dänischen Socialdemokraterne unter 
Mette Frederiksen einen anderen Weg 
ein. Zwar hatte die Sozialdemokratie in 
Dänemark traditionell eine starke Stellung 
und erreichte bis Ende der 1990er Jahre 
Zustimmungswerte von mehr als 30 Pro- 
zent, verlor jedoch seitdem kontinuierlich 
in der Wählergunst und erlitt 2011 eine 
historische Wahlniederlage. Zuletzt be- 
fand sie sich in einer Koalition mit den 
Rechtsliberalen und trug den Abbau des 
Sozialstaates mit. Gleichzeitig stieg die 
Bedeutung der rechtspopulistischen Däni- 
schen Volkspartei, wobei ihr Erfolg auf die 
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in den Augen vieler DänInnen zu liberale 
Migrationspolitik des Landes zurückge- 
führt wurde. Dementsprechend schlug die 
Sozialdemokratie unter Mette Frederiksen 
einen migrationskritischen Kurs ein und 
beteiligte sich an den Verschärfungen des 
Ausländerrechts. Zuletzt wurde eine harte 
Migrationspolitik zum, zentralen Wahl- 
kampfversprechen der Sozialdemokratie, 
die ankündigte, jegliche Migration stren- 
ger zu begrenzen und die Integration von 
AusländerInnen stärker staatlich zu kont- 
rollieren. Gleichzeitig sollen sozialstaatliche 
Maßnahmen aber wieder ausgebaut werden. 
Mit dieser Strategie konnte die dänische 
Sozialdemokratie erhebliche Zugewinne 
verzeichnen und aus den Parlamentswahlen 
im Juni 2019 sogar als Wahlsieger hervor- 
gehen. Zugleich konnte der Höhenflug der 
Dänischen Volkspartei gestoppt werden, 
weshalb einige VertreterInnen der SPD 
ihre dänische Schwesterpartei zum Vorbild 
ausgerufen haben. 

Mit der Darstellung der beiden Län- 
derbeispiele ist jedoch das breite Spektrum 
sozialdemokratischer Strategieentwürfe 
keineswegs erfasst. Sie dokumentieren, wie 
unterschiedlich heute sozialdemokratische 
Politik verstanden und auch umgesetzt 
wird. Sie zeigen zudem auf, dass die sozi- 
aldemokratische Parteienfamilie Auswege 
aus ihrem vermeintlichen Niedergang 
sucht, die in jedem europäischen Land 
sehr unterschiedlich aussehen. Dabei wird 
jedoch deutlich, dass die meisten Parteien 
„auf Sicht fahren“ und keiner kohärenten 
Strategie folgen. Vielmehr ist das Dilemma 
der europäischen Sozialdemokratie, dass sie 
nach dem „Dritten Weg“ keinen gemeinsa- 
men ideologischen Rahmen mehr hat, der 
als politisches Projekt eine gewisse utopi- 
sche Anziehungskraft entfalten könnte. 
Gerade in Deutschland ist die SPD als Ver- 
walterin einer Großen Koalition vollkom- 
men profillos geworden und hat jegliche 
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Ausstrahlungskraft eingebüßt. Aus einer 
Klassenpartei ist eine Regierungspartei ge- 
worden - wie Angelo Bolafflı und Giacomo 
Marramao schon in der PROKLA 47 im 
Jahre 1982 schrieben - deren Wirksamkeit 
„[...] als Regierungspartei’ (oder gar als 
‘Staatspartei’) zur Beständigkeit ihrer Ver- 
ankerung in der industriellen Arbeiterklasse 
nicht in einem umgekehrt proportionalen 
Verhältnis steht, sondern sich als direkt pro- 
portional dazu erweist“ (Bolafi/Marramao 
1982: 40). Mit dieser These verwarfen sie die 
damals in der Linken breit vertretene Auf- 
fassung, die Sozialdemokratie würde mit 
der Krise des Fordismus nun an die wahren 
Grenzen der reformerischen Gestaltbarkeit 
des Kapitalismus stoßen. Diese objektiven 
ökonomischen Strukturen würden vielmehr 
beständig durch sozialdemokratische Inter- 
ventionspolitik modifiziert und verändert 
(ebd.: 42), und an dieser Handlungsmacht, 
die zugleich die Interessen der Arbeitneh- 
merInnen im Staat vertrete, hänge die Be- 
deutung der sozialdemokratischen Parteien. 
Mit derartigen Positionen veröffentlichte 
die PROKLA nun Artikel, die der Inten- 
tion der Staatsableitungsdebatte der 1970er 
Jahre, welche in der PROKLA geführt 
wurde, und der es gerade darum ging, der- 
artige „Sozialstaatsillusionen“ zu begraben, 
diametral entgegengesetzt war. Demgegen- 
über zeigte sich die PROKLA Redaktion 
trotz der Veröffentlichung des Artikels von 
Bolaffı und Marramao doch auch skeptisch 
gegenüber dieser Position, welche sich in 
ihren Augen darauf richtete, „der italie- 
nischen KP den endgültigen Abschied 
vom Klassenreduktionismus, also von der 
Klassenpartei, zugunsten eines italienischen 
“Bad Godesberg’ als politische Strategie na- 
hezulegen, um zur Regierungsfähigkeit zu 
gelangen“ (PROKLA Redaktion 1982: 6). 
Mit dieser skeptischen Einschätzung sollte 
die Redaktion zumindest in Bezug auf die 
italienische KP recht behalten. 
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Fragt man den heutigen wissenschaft- 
lichen Mainstream nach den Gründen für 
den Niedergang der Sozialdemokratie, so 
lauten die gängigen Formeln: Die Zeit 
der großen Volksparteien sei vorbei, der 
Sozialdemokratie sei mit dem Rückgang 
der eigentlichen Arbeiterschaft ihre tra- 
ditionelle Klientel abhanden gekommen 
oder in Zeiten der Globalisierunghätte eine 
Politik, die auf den nationalen Sozialstaat 
setzt, keine Umsetzungschancen mehr. Um 
das Debakel vieler sozialdemokratischer 
Parteien, in den größeren wie auch in ei- 
nigen kleineren, jedenfalls in den relativ 
wohlhabenden EU-Ländern, zu erklären, 
muss jedoch tiefer gegraben werden. Dies 
soll in der vorliegenden Ausgabe der PRO- 
KLA geschehen, in dem den inneren Wi- 
dersprüchen und Inkonsistenzen, auf der 
Ebene sowohl der Programmatik als auch 
der praktischen Politik nachgegangen wird. 

Ingo Schmidt untersucht in seinem Bei- 
trag, welche Bedeutung die theoretischen 
Entwürfe von Marx, Keynes und Hayek 
seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts in verschiedenen Perioden für die 
deutschen Sozialdemokraten jeweils hatten 
und immer wieder heftige innerparteiliche 
Kontroversen auslösten, wie sich also eine 
ursprünglich dem Marxismus verpflichtete 
Sozialdemokratie zuerst dem keynesiani- 
schen und später dem neoliberalen Zeitgeist 
anzupassen wusste. Ingo Schmidt kommt zu 
dem Schluss, die früheren Konzepte hätten 
sich erschöpft, allerdings befinde sich auch 
der Neoliberalismus in einer Krise, die zu ei- 
ner Vielzahl von Protesten verschiedenster 
Bewegungen und gelegentlichen Erfolgen 
linker Parteien geführt habe. Diese Kämpfe 
müssten vernetzt werden und Lernprozesse 
bewirken, um neue Ideen sozialistischer 
Programmatik, Organisation und Strategie 
zu entwickeln. 

Armin Puller geht dem auch bei Ingo 


Schmidt bereits kurz skizzierten „Dritten 
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Weg“ weiter nach und analysiert die „hy- 
bride Identität“ des Blairismus, der den 
Bruch mit der traditionellen Sozialde- 
mokratie betonte und offen auf den Leis- 
tungs- und Wettbewerbsstaat der Neoli- 
beralen setzte, diesen jedoch gleichzeitig 
mit Bezügen zu Gleichheit und sozialer 
Gerechtigkeit, Moralismus und humanis- 
tischen Werten verbinden wollte, und seine 
Fortsetzung im „Postblairismus“ fand, 
ohne dass auch dieser die Unvereinbarkeit 
beider Logiken aufzulösen vermochte. Die 
Praxis der blairistischen und postblairisti- 
schen Ideologie wird am Beispiel der öster- 
reichischen SPÖ und deren Schlingerkurs 
in den letzten Jahrzehnten exemplifiziert. 

Eineähnliche Hybridität kennzeichnet 
auf der Ebene der EU die Programmatik 
der Progressiven Allianz der Sozialdemo- 
kraten. Wie Angela Wigger und Laura 
Horn aufzeigen, unterstützte diese stets die 
hegemoniale Politik der Wetrbewerbslogik 
über interne Abwertung durch Lohnmä- 
ßigung und Arbeitsmarktflexibilisierung, 
wie auch den Verteidigungsfonds als Teil 
der neuen Industriepolitik der EU, sie 
engagierte sich jedoch gleichermaßen für 
flankierende Projekte wie das Europäische 
Sozialmodell und die Europäische Säule 
sozialer Rechte, verfing sich somit in den 
letzten Jahren in Widersprüchen, wie sie 
entsprechende sozialdemokratische Pro- 
jekte auf nationaler Ebene charakterisieren. 

Manfred Wannöffel widmet sich der 
Frage, wie sich wechselnde politische 
Programmatiken konkret in der Welt der 
Arbeit niedergeschlagen haben. Der Wie- 
deraufbau der 1950er Jahre war in der 
Bundesrepublik damit verbunden, dass 
die Beschäftigten - entsprechend dem Po- 
litikmodell der sozialen Demokratie - über 
starke Gewerkschaften, Tarifvereinbarun- 
gen und Betriebsräte eine Sekundärmacht 
entwickeln konnten, die seit der Krise der 
1970er Jahre jedoch zunehmend erodierte. 
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Die alltäglichen Kooperationszusam- 
menhänge und Solidaritätserfahrungen 
wurden durch neue Produktionsmodelle 
von lean production bis zur Plattform- 
ökonomie unterminiert, dies alles von 
entsprechenden politischen Angriffen auf 
das Modell der sozialen Demokratie or- 
chestriert. Gegenbewegungen müssten also 
von neuen Allianzen der VerteidigerInnen 
dieses Konzept, der Gewerkschaften und 
der sozialen Bewegungen kommen, um den 
marktliberalen Kräften ein Konzept von 
sozialer Gerechtigkeit, Kooperation und 
Solidarität entgegen zu halten. 

Ein Einspruch von Stephan Lessenich 
thematisiert ebenfalls die Krise der SPD, 
under sieht für diese Partei, die „sich selbst 
abschafft“ keinerlei Rettungsmöglichkei- 
ten mehr. Sie habe ihre Zeit gehabt, diese 
Zeit sei nun abgelaufen: Sie habe sich stets 
staatstragend bis zum bitteren Ende gezeigt, 
sich häuslich im „Modell Deutschland“ 
eingerichtet und gegenüber allen neueren 
dringenden Herausforderungen wie denje- 
nigen der Einwanderungsgesellschaft und 
der Klimakrise komplett versagt. „Die So- 
zialdemokratie hat“, wie es Alex Demirovie 
(2013: 312) in PROKLA 171 formulierte, 
„kein historisches Projekt mehr“. Im Ge- 
gensatz zur Einschätzung von Stephan Les- 
senich will Janis Ehling in einem weiteren 
Einspruch die SPD keineswegs komplett 
aufgeben. Für ihn ist ihre derzeitige Lage 
ein Symptom der allgemeinen Krise der 
Linken, und er sieht durchaus Chancen 
für eine mögliche Erneuerung, etwa über 
eine stärkere Hinwendungzu den Gewerk- 
schaften, oder über umfassende kulturelle 
Angebote zusammen mit ihren eigenen 
Basisorganisationen, um sich so bei der 
Wählerschaft besser zu verankern. 

Markus Wissen setzt in seinem Ein- 
spruch an der Debatte über Kollektivie- 
rung an, die nach einer Interview-Äuße- 
rungdes Juso-Vorsitzenden Kevin Kühnert 


349 


aufllammte. In kritischer Auseinanderset- 
zung mit dem Beitrag von Kai Burmeister 
(2019) in der PROKLA 195 diskutiert er 
die Dilemmata gewerkschaftlicher Trans- 
formationspolitik in der Automobilin- 
dustrie. Dabei erörtert er vor allem die 
Potenziale einer Strategie der Vergesell- 
schaftung und der Demokratisierung der 
Verfügungsgewalt über die Produktions- 
mittel. Obwohl diese auf den ersten Blick 
die gewerkschaftliche Organisationsmacht 
in einer wichtigen industriellen Branche zu 
schwächen scheint, kann sie, so die These 
des Beitrags, zu einem Hebel der Stärkung 
von Gewerkschaften als Schlüsselakteuren 
einer sozial-ökologischen Transformation 
werden. 

Obwohl die Krise der Sozialdemokratie 
kein allzu neues Phänomen ist, steht das 
Thema schon seit einigen Jahren auf der 
To-do-Liste der PROKLA - auch politisch 
ist es hoch relevant. Im Vergleich dazu ist 
unser Schwerpunkt recht dünn ausgefal- 
len, fehlen Beiträge zu relevanten Fragen, 
die wir mitunter in unserem call for papers 
formuliert hatten, etwa ob Konflikte, die 
zu einem Niedergang der Sozialdemokratie 
führen, in ähnlicher Weise die Partei Die 
Linke betreffen oder welche Mechanismen 
dazu beitragen, dass es der SPD so schwer 
fällt, mit dem einst eingeschlagenen so- 
genannten Dritten Weg zu brechen. Um 
diese Fragen zu beantworten, bedarf es 
nicht nur eine Analyse konzeptionell- 
politischer Fragen, der Programme und 
des jeweiligen Selbstverständnisses der 
Parteien, sondern eben auch eine Analyse 
des Parteiensystems und seiner Funktions- 
weise. Aber die kritische Parteienforschung 
hat ihre besten Tage leider bereits hinter 
sich. Das mussten wir bereits anlässlich der 
PROKLA 171 feststellen, die den Schwer- 
punkt „Demokratie und Herrschaft, Parla- 
mentarismus und Parteien“ hatte. Kritische 
Sozialwissenschaft hat sich zwar in den 
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letzten Jahren, ja Jahrzehnten, um eine 
Staatstheorie verdient gemacht, die auch 
viele Forschungsergebnisse angewendet 
und kritisch überprüft hat, aber Parteien 
und Parlamentarismus waren kaum ihr 
Gegenstand. Ebenso wurde in den letzten 
Jahren die „Klassenfrage“ wiederentdeckt, 
aber kaum systematisch dem Zusammen- 
hangvon Klassengesellschaft, Parteien und 
Wahlverhalten, also der sozialen Basis von 
Parteien nachgegangen - einem Vorhaben, 
dem, wie Sablowski/Thien (2018: 58) in 
der PROKLA herausstellen, auch schnell 
Grenzen auferlegt sind, weil „die heutige 
empirische Sozialstrukturanalyse und 
Wahlforschung sich in der Regel nicht 
an der marxistischen Klassentheorie ori- 
entiert, sondern ganz andere Kategorien 
verwendet.“ Esbleibt also noch viel zu tun. 

In einem weiteren Einspruch setzt sich 
Floris Biskamp mit der neuerdings viel- 
diskutierten Veröffentlichung von Philip 
Manow Politische Ökonomie des Populis- 
mus (2018) auseinander. Er knüpft damit 
an Diskussionen an, die in der PROKLA 
bereitsin Heft 188 (2017) von Emma Dow- 
ling, Silke van Dyk und Stefanie Graefe 
aufgenommen und in Heft 190 (2018) 
durch Dennis Eversberg sowie Thomas 
Sablowski und Hans-Günter Thien weiter- 
geführt wurden. Floris Biskamp kritisiert 
den Ansatz von Manow sowohl wegen der 
begrifflichen Unschärfe seines Populismus- 
begriffs als auch wegen der weitgehenden 
Ausblendung der kulturellen Ebene und 
des insgesamt unterkomplexen Modells, 
mit dem Manow ökonomische Erklärun- 
gen wieder in den Vordergrund rückt und 
kulturellen Deutungen eine klare Absage 
erteilt, statt nach einer Vermittlung beider 
Ebenen zu suchen. 

Schließlich betrachten Anna Landherr 
und Jakob Grafin ihrem Einspruch die ak- 
tuellen Debatten um Externalisierungsge- 
sellschaft und imperiale Lebensweise aus 
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dem Blick der Peripherien des globalen 
Kapitalismus. Während in den Debatten 
hierzulande häufigein Gegensatz zwischen 
diesen Ansätzen und der Frage nach ge- 
sellschaftsinternen Klassenverhältnissen 
festgestellt wird, zeigt der Einspruch am 
Beispiel Chiles, dass aus der Sicht der 
Peripherien globale Ungleichheiten und 
Klassenverhältnisse schon auf den ersten 
Blick zusammenfallen. Daraus ließen sich 
auch neue Möglichkeiten für internatio- 
nale Bündnisse ableiten. 

Christian Frings führt in der vorliegen- 
den Ausgabe eine Debatte fort, die Heide 
Gerstenberger in PROKLA 192 ange- 
stimmthat. In neueren Beiträgen argumen- 
tiert sie, aber auch Marcel van der Linden 
und Karl Heinz Roth, dass unmittelbare 
Gewalt und Formen unfreier Arbeit in 
Kapitalismusanalysen ausgeblendet werde, 
weil die doppelt freie Lohnarbeit in Marx’ 
Kritik der politischen Ökonomie eine zen- 
trale Stellung einnehme. Die Kritik treffe 
demnach zwar „den“ Marxismus, nicht 
jedoch Marx selbst, so Frings. Er versucht 
zu zeigen, dass Marx an einer radikalen 
Kritik von Lohnarbeit als einer maskier- 
ten und verallgemeinerten Form der Skla- 
verei festhielt, während dominante Teile 
der Arbeiterbewegung hingegen die freie 
Lohnarbeit als „ehrliche Arbeit“ anderen 
Formen wie dem Lumpenproletariat und 
den Versklavten gegenüberstellte. Marx 
konzentriert sich, auch in seiner Kritik an 
der „Arbeiterbewegung“, auf die Form der 
Lohnarbeit, weil sie die ideale Mystifizie- 
rung und Verschleierung der Ausbeutung 
im Kapitalismus darstellt. 
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Marx, Keynes, Hayek und die SPD 


Ökonomische Theorien als Schlüssel zum Verständnis 
von Klassenverhältnissen, ökonomischer Entwicklung 
und Parteigeschichte 


Die Geschicke der Sozialdemokratie sind unterschiedlich interpretiert worden. 
Manche sehen unter dem Druck von Weltmarktkonkurrenz oder fallender Pro- 
fitrate keinen Spielraum für eine steuerfinanzierte Umverteilungspolitik (Scharpf 
1991; Lavelle 2008). Diese Analysen können allerdings nicht erklären, weshalb es 
ausgerechnet aufdem Höhepunkt der neoliberalen Globalisierung in den 1990er 
Jahren zu einem sozialdemokratischen Comeback gekommen ist. Anderen gilt die 
Absage an den Primat der Ökonomie als Voraussetzung, um sozialdemokratische 
Politik dem steten Wandel von Sozialstruktur und Präferenzen der WählerInnen 
anzupassen (Berman 2006; Kitschelt 1994). Wieder andere erwarten, dass die 
Sozialdemokratie als Gegengewicht zur neoliberalen Globalisierung und der 
damit verbundenen Ungleichheit und Unsicherheit punkten kann (Blyth 2002). 
Keine dieser Interpretationen kann erklären, weshalb das Comeback der 1990er 
Jahre nach dem Ende des New Economy Booms 2001 an Fahrt verloren und 
nach der großen Rezession 2008 in eine neuerliche Krise der Sozialdemokratie 
umgeschlagen ist (Bailey u.a. 2014). 

Mit mehr Gespür für die Wandlungsfähigkeit von Parteien, Programmatik 
und Politik ist darauf hingewiesen worden, dass sich eine ursprünglich dem 
Marxismus verpflichtete Sozialdemokratie im Laufe des 20. Jahrhunderts erst 
dem keynesianischen und später dem neoliberalen Zeitgeist anzupassen wusste 
(Mudge 2018). Unklar bleibt dabei, wer oder was diese Geister zu bestimmten 
Zeiten rief. An diesem Punkt setzt die vorliegende Analyse an. Sie benutzt öko- 
nomische Theorien als Schlüssel zum Verständnis von Klassenverhältnissen, 
ökonomischer Entwicklung und Parteigeschichte. 

Karl Marx, John Maynard Keynes und Friedrich August von Hayck werden im 
Folgenden als „konzeptive Ideologen“ (Marx, Engels 1846: 46), aber mehr noch 
als Chiffren verstanden. Konzeptive Ideologen, weil sie einander überlagernde, 
teilweise aber auch widersprechende Problemwahrnehmungen bündeln und in 
ein politisches Programm übersetzen konnten. Chifften, weil die Denksysteme 
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und Sprachen, an deren Schaffung sie so großen Anteil hatten, verschiedenen 
bürgerlichen aber auch proletarischen Öffentlichkeiten die Artikulation kolleck- 
tiver Selbstverständnisse erlaubten, aber auch die Möglichkeit zur Abgrenzung 
von politischen Gegnern und den Rahmen für strategische Diskussionen boten. 

Zu Chiffren wurden die drei Ökonomen erst, als ihre Theorien bereits den 
jeweiligen Zeitgeist bedeutend prägten. Marx steht dabei für die Herausbildung 
einer sozialistischen Arbeiterbewegung im späten 19. Jahrhundert, Keynes für 
deren Einbindung während der Nachkriegsprosperität und Hayck für die Zu- 
rückdrängung der sozialen Reformen, die die Arbeiterbewegung in den Jahren 
der Prosperität durchsetzen konnte. Genauer: Aus den praktischen Erfahrungen 
der bürgerlichen Revolutionen, der philosophischen Kritik an der bürgerlichen 
Gesellschaft und der Kritik der klassischen politischen Ökonomie entwickelten 
Marx und Engels ein Panorama aus kapitalistischer Entwicklung, Krisen und 
Klassenkämpfen. Die Verbreitung und Weiterentwicklung dieser Ideen ver- 
knüpften eine Vielzahl verstreuter Zirkel zu einem organisatorischen Netzwerk, 
einschließlich Partei und Gewerkschaften. Dabei entstand eine proletarische 
Öffentlichkeit, in der marxistische Ideen, neben anderen, der kollektiven Selbsti- 
dentifikation und Ausarbeitung politischer Strategien gegen das Kapital dienten. 
Diese Ideen kreisten um die Selbstemanzipation der ArbeiterInnenklasse. Die 
Organisationen, gerade auch die SPD, die sich die Klasse zu diesem Zweck schuf, 
brachten allerdings schon bald eine Bürokratie hervor, die im Namen oder ganz 
und gar für die Masse der ArbeiterInnen zu sprechen beanspruchte. 

Angesichts der Herausforderungen durch die sozialdemokratische Arbeite- 
iInnenbewegung, die Gründung der Sowjetunion und die Weltwirtschaftskrise 
entwickelte sich in akademischen, teilweise auch administrativen Milieus die Idee 
staatlicher Wirtschaftssteuerung. Diese untrennbar mit dem Namen Keynes 
verbundene Idee erlaubte der Sozialdemokratie, sich einerseits von der Sowje- 
tunion bzw. dem Marxismus abzugrenzen und andererseits zum Bannerträger 
einer rationalen, die Anarchie der Märkte bändigenden Politik zu werden. Die 
damit verbundene Integration der Partei in einen sozialstaatlich erweiterten Staat 
führte allerdings zur weitgehenden Auflösung der proletarischen Öffentlichkeit. 
Die organisierte ArbeiterInnenklasse wurde zu einer repräsentierten Klasse. 
Damit schwanden auch die Gegenmachtpotenziale, auf deren Grundlage die 
Sozialdemokratie die Erweiterung des Sozialstaates aushandeln konnte. Mit 
dem Ende der Nachkriegsprosperität wurde der Nimbus der SPD als jenseits von 
Krisen und Klassenkonflikten agierender politischer Kraft zerstört. Nicht zuletzt 
aufgrund von Interessengegensätzen zwischen subalternen Gruppen, die sich 
von den Früchten sozialer Reformen ausgeschlossen sahen, und solchen, deren 
Erwartungen im Zuge von Prosperität und Ausbau des Sozialstaates gestiegen 
waren, mit der Krise ab Mitte der 1970er Jahre aber enttäuscht wurden. 
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Den AnhängerInnen Haycks galten die Wiederkehr von Wirtschaftskrisen 
und Massenarbeitslosigkeit nicht als Folge unzureichender politischer Steue- 
rung, sondern gerade umgekehrt als deren Ursache. Sie nutzten diese Krisen, 
um ihre akademischen Nischen zu verlassen. Sie organisierten eine neoliberale 
Gegenöftentlichkeit, die individuelle Selbstemanzipation in Aussicht stellte, 
indem die sozialstaatliche Bevormundung zurückgedrängt werden sollte. Für 
diese Gegenreform konnten sie auch die Zustimmung vieler von Sozialstaat, 
Keynesianismus und Sozialdemokratie enttäuschten ArbeiterInnen gewinnen. 
Die SPD passte sich in den 1990er Jahren dem neoliberalen Zeitgeist an, verschob 
den Akzent aber von der Deregulierung zur staatlichen Förderung der Wettbe- 
werbsfähigkeit gerade auch benachteiligter Gruppen. Als Finanz- und dann auch 
allgemeine Wirtschaftskrisen 2008 die Hoffnung auf die neoliberale Prosperität 
zerstörten, gab die SPD ihre Förderungsrhetorik aufund forderte harte Sparmaß- 
nahmen. Eingebunden in die in Zeiten der Sozialstaatsexpansion erweiterten 
Staatsapparate und abgeschnitten von einer ArbeiterInnenklasse, die im Zuge 
der neoliberalen Gegenreform und ökonomischer Umstrukturierungzunehmend 
desorganisiert war, sah sie sich den Forderungen des Kapitals hilflos ausgesetzt. 
Dadurch verlor sie den Zuspruch jener, die infolge von Krisen sowie zunehmender 
Ungleichheit und Unsicherheit nach sozialem Schutz statt Austerität schnten. 
Als Angehörige einer desorganisierten Klasse stellen sie jedoch auch keine Ge- 
genmacht dar, die einen entsprechenden politischen Kurswechsel durchsetzen 
konnte. Die Hoffnung, die Sozialdemokratie möge sich ihres sozialstaatlichen 
Erfolgsmodells besinnen, schließt künftige Wahlerfolge nicht aus. Diese werden 
aber solange zu Enttäuschungen, Ohnmacht und Verzweiflung führen, wie sie 
nicht mit dem Aufbau neuer Gegenmacht einhergehen. Dafür fehlen bislang 
Ideen, die vielfältige aber zersplitterte Bewegungen zusammenführen und so zu 
einer sozialen Kraft werden lassen könnten. 


Marx: Sozialistische Herausforderung 


Parteiintellektuelle, allen voran Karl Kautsky aber auch Eduard Bernstein und 
Rosa Luxemburg, haben die verstreuten und zum Teil schr speziellen Themen 
gewidmeten Texte von Marx und Engels systematisiert und popularisiert so- 
wie Analysen zu Themen ergänzt, die von Marx und Engels nicht bearbeitet 
wurden (Morina 2017). Diese Theorieproduktion wurde von den Parteivorsit- 
zenden Wilhelm Liebknecht und August Bebel beglaubigt, auch wenn sie sich 
um deren Inhalt manches Mal nicht weiter geschert haben. Von unzähligen 
Parteijournalisten wurde sie unter die Leute gebracht. In einem Netzwerk von 
Partei- und Gewerkschaftsgruppen, Kultur- und Sportvereinen, Kneipen und 


356 Ingo Schmidt 


Konsumgenossenschaften wurde dieses Theorieangebot in eine Sprache übersetzt, 
in der ArbeiterInnen ihre Alltagserfahrungen und Zukunftserwartungen sowie 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede untereinander vor allem aber auch gegen- 
über den KapitalistInnen ausdrücken konnten. Dabei strahlten die Aktivitäten 
sozialdemokratischer Organisationen auch aufandere, insbesondere christliche, 
Arbeitervereine aus. Umgekehrt vermischten sich marxistische Ideen innerhalb 
sozialdemokratischer Organisationen mit christlichen, liberalen, mitunter auch 
nationalistischen Vorstellungen (Dorrien 2019). 

Innerhalb dieses Geflechts unterschiedlicher Organisationen bildete sich eine 
proletarische Öffentlichkeit, deren Eigenständigkeit gegenüber der bürgerli- 
chen Öffentlichkeit der politischen Ausgrenzung der ArbeiterInnenklasse im 
Kaiserreich entsprach. Diese Ausgrenzung stärkte den inneren Zusammenhalt, 
die Ausweitung der Lohnarbeit schuf die Zuversicht, die Macht des Kapitals in 
der nächsten größeren Krise zu brechen. In der Zwischenzeit sollte der Kampf 
um soziale Reformen, insbesondere durch gewerkschaftliche Kämpfe, die Lage 
der ArbeiterInnenklasse verbessern und die Organisationen der ArbeiterIn- 
nenbewegung stärken. Diese Perspektive wurde weitgehend geteilt, ließ aber 
unterschiedliche Interpretationen zu (Groh 1973; Steenson 1991: 47-107). 

Nach Auslaufen des Sozialistengesetzes (1878-1890) und mit dem Ende 
der Depression (1873-1896) bildete sich eine SPD-Rechte heraus, denen die 
parteioflizielle Revolutionsrhetorik als Hindernis auf dem Weg zu Bündnissen 
mit anderen Parteien galt. Da sich die Annahmen einer vollständigen Proletari- 
sierung der Mittelklassen und eines ökonomischen Zusammenbruchs als falsch 
erwiesen habe, sei auch die hieran geknüpfte Revolutionserwartung historisch 
überholt. Bernstein war der Vordenker dieser zunächst auf eine Revision des 
und später Abkehr vom Marxismus zielenden Strömung, hielt sich aber von dem 
aggressiven Sozialimperialismus fern, der sich auf der äußersten Rechten der SPD 
herausbildete. Von links, unter der Wortführerschaft Luxemburgs, wurden die 
Forderungen nach einer Revision von Parteiprogramm und Strategie zunächst 
eher hilflos mit dem Argument zurückgewiesen, dass der Zusammenbruch 
schon noch komme. Alle bis dahin erzielten Reformen werden dann zunichte 
gemacht, was eine Revolution notwendig mache. Bei weiterhin anhaltendem 
Konjunkturaufschwungkommt es 1905, zeitgleich mit der russischen Revolution, 
zu massiven Streiks, vor deren Hintergrund die SPD-Linke die Durchführung 
von Massenstreiks zur Durchsetzung einer parlamentarischen Demokratie mit 
allgemeinem Wahlrecht fordert. 

In dieser Situation wird das vom Parteizentrum um Bebel und Kautsky pro- 
pagierte Festhalten an marxistischen Ideen zu einer Klammer, unter der sich 
verschiedene Interpretationen des Marxismus vor allem aber auch die auseinan- 
derstrebenden Parteiflügel mühselig zusammenbhalten ließen. An theoretischen 
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Fragen wenig interessiert und angesichts der Erfahrung, dass andere Parteien 
unabhängig vom SPD-Programm kein Interesse an einer Zusammenarbeit hatten, 
suchte die SPD-Rechte weiterhin nach Ansatzpunkten der Klassenkollaboration. 
Den Theoriehader überließ sie der Linken. Diese wiederum wähnte sich in der 
Vorstellung, den revolutionären Marxismus verteidigt zu haben und für kom- 
mende Kämpfe gerüstet zu sein. Eine Illusion, wie sich bei Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges herausstellte. Die SPD-Rechte um Noske hatte den Kolonialismus 
schon seit Jahren mit dem Ziel der Teilung kolonialer Extraprofite zwischen 
Arbeit und Kapital unterstützt. Das Parteizentrum ließ sich von der Propaganda, 
es handele sich um einen Verteidigungskrieg, blenden und fürchtete im Fall 
offener Opposition gegen den Krieg die Illegalität. Aus der innerhalb der SPD 
weitgehend isolierten und politisch verfolgten Parteilinken ging im Revoluti- 
onswinter 1918/19 die KPD hervor. 

Obgleich die KPD das Banner des Marxismus lautstark für sich reklamierte, 
spielten marxistische Überzeugungen auch im Selbstverständnis und in den 
strategischen Debatten der SPD weiter eine zentrale Rolle. Aus dem abstrakten 
Bekenntnis zum revolutionären Marxismus wurde das Bemühen, aus einem 
reformistischen Marxismus eine Strategie des Übergangs von parlamentari- 
scher Demokratie und organisiertem Kapitalismus zu einer sozialistischen, aber 
weiterhin parlamentarisch verfassten, Wirtschaftsdemokratie zu entwickeln 
(Hilferding, 1924; Naphtali 1928). Die repressive Einbindung der SPD in die 
Kriegswirtschaft von 1914 bis 1918 galt als Belegder von Hilferding (1911) bereits 
in seinem Buch Das Finanzkapital vertretenen These der politischen Steuerbarkeit 
kapitalistischer Ökonomien. Diese sollte nun unter demokratischen Bedingungen 
fortgeführt werden, das Ziel war ein demokratischer Umbau der Wirtschaft, 
Wirtschaftsdemokratie. 

Dieser Zielsetzung fehlte jedoch die politische Unterstützung, Die revanchis- 
tischen Kräfte, mit denen sich die SPD gegen KPD, revolutionäre Obleute und 
Syndikalisten während der Revolution verbündet hatte, waren an einer Nutzung 
des Staatsapparates zu wirtschaftsdemokratischen Zwecken nicht interessiert. Für 
sie war bereits die Weimarer Verfassung eine Zumutung, Auf der anderen Seite 
des politischen Spektrums hatte der Pakt der SPD mit der Konterrevolution einer 
möglichen Einheitsfront mit der KPD schon vor deren Bolschewisierung kaum 
überwindbare Hindernisse in den Weggelegt. Auch in der SPD konnte sich nur 
eine Minderheit für eine Einheitsfront erwärmen. So war die SPD die einzige 
der großen Parteien, die die Weimarer Republik bedingungslos unterstützte. 

Zur politischen Isolierung der SPD kam die Wirtschaftskrise. Zwischen 
Nachkriegskrise und Inflation zu Beginn der 1920er Jahre und Depression seit 
Ende der 1920er Jahre erscheinen die „Goldenen Zwanziger“ cher als Atempause 
in der allgemeinen Krise des Kapitalismus denn als Ausgangspunkt für einen 
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wirtschaftsdemokratischen Umbau. Entsprechende Pläne hat die Partei dann 
auch schnell aufgegeben. In der Hoffnung, eine Machtübernahme durch die Nazis 
zu verhindern, unterstützte die SPD die Austeritätspolitik des Reichskanzlers 
Heinrich Brüning. Von einigen Partei- und Gewerkschaftsintellektuellen vor- 
gelegte Pläne einer staatlichen Beschäftigungspolitik fanden keine Mehrheit. 
In Umkehrung der zu Beginn der 1920er Jahre aufgestellten These der politi- 
schen Steuerbarkeit der Wirtschaft hieß es nun, Krisen gehörten nun mal zum 
kapitalistischen Geschäft. Das klang bei den KommunistInnen nicht anders. 
Trotzdem waren weiterhin nur Minderheiten in SPD und KPD zur Bildung 
einer antifaschistischen Einheitsfront bereit. 

Unter der Führung Kurt Schumachers wurde die Abgrenzung von den Kom- 
munistInnen nach dem Zweiten Weltkriegnoch schärfer. Der Marxismus blieb 
aber wichtigster programmatischer Bezugspunkt der Partei. Vergesellschaftung 
der Schlüsselindustrien und Wirtschaftsplanung blieben ihr Ziel. Es blieb aber 
unklar, wie dieses Ziel zu erreichen sei. Zudem fehlte eine proletarische Öffent- 
lichkeit, in der strategische Fragen hätten diskutiert werden können. Die nach 
Kriegsende vielerorts entstandenen Antifa-Ausschüsse waren nicht Beginn zur 
Wiederherstellung einer eigenen Kultur der ArbeiterInnenbewegung, sondern 
kurzes Durchgangsstadium auf dem Weg zu einer zwar staatlich moderierten, 
aber doch im Wesentlichen bürgerlichen Öffentlichkeit (Negt/Kluge 1972). In- 
sofern war die SPD in den frühen Jahren der Bundesrepublik Deutschland ebenso 
isoliert wie in der Weimarer Republik. Mangels eigener Stärke bzw. politischer 
Bündnispartner wurde die Strategie, den Kapitalismus politisch zu organisieren 
und wirtschaftsdemokratisch umzugestalten, nicht wieder aufgenommen. Eine 
Alternative hierzu gab es aber auch nicht. Erst mit dem Godesberger Programm 
wurden 1959 die Bedingungen für einen strategischen Neuanfanggeschaffen. Die 
Periode an Marx orientierter sozialdemokratischer Politik, diemit der Gründung 
der Eisenacher SDAP 1869 begonnen hatte, war zu Ende. 

Zehn Jahre nach Godesberg wurde Willy Brandt an der Spitze einer unter 
keynesianischer Flagge segelnden SPD Kanzler. Im gleichen Jahr vollzog die 
Jugendorganisation der SPD, die Jusos, eine Linkswende. Inspiriert von Stu- 
dentInnenrevolte, Arbeitskämpfen und Befreiungsbewegungen im Globalen 
Süden strömten junge AktivistInnen in Basisgruppen und neokommunistische 
Kleinstparteien - vor allem aber zu den Jusos und in die SPD. Ihr Denken war 
von Herbert Marcuse mindestens so stark geprägt wie von Marx. Die Kritische 
Theorie erlaubte ihnen die Widersprüche und Konfliktpotenziale zu verstehen, 
die sich aus der Integration der ArbeiterInnenbewegung in den Sozialstaatska- 
pitalismus ergeben hatten. Der revolutionäre Marxismus hatte revisionistische 
Gedankenspiele in dieser Richtung als Verrat gebrandmarkt, vor allem aber als 
illusionär abgetan. Der reformistische Marxismus mit seiner Theorie des or- 
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ganisierten Kapitalismus hatte stets auf diese Integration gehoftt, sie aber als 
Zwischenschritt auf dem Weg zu einer sozialistischen Gesellschaft verstanden. 
Krisen, weder wirtschaftliche, wie in den 1930er Jahren, noch politische, wie in 
den späten 1960er Jahren, waren auf diesem Weg nicht vorgeschen. 

So schr sich die jungen SozialdemokratInnen um ein Verständnis der spezi- 
fischen Krisen des Sozialstaatskapitalismus bemühten - die Marxismen, die sie 
dabei in Anschlag brachten, blieben allzu akademisch. Damit stießen sie in den 
Parteigliederungen der SPD, in denen sich Reste proletarischen Selbstverständ- 
nisses auch nach programmatischer Abkehr von Marx und trotz sozialstaatlicher 
Einbindung reproduzierten, auf massive Vorbehalte. Umgekehrt stießen sie in 
den Neuen Sozialen Bewegungen, die von ArbeiterInnenbewegung nichts und 
von Marxismus wenig hielten, auf Vorbehalte wegen ihrer Arbeit in der SPD. 
Die Partei galt in diesen Bewegungen, kommunistischen Vorbehalten in der 
Weimarer Republik nicht unähnlich, als Handlanger des Kapitals, nicht als 
Hebel sozialer Umgestaltung. 


Keynes: Sozialstaatliche Einbindung 


In der Weltwirtschaftskrise ab 1929 war es zu einer Blockade zwischen kom- 
munistischen Revolutionserwartungen, liberaler Austeritätspolitik und ihrer 
Tolerierungdurch die Sozialdemokraten gekommen. Die Nazis waren politische 
Nutznießer dieser Blockade und verbanden eine als keynesianisch zu bezeich- 
nende Wirtschaftspolitik mit ihren imperialistischen Revanche- und Eroberungs- 
plänen (Abelshauser 2000). Gleichwohl war John M. Keynes ein, wenn nicht 
„der“ konzeptive Ideologe des Sozialstaatskapitalismus, der nach dem Zweiten 
Weltkrieg und dem Faschismus in verschiedenen Varianten in Westeuropa, 
Nordamerika und Japan aufgebaut wurde (Hall 1989). Seine Theorien wiesen 
einen Ausweg aus der Blockade zwischen den Sozialisierungsvorstellungen der 
Linken und der auf Haushaltsausgleich und Geldwertstabilität fixierten Politik 
der Konservativen bzw. Altliberalen. Sozialisierung war dem Kapital selbst in 
ihrer sozialdemokratischen Variante ein Dorn im Auge, weil diese Investiti- 
onsentscheidungen von der Zustimmung von Gewerkschaften oder politischen 
Körperschaften abhängig machte. An eine Wiederaufnahme der altliberalen 
Austeritätspolitik war jedoch auch nicht zu denken, denn diese hatte ohne Zweifel 
großen Anteil daran, dass sich die 1929 kollabierende Konjunktur in eine tiefe und 
langanhaltende Depression verwandelte. Keynes Ausweg aus diesem Dilemma 
bestand darin, Investitionsentscheidungen einzelnen Unternehmen zu überlassen, 
dem Staat aber die Aufgabe zu übertragen, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
auf einem Niveau zu stabilisieren, das ein Beschäftigungsniveau gerade unterhalb 
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der Inflationsschwelle erlaubte. Lohnsenkungen, die aus altliberaler Sicht eine 
Voraussetzungzur Krisenüberwindung sind, seien zu vermeiden, weil die damit 
verbundenen Nachfrageausfälle zu einer Schwächung der Konjunktur führten. 
Die Aussicht aufstabile Beschäftigung und Einkommen erlaubte die Einbindung 
der ArbeiterInnenbewegung in den Sozialstaatskompromiss. 

SPD und Gewerkschaften wurden denn auch zu Protagonistinnen des Keyne- 
sianismus in Westdeutschland (Held 1982; Schmidt 1997). Allerdings erst in 
den 1960er Jahren, als die institutionellen Eckpunkte des Sozialstaates längst 
abgesteckt waren. Diese beinhalteten ein Anknüpfen an Renten- und Arbeits- 
losenversicherung aus dem Kaiserreich bzw. der Weimarer Republik. Dazu kam 
die Ausweitung kollektiver Lohnverhandlungen. Zusammen mit progressiven 
Einkommensteuertarifen und einer Erhöhung der Staatsquote gegenüber der 
Weimarer Republik und erst recht dem Kaiserreich wirkten diese Institutionen 
als staatlich garantierte Wirtschaftsstabilisatoren. Dieser institutionelle Keyne- 
sianismus kam ohne politische Interventionen aus, die nach dem Zweiten Welt- 
krieg vonseiten der ArbeiterInnenbewegungim Namen einer Neuordnung von 
Wirtschaft und Gesellschaft zwar gefordert, von den Konservativen aber mit 
Verweis aufden Dirigismus der Nazi-Kriegswirtschaft strikt abgelehnt wurden. 
Als Alternative boten die Konservativen eine soziale Marktwirtschaft an und 
verstanden es mit der CDU eine Partei zu schaffen, die neben kapitalistischen 
Honoratioren auch christlich statt sozialdemokratisch gesinnter ArbeiterInnen 
und den alten Mittelstand an sich binden konnte. Die Isolierung der SPD in 
den 1950er Jahren ging nicht nur darauf zurück, dass sie an programmatischen 
Vorstellungen aus der Weimarer Republik festhielt, sondern sie wurde auch aktiv 
von der CDU betrieben. 

Aber es dauerte nicht lange, bis die CDU nicht mehr als strahlende Partei des 
Wiederaufbaus und Bollwerk gegen den Marxismus sowjetischer oder sozialde- 
mokratischer Prägunggalt, sondern als letzte Zuflucht der Ewiggestrigen. In der 
nach Hitler groß gewordenen Generation stieß die Durchsetzung der Partei und 
desvon ihr beherrschten Staatsapparates mit alten Nazis zunehmend auf Kritik. 
Auch der wirtschaftliche Erfolg, den die CDU für sich reklamierte, wurde ihr 
in gewisser Weise zum Verhängnis. Steigende Einkommen und Beschäftigung 
führten zu einer Welt des glitzernden Massenkonsums, die einen Ausweg aus der 
Enge des von Arbeit, Familie und Sparen ausgerichteten Weltbildes der Konservva- 
tiven zu bieten schien. Die SPD, seit Godesbergnnicht mehr durch den Marxismus 
belastet, nutzte die Gelegenheit, sich als Kraft der Modernisierungzu empfehlen. 
Das galt für die außenpolitische Wende zur Entspannungspolitik aber auch für 
einen gesellschaftspolitischen Aufbruch im Inneren. Die SPD propagierte den 
Ausbau öffentlicher Infrastrukturen von Kinderbetreuung über Öffnung der 
Hochschulen für Kinder aus Arbeiterinnenhaushalten bis zur Altenpflege. Die 
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wissenschaftlich-technische Revolution, flankiert durch öffentliche Investitionen 
in Ausbildungund Forschung, versprach die Befreiung von repetitiver, körperlich 
belastender und vielleicht sogar von fremdbestimmter Arbeit. Als Vorgriff auf 
diese strahlende Zukunft boten sich, wenn schon nicht allen, so doch einer großen 
Zahl von Jugendlichen Aufstiegschancen, die in den Jahren des Wiederaufbausals 
mindestens so utopisch angeschen worden waren wie die sozialistischen Utopien 
eines im Wirtschaftswunder aufgelösten Proletariats. 

Keynesianische Wirtschaftspolitik spielte in diesen Modernisierungsvorstel- 
lungen zunächst nur eine untergeordnete Rolle. Dies änderte sich als die Wachs- 
tumskurve Ende der 1960er Jahre ins Schlingern geriet. Die mittels expansiver 
Fiskalpolitik rasch überwundene Rezession machte aus Karl Schiller, damals 
noch Wirtschaftsminister in der CDU-geführten Großen Koalition, einen Po- 
litstar. Dafür sorgten seine Forderungen nach einer Konzertierten Aktion, mit 
deren Hilfe die angesichts eines hohen Beschäftigungsniveaus gegebene Gefahr 
inflationärer Verteilungskämpfe gebannt werden sollte, in Gewerkschaftskreisen, 
aber auch in der neu entstehenden SPD-Linken, für heftige Debatten. 

Partei- und Gewerkschaftsrechte erkannten die Notwendigkeit politisch mode- 
rierter Lohnzurückhaltung an. Dies mochte zwar bedeuten, dass Produktivitäts- 
steigerungen nicht vollständig in Reallohnzuwächse übersetzt würden. Hierdurch 
bewirkte Kostenentlastungen und eine bestenfalls schleichende Inflation würden 
die Investitionsneigung und damit das Beschäftigungsniveau dafür dauerhaft 
stabilisieren, so die am Keynesianismus der neoklassischen Synthese orientier- 
te Hoffnung. Die Linke gedachte dagegen, anknüpfend an Vorstellungen einer 
expansiven Lohnpolitik, die der marxistische Gewerkschaftstheoretiker Viktor 
Agartz in den 1950er Jahren entwickelt hatte (Weinzen 1986), die Gunst hoher 
Beschäftigung zu nutzen, um über steigende Lohn- und Staatsquoten eine dau- 
erhafte Umverteilungzugunsten der Lohnabhängigen voranzutreiben. Mit einer 
Mischung aus marxistischen und keynesianischen Theorieelementen erklärte sie, 
Profite, die in frühindustriellen Zeiten zwecks Aufbaus von Produktionskapazi- 
täten notwendig waren, fänden in einem zu Überkapazitäten tendierenden reifen 
Kapitalismus keine produktive Verwendung. Zu hohe, nicht zu niedrige Profite 
seien das ökonomische Grundproblem des reifen Kapitalismus (Zinn 1978). 

Die theoretischen Differenzen zwischen neoklassischer Synthese und einem 
marxistisch angereicherten Linkskeynesianismus sind ideologischer Ausdruck 
eines sich in den 1970er Jahren zuspitzenden Klassengegensatzes. Dabei prallten 
Erwartungen innerhalb der ArbeiterInnenklasse, die sich in den Jahren des Auf- 
schwungs ausgebildet hatten, mit denen der KapitalistInnen zusammen, die sich 
von einer Politik der Klassenzusammenarbeit nach Ende des Wirtschaftswunders 
abwendeten. Die SPD erkannte diesen Zusammenprall auf beiden Seiten des 
Klassengegensatzes. Die Parteirechte um Schmidt war, aus Überzeugung ebenso 
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wie unter dem Druck ihres Koalitionspartners FDP, zu Ausgabenkürzungen 
bereit und wollte die Inflation sowie öffentliche Defizite begrenzen, um dank 
steigender Gewinne zu einer Wiederbelebung von Investitionen und Beschäf- 
tigung beizutragen. Die Parteilinke dachte dagegen über Preiskontrollen und 
Investitionslenkungals Schritte zur sozialistischen Umgestaltungder Wirtschaft 
nach (Fleischle/Krüper 1975). Sie war aber politisch deutlich zersplitterter als ihre 
rechten Mitspieler. Das lag nicht zuletzt daran, dass Basisaktivisten in Frauen-, 
Friedens- und Umweltbewegung mit der Parlaments- und Staatsfixierung der 
SPD-Linken nichts anzufangen wussten und schließlich mit den Grünen Anfang 
der 1980er Jahre eine eigene Partei schufen. Damit fehlten der SPD-Linken die 
Kräfte, die sie zur Durchsetzung einer Linkswende der Gesamtpartei gebraucht 
hätte (Gebauer 2005). Dennoch erschien die Sozialdemokratie der FDP zuneh- 
mend als unsicherer Kantonist. Um die Wende zur Austeritätspolitik auf Dauer 
zu stellen, wandte sie sich der CDU zu. 

Während des Nachkriegsaufschwungs und der damit verbundenen Auswei- 
tung des öffentlichen Sektors hatte sich ein Bündnis zwischen Industriearbei- 
terInnen und Beschäftigten des öffentlichen Dienstes herausgebildet, das der 
SPD in jener Zeit zu Wahlerfolgen und Mitgliederzuwachs verholfen hatte. In 
der Endphase des Aufschwungs zeigten sich aber schon Widersprüche zwischen 
gestiegenen Erwartungen quer durch alle Beschäftigtengruppen und politischen 
Bemühungen, inflationäre Verteilungskämpfe und dauerhaft steigende Staatsaus- 
gaben zu vermeiden. Nach dem Ende des Aufschwungs und dem Vertrauen in 
keynesianische Steuerungspotenziale zerfiel das Bündnis zwischen privaten und 
öffentlichen Beschäftigten. Erstere sorgten sich zunehmend um internationale 
Wettbewerbsfähigkeit und Rationalisierung. Die öffentlichen Finanzen schienen 
ihnen zunehmend als Ursache von Inflation, Verschuldung und damit drohender 
Kapitalflucht. Dem hatten die öffentlich Beschäftigten wenig entgegenzusetzen. 
Der Keynesianismus, der ihren Forderungen, ebenso wie jenen der Beschäftigten 
in der Privatwirtschaft, Ausdruck verlichen hatte, schien nicht mehr zeitgemäß. 
Erst Ende der 1990er Jahre, nachdem deutsche Einheit und neoliberale Globa- 
lisierung zu Ungleichheiten und Unsicherheit geführt hatten, die selbst in den 
krisengeschüttelten 1970er Jahren schwer vorstellbar erschienen, erlebte der 
Keynesianismus eine kurze Renaissance. Ökologisch modernisiert und von der 
nationalstaatlichen auf die europäische Ebene transponiert, präsentierte ihn 
der SPD-Flügel um Oskar Lafontaine als Gegenmodell zum angelsächsischen 
Marktradikalismus. Der innerparteiliche Waffenstillstand, den er mit dem 
Schröder-Flügel vor den Bundestagswahlen 1998 eingegangen war, hielt nicht 
lange. Schröder setzte sich mit seiner Politik einer politisch moderierten Förde- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit in den Jahren des New-Economy-Aufschwungs 
durch und schwenkte nach dessen Ende auf eine strikte Sparpolitik um. Auf- 
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kommende Hoffnungen, die Weltwirtschaft politisch zu gestalten, zerschlugen 
sich schnell. Wie schon in der Depression der 1930er und den Krisen der 1970er 
Jahre wurden ökonomische Sachzwänge auch in den 2000er Jahren zum Maßstab 
sozialdemokratischer Politik. 


Hayek: Kapitalistische Gegenreform 


Nach den Erfahrungen von Kriegswirtschaft und angesichts der Suche nach 
einem sozialistischen Wirtschaftsmodell in der Sowjetunion in den 1920er Jahren 
war das „Ende des Laissez-Faire“ (Keynes 1926) absehbar. Unklar war dagegen, ob 
der Umbau der Wirtschaft auch in Deutschland zu einer sozialistischen Transfor- 
mation unter sozialdemokratischer oder vielleicht sogar kommunistischer Flagge 
führen oder auf staatliche Interventionen in eine ansonsten private Wirtschaft 
begrenzt bleiben würde. Die von Hayek und anderen VertreterInnen der Öster- 
reichischen Schule vorgetragene Fundamentalkritik an Versuchen, Produktion 
und Verteilung kollektiven Entscheidungen zu unterwerfen, gleich ob diese in 
Parlamenten, Sowjets oder Planbehörden getroffen werden, wirkte in den 1920er 
Jahren unzeitgemäß (White 2012: 12-154). Nachdem die Austeritätspolitik, die 
von Hayek unterstützt wurde, zu Rezession und Depression beigetragen hatte, 
schien deren Verteidigung bzw. auch die Neubegründung liberaler Prinzipien 
endgültig desavouiert. 

Dies änderte sich erst Jahrzehnte später als der Sozialstaatskapitalismus mit 
der Neuen Linken und den von ihr inspirierten sozialen Bewegungen eine wir- 
kungsmächtige Kritik an der verwalteten Welt von links hervorbrachte und als 
das keynesianische Versprechen dauerhafter Prosperität und Vollbeschäftigung 
durch die Stagflation der 1970er Jahre widerlegt wurde. In der Kritik am Interven- 
tionsstaat trafen sich das Kapital, das Absatzschwierigkeiten und unzureichende 
Investitionsmöglichkeiten auf die staatlich vorangetriebene Explosion von Kosten 
und Regulierungen zurückführte, und Neue Soziale Bewegungen, die individu- 
elle Entfaltungsmöglichkeiten durch die Sozialstaatsbürokratie erstickt sahen. 

In der Folge geriet die SPD, die sich seit den 1960er Jahren als Garant wirt- 
schaftlicher Prosperität und gesellschaftlicher Modernisierung profilieren konnte, 
von verschiedenen Seiten unter Druck. Forderungen nach einem Ende des So- 
zialstaatsausbaus vonseiten des Kapitals konnte Schmidt zunächst noch in das 
Modell Deutschland einbinden, das die Inflationsbekämpfung und eine damit 
verbundene Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit anstrebte. Für 
dieses Bündnis ließen sich zwar auch die Führungen der Industriegewerkschaften 
gewinnen, deren Basis durch Massenarbeitslosigkeit und Branchenkrisen in der 
zweiten Hälfte der 1970er Jahre stark verunsichert war. Die unter Schmidt vollzo- 
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gene Wende zur Austeritätspolitik verprellte dagegen die ÖTV, die Gewerkschaft 
des öffentlichen Dienstes. Der Ausbau der Atomkraft, von den Gewerkschaf- 
ten mehrheitlich unterstützt, und die Aufrüstung, von vielen Gewerkschaften 
durchaus kritisch gesehen, bestärkten die Neuen Sozialen Bewegungen in ihren 
Vorbehalten gegenüber der SPD. 

Mit dem Fokus auf Inflationsbekämpfung und internationaler Wettbewerbs- 
fähigkeit standen mit dem Modell Deutschland bereits die Eckpunkte der 
Standortpolitik späterer Jahre. Letztere markiert keineswegs einen Bruch mit der 
rechtskeynesianischen Vorstellungswelt Schillers und Schmidts. Solange der Nach- 
kriegsaufschwunganhielt, gingen sie von wirtschaftspolitischen Wahlmöglichkei- 
ten im magischen Viereck von Preisniveaustabilität, hohem Beschäftigungsniveau, 
stabilem Wachstum und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht aus. Die Krisen 
der 1970er Jahren zerstörten den Glauben daran, zwischen diesen Möglichkeiten 
wählen und die damit verbundene Vorstellung, stets einen Klassenkompromiss 
aushandeln zu können, der es ermöglichte, eine jeweilige Zielkombination zu 
garantieren. Angesichts linkskeynesianischer Forderungen, Beschäftigung durch 
Umverteilung von den Profiten zu Löhnen und öffentlichen Ausgaben zu erhöhen, 
schlugen sich die RechtskeynesianerInnen auf die Seite Hayeks. Das magische 
Viereck wurde in die neoliberale Logik des Sachzwangs transformiert. Außen- 
wirtschaftliches Gleichgewicht wurde nunmehr als Export- bzw. Leistungsbilanz- 
überschuss definiert. Um diesen Ausweis internationaler Wettbewerbsfähigkeit 
zu erreichen, musste die Inflation durch Lohnzurückhaltung, Senkung sozialer 
Standards und Kürzung öffentlicher Ausgaben bekämpft werden. In der Folge 
würde es zu steigenden Gewinnen, Investitionen und, wenn nur der Gürtel enger 
geschnallt würde, auch wieder zu steigender Beschäftigung kommen. 

Allerdings nahm das Vertrauen des Kapitals im Laufe der 1970er Jahre im- 
mer weiter ab, eine SPD-geführte Regierung könne dieses Programm in vollem 
Umfang durchführen. Ölpreisanstieg und DM-Aufwertungnach dem Übergang 
zu flexiblen Wechselkursen hatten bereits zu Anfang des Jahrzehnts deutlich 
gemacht, wie sehr der Aufschwungin Westdeutschland von billigen Rohstoffim- 
porten und günstigen Wechselkursen abhängiggewesen war. Nach dem zweiten 
Ölpreisschock 1979 schwand der Glaube, Schmidt könne die damit verbundenen 
Kostensteigerungen vollständigauf die ArbeiterInnenklasse abwälzen, vollstän- 
dig dahin. Folgerichtig kündigte die FDP die Koalition mit der SPD auf und 
ging zur CDU über. Diese konnte mit dem Versprechen, die wirtschaftlichen 
und politischen Turbulenzen der 1970er Jahre zu überwinden und die Prospe- 
ritätsbedingungen wiederherzustellen, zwei Wahlen gewinnen, bevor sie sich als 
Partei der deutschen Einheit feiern ließ. 

Die Kommunisten in Ostberlin und Moskau waren der CDU stets ein will- 
kommenes Feindbild gewesen, um die Überlegenheit der Sozialen Marktwirt- 
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schaft gegenüber jeglicher Form planwirtschaftlichen Eingreifens heraus- und die 
SPD unter Sympathisantenverdacht zu stellen. Mochte Schumacher noch so sehr 
auf KPD und SED schimpfen - da die SPD an marxistischen Prinzipien festhielt, 
bot sich der CDU die Gelegenheit zu der Behauptung, alle Wege des Marxismus 
führten nach Moskau. Nach Bad Godesberggaben die Entspannungspolitik und 
in den 1970er Jahren die Zusammenarbeit von Teilen der SPD-Linken mit der 
DKP immer wieder Anlass, von der SPD Beweise für ihre Kapitalismustreue 
einzufordern. 

Nach dem Wegfall des Feindbildes 1990 schienen alle Wege des Kapitalismus 
nach Washington zu führen. Daraus ergaben sich auf paradoxe Weise neue Pers- 
pektiven für die SPD (Schmidt 2019). Vom Verdacht der Sowjetnähe befreit, hätte 
sie sich einen unverfälschten Marxismus im Kampf gegen einen von Wall Street 
und Weißßem Haus gesteuerten Kapitalismus auf die Fahnen schreiben können. 
In den 1990er Jahren waren mit einem „Zurück zu Marx!“ jedoch keine Massen 
zu mobilisieren. Dafür waren Wall Street und New Economy zu faszinierend, 
machten sogar den Eindruck, als würden die in den 1980er Jahren immer wieder 
enttäuschten Hoffnungen auf eine Rückkehr zu Prosperität und Vollbeschäfti- 
gungendlich Realität. Aber der Preis dafür schien vielen SozialdemokratInnen zu 
hoch - eine für europäische Verhältnisse unvorstellbare Zunahme der Ungleich- 
heit. Aus der Faszination für eine Computer- und Börsen-getriebene Prosperität 
und aus Angst vor einem ungezügelten Kapitalismus entstand die Idee eines 
Europäischen Sozialmodells, das sich der neuen Technologien bedienen sollte. 
Das so generierte Wachstum könne dank keynesianischer Steuerung gerechter 
verteilt werden (Lafontaine/Müller 1998; Pontusson 2005). 

Der Eurokeynesianismus war nicht die einzige Alternative, die die SPD im 
Angebot hatte. Unter dem reichlich nebulösen Motto „Politik der neuen Mitte“ 
(Hombach 1998) wurde ein „Dritter Weg“ (Giddens 2000) zwischen unregu- 
liertem Kapitalismus und keynesianischer Umverteilung vorgeschlagen. Mit 
Anklängen an die sozialdemokratische Begeisterung für die wissenschaftlich- 
technologische Revolution in den 1960er Jahren wurde drei Jahrzehnte später die 
Wissensgesellschaft entdeckt. Allerdings wurde das keynesianische Versprechen, 
ausreichend Ausbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen, um 
allen die Beteiligung am Produktivkraftfortschritt zu ermöglichen, durch die 
Aufforderung zur Investition ins eigene Humankapital ersetzt. Entsprechend 
ausgebildet ließe sich der erhoffte Wohlstand auch gegen die Billiglohnkon- 
kurrenz aus dem Global Süden erreichen und verteidigen. Ergänzt wurde die 
Propagierung dieses „Humankapitalismus“ durch eine gesellschaftspolitische 
Öffnung zu verschiedenen Lebensstilen. War der Neoliberalismus unter Kohl 
noch in konservative Familienbilder eingebettet, sollte die neue Mitte sein kos- 
mopolitisches Potenzial entfalten. 
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Ohne viel Interesse an gesellschaftspolitischen Versprechungen erkannten die 
Gewerkschaften den standortpolitischen Kern dieser Strategie und waren froh, 
als Schröder sie zum Bündnis für Arbeit einlud. Auch hierin folgte die SPD 
Vorbildern aus den 1960er Jahren. Eine europäische ArbeiterInnenbewegung, 
die sozialdemokratische Mchrheiten in fast allen damaligen EU-Mitgliedsstaaten 
zur Durchsetzung eines europäischen Sozialmodells hätte drängen können, gab 
es allenfalls in bescheidensten Ansätzen (Schmidt 2009). Aber das Bündnis für 
Arbeit trug auch nicht weit. Im Gegensatz zu den späten 1960er Jahren, als sich 
Gewerkschaftsführungen angesichts einer militanten Basis als Ordnungsfak- 
tor empfehlen konnten, war die nach Branchenkrisen, Rationalisierungen und 
Umstrukturierungen verbliebene Mitgliedschaft zwar am Erhalt verbliebener 
tariflicher und sozialstaatlicher Sicherungen interessiert. Es fehlte aber eine Per- 
spektive, die auch über die eigenen Organisationen hinaus mobilisierungsfähig 
gewesen wäre. 

Diese Schwäche zeigte sich erst recht nach dem Ende desNew-Economy-Booms, 
als Schröder dem Druck vonseiten des Kapitals nachgab und die noch kurz zuvor 
in blumigen Worten vertretene Politik des „Forderns und Förderns“ durch das 
sozialpolitische Fallenlassen vermeintlich nicht weltmarktfähiger Beschäftigter 
und Arbeitsloser ersetzte. Dieser Schwenk zu einer harten Austeritätspolitik 
führte zwar zu Verstimmungen zwischen SPD- und Gewerkschaftsspitzen, einer 
anschnlichen Protestwelle und schließlich dem Verlust der noch immer keyne- 
sianisch-sozialstaatlich gesinnten AnhängerInnen an die Partei Die Linke und 
NichtwählerInnen - aber nicht zur Aufgabe des eingeschlagenen Austeritätskur- 
ses. Trotzdem präsentiert sich die SPD seit Verabschiedung der Hartz-Gesetze als 
Partei des kleineren Übels. Sie verspricht, wenigstens den Kern des Sozialstaates 
zu bewahren, obwohl sie diesen im Überschwang des New-Economy-Booms 
als geschichtlich überholt und nach dessen Ende als dem Untergang im Strudel 
der Weltmarktkonkurrenz preisgegeben bezeichnet hatte. Es ist kein attrakti- 
ves Politikangebot, das sich an die große Zahl von Beschäftigten, Arbeitslosen, 
RentnerInnen und StudentInnen wendet, die sich angesichts zunehmender Un- 
sicherheit und Ungleichheit um ihre Zukunft sorgen. Insofern verwundern stete 
Mitglieder- und Wählerverluste nicht. Andererseits steigt mit Unsicherheit und 
Ungleichheit die Nachfrage nach sozialem Schutz. Insofern verwundert cher die 
Tatsache, dass die SPD diese Nachfrage politisch nicht bedient. 


Aus Niederlagen lernen 


Die SPD ist durch drei lange Krisen gegangen. Jede dieser Krisen hat ihr einen 
Neuanfangermöglicht, aber linke Abspaltungen oder Neugründungen mit sich 
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gebracht. Aus der bereits mit dem Revisionismusstreit in den 1890er Jahren 
beginnenden Krise des Marxismus gingsschließlich die KPD hervor. Aus der mit 
der Neuen Linken der 1960er Jahre aufbrechenden Krise des keynesianischen 
Sozialstaates und der Unfähigkeit der SPD, die Neuen Sozialen Bewegungen 
der 1970er Jahre einzubinden, entstanden die Grünen. Die wenige Jahre nach 
Platzen der New-Economy-Blase erfolgte Wende zur Austeritätspolitik führte 
zur Abspaltungder weiterhin keynesianisch orientierten Parteilinken und deren 
Zusammengehen mit der PDS. Geblieben ist eine Partei, die ideell als Projektions- 
fläche verbreiteter Sozialstaatsnostalgie dient, organisatorisch in die noch aus der 
Zeit des keynesianischen Sozialstaates stammenden, aber zu Zwecken neoliberaler 
Gegenreform umfunktionierten Staatsapparate eingebunden ist. Sie ist jedoch 
keine Gegenmacht zum Neboliberalismus, geschweige denn zum Kapitalismus. 

Der doppelte Übergang von einer marxistischen zur keynesianischen Sozial- 
demokratie und von der organisierten zur repräsentierten ArbeiterInnenklasse 
bedeutete zwar den Verlust politischer Autonomie, brachte aber auch Aner- 
kennung und soziale Reformen. Insofern erlaubte der Keynesianismus ebenso 
wie der Marxismus kollektive Selbstidentifikation und bot zudem strategische 
Orientierung. Dagegen wurde der Neoliberalismus als Sachzwang empfunden, 
in dem sich kollektive Identitäten auflösen und keine politische Alternativen 
möglich sind, so schr sie vielleicht gewünscht wurden. Die ArbeiterInnenklasse 
wurde im Zuge des neoliberalen Umbaus desorganisiert und fiel damit auch 
als potenzielle Gegenmacht aus. Keynesianismus und Neoliberalismus sind 
als Reaktion auf die Herausforderung durch den Marxismus entstanden, die 
Durchsetzung beider Projekte samt der damit verbundenen Einbindung und 
dann ideellen Zersetzung der Sozialdemokratie haben dem Kapitalismus lange 
Wellen der Akkumulation ermöglicht, die in den Zeiten von Weltkriegen, Re- 
volutionen, Weltwirtschaftskrise und Faschismus kaum mehr vorstellbar waren. 
Mit dem Verschwinden der marxistischen Herausforderung, so scheint es heute, 
fehlen auch dem Kapitalismus die Kräfte, die eine kapitalistische Modernisierung 
gegen die dominierenden Kapitalfraktionen durchsetzen könnten, die trotz Wirt- 
schaftskrisen und Legitimationsverlust am Neoliberalismus festhalten. Insofern 
ist die kapitalistische Herrschaft nicht so uneingeschränkt wie man angesichts 
der Schwäche der Sozialdemokratie bzw. linker Kräfte denken könnte. 

Die Zusammenführung verschiedener sozialer Bewegungen könnte durch- 
aus eine neue sozialistische Herausforderung schaffen. Dazu bedarf es neuer 
kollektiver Identitäten und strategischer Orientierungen. So wie der Marxismus 
aus der Verarbeitung der Niederlagen des radikalen, schon damals über den Ka- 
pitalismus hinausstrebenden Flügels der bürgerlichen Revolutionen entstanden 
ist, sollten sich neue, mobilisierungs- und organisationsfähige Ideen aus den Er- 
fahrungen der sozialistischen Bewegung in all ihren Spielarten gewinnen lassen. 
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Die Historisierung des Marxismus wäre ein erster Schritt zur Neubestimmung 
sozialistischer Politik (Schmidt 2018). Die Frage nach der Zukunft der SPD 
oder anderer heute bestehender Parteien ist dabei zweitrangig. Diese sind als 
Teil weit über sie hinausgehender Klassenverhältnisse entstanden und haben 
sich veränderten Verhältnissen angepasst, solche Veränderungen zum Teil auch 
selbst vorangetrieben. Ohne eine soziale Basis, die über eigene Öffentlichkeiten 
und darin entwickelte Ideen über Ziele und Strategien verfügt, wird es auch keine 
durchsetzungsfähigen Organisationen geben. 
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GEWERKSCHAFTSARBEIT 


Manfred Wannöffel 


Umbruch der Produktionsweise und die Krise 
des sozialdemokratischen Modells 


Der vorliegende Beitrag soll die Krise des Politikmodells der sozialen Demokratie 
erläutern. Im Mittelpunkt steht die Analyse ökonomischer und gesellschaft- 
licher Ursachen in ihrer Wechselwirkung, um schließlich Zukunftsperspek- 
tiven der sozialen Demokratie im Kontext tiefgreifender weltwirtschaftlicher 
Transformationsprozesse zu umreißen. Die diesem Beitrag zugrundeliegende 
These ist, dass die Krise des sozialdemokratischen Politikmodells das Ergebnis 
eines seit nunmehr vier Jahrzehnten verlaufenden Umbruchs der dominanten 
Produktions- und Regulationsweise von Erwerbsarbeit in den industriellen 
Kernländern der Europäischen Union (EU) darstellt. Ehemals in betrieblichen 
Zusammenhängen eingebettete Formen der Erwerbsarbeit wurden nach Ende des 
Nachkriegszyklus kontinuierlich durch marktförmige Regulierungsformen der 
Erwerbsarbeit verdrängt, die von Ulrich Mückenberger bereits früh als Krise des 
Normalarbeitsverhältnisses erkannt wurden (Mückenberger 1986). Der Einbruch 
marktlicher Steuerungsprinzipien in die Prozesse der zunehmend nationale Gren- 
zen überschreitenden, globalen Organisation von Wertschöpfungsketten führte 
schließlich zu einer Ausdifferenzierung des gesellschaftlichen Gesamtarbeiters 
und zum schleichenden Verlust betrieblicher Kooperations- und Solidarfor- 
men. Empirische Studien, die im Kontext der Arbeitsprozesstheorie entstanden, 
konnten herausarbeiten, dass alltägliche Kooperation und Solidarität zwischen 
Erwerbstätigen, die sich auf der Basis gemeinsamer Erfahrungen in den Betrieben 
und ihren Lebenswelten entwickelten, ab den 1980er Jahren im Vergleich zu 
offener Konkurrenz und Wettbewerb um den Erhalt von gesellschaftlich einge- 
betteter Arbeit an Bedeutung verloren (Edwards 1981). Diese Entwicklung stellt 
einen sozialen Prozess dar, der von Beck bereitsin den 1980er Jahren als Übergang 
von der Arbeits- zur Risikogesellschaft charakterisiert wurde (Beck 1986). Ge- 
rade die mit der schleichenden gesellschaftlichen Entbettung von Erwerbsarbeit 
einhergehenden sozialen Desintegrationsprozesse haben das sozialdemokratische 
Milieu erodieren und einen von den Rändern in die politische Mitte drängenden 
„autoritären Nationalradikalismus“ (Heitmeyer 2018) erstarken lassen. Diese 
gesellschaftlichen Bewusstseinsformen stellen das Resultat eines wechselseitigen 
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Zusammenwirkens von globalem Kapitalismus, sozialen Spaltungsprozessen 
und schleichender Entdemokratisierung von unten dar, die dem Umbruch der 
industriellen Produktions- und der Regulierungsweise der Erwerbsarbeit und 
seiner Institutionen geschuldet sind. 

Um die Krise des Politikmodells der sozialen Demokratie zu erklären, werden 
zunächst konzeptionelle Überlegungen mit einem Rekurs auf die power resource 
theory nach Korpi und Esping-Anderson angestellt (Korpi 1998; Esping-Anderson 
1990).! Dieses von den politischen Schriften Karl Marx’ beeinflusste, klassen- und 
machttheoretische Konzept erweitert die materialistische Gesellschaftsanalyse 
aufdas Zusammenspiel sozialer Akteurskonstellationen. Daraufhin werden wech- 
selseitige, tief greifende, ökonomische und gesellschaftliche Veränderungen als 
Bestimmungsfaktoren für die Krise des sozialdemokratischen Modells erläutert. 
Im abschließenden Fazit wird die Frage aufgeworfen, wie und ob überhaupt die 
Handlungsfähigkeit einer sozialdemokratischen Politik vor dem Hintergrund 
eines globalen Kapitalismus, der sich durch eine technologisch beschleunigte, 
gesellschaftliche Entbettung von Erwerbsarbeit auszeichnet, wiederzuerlangen ist. 


Power resource theory - eine Erklärungsfolie für die Krise der 
sozialen Demokratie 


Durch einen Rekurs auf das konzeptionelle Raster der Machtressourcentheorie 
(Korpi 1978, Esping-Andersen 1990) soll eine Erklärungsfolie für die Krise des 
sozialdemokratischen Politikmodells skizziert werden. Bei dieser ursprüng- 
lich aus den 1970er Jahren stammenden Theorie werden die gesellschaftlichen 
Bewusstseinslagen und die Politikfähigkeit gesellschaftlicher Klassen nicht 
schematisch aus den ökonomischen Strukturen einer Gesellschaft abgeleitet. 
Unter Berücksichtigung der spezifischen wirtschaftlichen Problemlagen sind die 
gesellschaftlichen Bewusstseinslagen immer auch Resultat der Machtverteilung 
zwischen gesellschaftlichen Klassen, ihrer unterschiedlichen Interessen, Formen 
und der Resultate der Konfliktlösung. Gefragt wird nach der Organisations- 
und Politikfähigkeit der Erwerbstätigen im Kräfteverhältnis zwischen globalem 
Kapital und lokaler Arbeit. Die Arten der Aushandlungüber die gegensätzlichen 
Interessen und Zielsetzungen bestimmen die Entwicklung der verschiedenen 
Ausprägungen von Politikmodellen, insbesondere bei der Herausbildung der 


1 Inder bundesdeutschen Debatte um den sogenannten Jenaer Machtressourcenansatz 
als Instrument zur Analyse gewerkschaftlichen Handlungsvermögens (Dörre/Schmalz 
2014) wird auf die eigentlichen theoretischen Grundlagen der power resource theory zur 
Erklärung wohlfahrtsstaatlicher Politikmodelle kein Bezug genommen. 
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westeuropäischen Wohlfahrtsstaaten nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
(Esping-Andersen 1990). In den jeweiligen Nationalstaaten kennzeichnen Merk- 
male, wie die Organisationskraft der Erwerbstätigen, ihre Konfliktfähigkeit und 
Kampfkraft, die außerparlamentarische und parlamentarische Präsenz sowie die 
Regierungsbeteiligungverbündeter Parteien wie auch das Ausmaß der errungenen 
Schutzmechanismen des Sozialstaates, die wesentlichen Machtressourcen der 
abhängig Beschäftigten. Die Kernthese der Machtressourcentheorie lautet, dass 
der politische Einfluss der Erwerbstätigen dann besonders entwickelt ist, wenn es 
ihnen gelingt, ihre primäre Produktions- und Marktmacht von unten heraus im 
Betrieb und Unternehmen durch sekundäre Machtressourcen auf gesellschaftspo- 
litischer Ebene nachhaltigzu verankern. Die Primärmacht ist durch die Stellung 
der Erwerbstätigen im Wertschöpfungsprozess in Betrieb und Unternehmen 
gekennzeichnet. Die betriebliche Organisation verbindet die Erwerbstätigen 
durch den Ort, die Zeit und das Erfahrungswissen im alltäglichen Arbeitsprozess. 
Die gesellschaftlich eingebettete Erwerbsarbeit schuf die Voraussetzungen für 
solidarische Kooperationsformen und die Herausbildung eines gleichartigen 
sozialen Milieus zwischen „Zeche und Gemeinde“ (Croon/Utermann 1958). 
In der industriellen Massenproduktion war bis in die 1980er Jahre hinein die 
Position als abhängig Beschäftigter in der betrieblichen Organisation, vor Kohle 
im Bergbau, im Heißbetrieb am Hochofen oder in der tayloristisch-fordistischen 
Organisation des Fließbandes zugleich auch der Ort gemeinsamer, geteilter Er- 
fahrungen von notwendiger - da überlebenswichtiger - Kooperation, gelebter 
Solidarität, Konflikt- und Kampfbereitschaft (Edwards 1981; Wannöffel 1991). 
Die Sekundärmacht der Erwerbstätigen wuchs hingegen von unten im Betrieb 
als sozialer Raum der Produktion auf der Basis geteilter Arbeits-, Konflikt- und 
Solidarerfahrungen. Gewerkschaften, im deutschen Kontext insbesondere die 
betriebliche Mitbestimmung und die Unternehmensmitbestimmung, stellen 
erkämpfte Resultate deralltäglichen Kooperation im Betrieb zu kollektiven Arbei- 
terorganisationen dar. Diese Organisationen waren Sprachrohr dieseralltäglichen 
Kooperation und haben insbesondere in großbetrieblichen Zusammenhängen 
weitgehend Solidarität unter den Erwerbstätigen organisiert. Ein Mindestmaß 
an erfahrener Solidarität ist dabei eine wesentliche Ressource, ohne die sich keine 
sozial-demokratischen Verbindlichkeiten herausbilden können. Im chemaligen 
industriellen Sektor Deutschlands gelang dies aufgrund der arbeitsbezogenen 
Kooperationsstrukturen vergleichsweise leichter als im heterogenen Dienstleis- 
tungssektor sowie in Klein- und Mittelbetrieben (Kotthoff/Reindl 1990). Um 
individuelle und kollektive Arbeitsrechte jedoch über den Betrieb hinaus institu- 
tionell zu verankern, bedarf es politischer Organisationen, die diese Zielsetzungen 
in den Parlamenten der Länder, des Bundes und während der letzten 30 Jahre auch 
immer häufiger in Straßburgund Brüssel unterstützten. Als Resultat von sozialen 
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Konflikten und Aushandlungsprozessen über die Verteilung des produzierten 
Reichtums bildet sich schließlich die institutionelle Macht der Erwerbstätigen 
heraus. Es handelt sich hierbei um erkämpfte Rechte mit vergleichsweise zeitlicher 
Beständigkeit, wie sie etwa in der Koalitions- und Tarifvertragsfreiheit seit dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs zum Ausdruck kommen. Die Betriebsverfassung, 
die Tarifautonomie sowie die Arbeits- und Sozialgesetzgebung kennzeichnen 
Resultate der relativen gesellschaftspolitischen Macht der Erwerbstätigen. Diese 
gesellschaftliche Macht ist durch die Verwirklichung politischer und ziviler Bür- 
gerrechte in der Wirtschaft und Arbeitswelt als soziale Rechte gekennzeichnet, 
die aus einem spezifischen sozialen Milieu mit tragfähigen Kooperationszu- 
sammenhängen durch politische Parteien oder soziale Bewegungen jeweils von 
unten entstehen. Aus diesen sozialen Netzwerken entspringt die Fähigkeit, in 
gesellschaftliche Debatten zu intervenieren, politische Meinungsführerschaft zu 
übernehmen und schließlich Unterstützungsstrukturen für die Verwirklichung 
von sozialer Gerechtigkeit zu etablieren. Das nunmehr seit mehr als 150 Jahren 
bestehende Politikmodell der sozialen Demokratie basiert somit ursächlich auf 
einem von unten gewachsenen, spezifischen sozialen Milieu, das sich durch die 
enge Kooperation betrieblicher und gewerkschaftlicher Organisationen sowie 
politischer Parteien auszeichnete (Heinemann/ Wannöftel 2019). 


Umbruch der Produktionsweise seit den 1980er Jahren 


In seinem Aufsatz „Praxisorientierte Industriesoziologie - Eine kritische Bilanz 
in eigener Sache“ entschuldigt sich der wohl bekannteste deutsche Arbeits- und 
Industriesoziologe Michael Schumann (2014), die Lernfähigkeit des Kapitals 
falsch eingeschätzt zu haben. Mit der Studie Das Ende der Arbeitsteilung eı- 
öffneten Horst Kern und Michael Schumann (1984) eine sowohl intensive 
wissenschaftliche als auch eine breite gewerkschaftspolitische Debatte um eine 
post-tayloristisch-fordistische Arbeitspolitik in den industriellen Leitscktoren 
Deutschlands. Ihre Hauptthese lautete: „Mit Neuen Produktionskonzepten 
kommt in den Unternehmen eine Nutzungsform von Arbeitskraft ins Spiel, die 
grundlegend veränderte, auch verbesserte Möglichkeiten bietet, Beschäftigtenin- 
teressen wahrzunehmen“ (Schumann 2014: 24). In den folgenden zwei Dekaden 
arbeitete sich die Arbeits- und Industriesoziologie an diesen vermeintlich star- 
ken Thesen zum Ende der Arbeitsteilung in zahlreichen Forschungsprojekten 
und Publikationen ab. Bis auf wenige kritische Ausnahmen (Hack/Hack 1988) 
wurde viel über einen neuen, aufgeklärten Umgang des Kapitals mit der Ar- 
beitskraft spekuliert. Dabei wurde jedoch verkannt, dass es sich bei den neuen 
Produktionskonzepten zu Beginn der 1980er vielmehr um die Durchsetzung 
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einer grundlegend veränderten Produktionsweise handelte, die das Instrument 
der marktlichen Steuerung, d.h. der Konkurrenz zwischen den Arbeitskräften 
innerhalb der Betriebsorganisationen, als Produktivkraft einsetzte. Im Kontext 
veränderter Weltmarktbedingungen hatten westliche Unternehmen von Konkur- 
renten aus aufstrebenden Industrienationen Ostasiens, insbesondere aus Japan, 
gelernt, dass es Alternativen zu den mittlerweile suboptimalen und - seit den 
Massenstreiks der 1970er Jahre - auch schr störungsanfälligen Nutzungsstrate- 
gien des tayloristisch-fordistischen Massenarbeiters an den Fließbändern ab. In 
Anlehnung an das Toyota-Produktionssystem ging es fortan um einen umfas- 
senderen Umgangmit der Arbeitskraft, der als Subjektivierungund Entgrenzung 
von Arbeit umschrieben wurde. In einem ersten Rationalisierungsschritt sollte 
der Abbau organisationaler Rigiditäten scheinbar größere Selbstständigkeit und 
mehr Selbstverantwortlichkeit im Arbeitsprozess erlauben, um die Profite gegen- 
über den asiatischen Wettbewerbern wieder zu erhöhen (Aglietta 1976). Parallel 
erfolgte mit der Übernahme des Konzepts der /ean production aber auch eine 
Neubestimmungder Grenzen zwischen Organisation und Markt (Coase 1937). 
Die Verringerung der Fertigungstiefe erfolgte durch die Auslagerung von Produk- 
tionsbereichen und die Errichtung von vielschichtigen Wertschöpfungsketten mit 
abgesenkten Standards bei den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen. Die 
Grenzen des Betriebes wurden durch marktliche Steuerungsprinzipien aufgelöst 
und spätestens ab den 1990er Jahren in grenzüberschreitende Wertschöpfungs- 
ketten mit Ländern Ost- und Südosteuropas und im weiteren Verlauf weltweit in- 
tegriert. Durch diese organisatorische und lohnpolitische Flexibilisierung wurde 
die Primärmacht der Erwerbstätigen in den industriellen Kernsektoren enorm 
geschwächt. Anstelle von Kooperation und Solidarität im Rahmen der klassischen 
Betriebsorganisation traten zunehmend Konkurrenz um den Erhalt von Arbeits- 
plätzen, concession bargaining und Standortschließungen bzw. -verlagerungen, 
oftmals nach jahrelangen Abwehrkämpfen, wie am Beispiel von Opel Bochum 
dokumentiert (Blöcker u.a. 2013). Die marktnahe Produktionsweise hat schließ- 
lich die wertvollste Ressource, die eine soziale Demokratie aufzuweisen hat - 
alltägliche Kooperationszusammenhänge und Solidaritätserfahrungen - ausden 
Betrieben heraus allmählich erodieren lassen. Wenn aktuell über nationalistische 
Tendenzen, rechte Gewerkschaftler in der AfD sowie Rechtspopulismus unter 
Erwerbstätigen geschrieben wird (Sauer/Detje 2019), dann haben jahrzehntelan- 
ger, offener Standortnationalismus, Versuche der Besitzstandwahrungund darauf 
aufbauende Ausgrenzungs- und Abwertungsstrategien gegenüber Erwerbstätigen 
konkurrierender in- und ausländischer Standorte ihren Ausgangspunkt viele 
Jahre zuvor im Umbruch der dominanten Produktionsweise in den 1980er Jahren. 
Im Rahmen der aktuellen wissenschaftlichen und gewerkschaftspolitischen De- 
batte über die Digitalisierung der Arbeitswelten hat dieser Entgrenzungsprozess 
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zwischen marktlicher und organisationaler Steuerung von Erwerbsarbeit durch 
das Fortschreiten der Informations- und Plattformökonomie nun eine neue Qua- 
lität erreicht (Haipeter/Hoose 2019; Menz/Nies/Sauer 2019). Über global operie- 
rende Plattformen, die aus gesellschaftlichen Institutionen entbettet wurden, lässt 
sich eine direkte Einbindungarbeitsintensiver, externer Dienstleistungsbereiche 
wie Logistik, wissensintensive Dienstleistungen wie Kontraktlogistik, Ingeni- 
eurdienstleister, IT-Infrastruktur oder maintenance, operations and repair in die 
Betriebsorganisation beobachten. Die Wertschöpfung im Betrieb ist dann nicht 
mehr als container zu charakterisieren, in dem alle Voraussetzungen und Ressour- 
cen für die Leistungserbringung gebündelt sind. Für Wertschöpfungsprozesse 
stellt sich der Zugang zu global operierenden Plattformen und ihrer Expertise 
im Datenmanagement mit einer intensiven Kunden- und Prozessorientierung 
als ein dominantes Organisationsprinzip dar. Im globalen Kontext haben sich 
bereits hybride Arbeitsräume und hybride Erwerbsformen zwischen klassischen 
Unternehmensorganisationen sowie Marktplatz- und Innovationsplattformen in 
Kooperation mit Anbietern globaler Plattformen herausgebildet. Der kürzlich 
geschlossene Kooperationsvertragzwischen Volkswagen und Amazon vom März 
2019 deutet in Richtung dieser neuen hybriden Organisationsformen. Mit der 
Kooperation beabsichtigt Volkswagen, das Amazon-Datenmanagement für die 
Koordinierungder Zuliefer- und Kfz-Handwerksunternehmen weltweit mit den 
Instrumenten der Bewertungsökonomie zu nutzen. Die in der letzten Dekade 
enorm gewachsene Bedeutung der Plattformökonomie und die Kooperation 
mit der Realökonomie wird den Prozess der Entbettung von Erwerbsarbeit aus 
nationalen, gesellschaftlichen Sicherungssystemen mit den damit einhergehenden 
schwindenden Machtressourcen der Erwerbstätigen beschleunigen, sofern nicht 
entschlossen arbeitspolitisch entgegengesteuert wird. 


Schwindende Sekundärmacht der Erwerbstätigen 


Um die Bedeutung des Übergangs von der Primär- zur Sekundärmacht von 
Erwerbstätigen tiefer zu verstehen, lohnt ein Blick zurück in die Geschichte 
der Arbeitsbezichungen in den Anfängen der Bundesrepublik. Vor 75 Jahren, 
bereits acht Monate vor Niederschlagung von Nazi-Deutschland, fanden die 
ersten demokratischen Wahlen in den von der US-Armee befreiten Kohlerevieren 
um Aachen statt (Milert/Tschirbs 2013). Bergleute wählten ihre betriebliche 
Interessenvertretungen, zusammen organisierten sie die Versorgung der Arbeiter- 
schaft, der befreiten ZwangsarbeiterInnen und der Bevölkerungdes Kohlereviers. 
Sie kooperierten mit den Militärs bei der Identifizierung von Kollaborateuren 
des Nazi-Regimes. Zum Ende des Zweiten Weltkrieges waren die gewählten 
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Vertreter der Arbeiterschaft für die Militärs unverzichtbare Organisationen bei 
der Gestaltungim Übergang zur politischen Demokratie. Unter den Rahmenbe- 
dingungen der Westintegration der Bundesrepublik konnten zwar die politischen 
Forderungen der Betriebsausschüsse nach Sozialisierung der Schlüsselindustrien 
in den entstehenden Länderparlamenten nicht durchgesetzt werden, erreicht 
wurde jedoch die Anerkennung der Tarifautonomie und der Betriebsverfassung 
als den beiden zentralen Institutionen des dualen Systems der bundesdeutschen 
Arbeitsverfassung. Das Gesetz über die Mitbestimmungder ArbeitnehmerInnen 
in den Aufsichtsräten und Vorständen des Bergbaus und der eisen- und stahl- 
erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 enthielt elementare wirtschaftsdemo- 
kratische Rechte, sodass insbesondere in den Unternehmen, die zuvor eng mit 
dem Nazi-Regime kooperierten, wirtschaftliche Entscheidungen gesellschaftlich 
kontrolliert und nicht gegen die Arbeitnehmerbank im Aufsichtsrat vollzogen 
werden konnten. Warum findet dieser historische Aspekt hier Erwähnung? Das 
Politikmodell der sozialen Demokratie wuchs in der frühen Bundesrepublik aus 
den Betrieben auf der Grundlage von alltäglicher Kooperation und Solidarität, 
vornehmlich unter den Kernbeschäftigten, von unten; es gab starke Betriebsräte 
und Gewerkschaften mit einem hohen Organisationsgrad.’” Beide Organisationen 
schickten aus den Betrieben ihre VertreterInnen - mehrheitlich aus der SPD - in 
die Kommunal-, Landes- und Bundesparlamente, um die Arbeits- und Beschäfti- 
gungsbedingungen gesellschaftspolitisch zu regulieren. Das Ruhrgebiet mit dem 
größten Anteil wirtschaftsdemokratisch kontrollierter Unternehmen galt lange 
Zeit als die „Herzkammer der Sozialdemokratie“. Die politische Regulierung 
der Bergbaukrise über 60 Jahre, einhergehend mit dem sozialfriedlichen Abbau 
von 600.000 direkten Arbeitsplätzen bis zur Schließung der letzten Zeche im 
Dezember 2018, gilt insbesondere im globalen Vergleich als Musterbeispiel für 
ein erfolgreiches sozialdemokratisches Politikmodell (Berger 2018). Mit dem 
Ende des Bergbaus, der kontinuierlichen Krise der Eisen- und Stahlindustrie 
sowie der Schließungeines der letzten Großbetriebe im Revier (Opel Bochum im 
Jahr 2014) existiert zwar noch die regionale Kammer, aber das alte, industrielle 
Herz des Ruhrgebietes hat aufgehört zu schlagen. Diese wirtschaftlichen und 
arbeitsweltlichen Umbrüche haben in den letzten Jahrzehnten auch die beiden 
Säulen der Arbeitsbeziehungen deutlich ins Wanken gebracht (Funder 2018). 


Generelle Herausforderungen für die betriebliche Interessenvertretung lassen 


2 Das Prinzip der Einheitsgewerkschaft konnte im Vergleich zur Weimarer Republik un- 
terschiedliche politische Strömungen innerhalb der Arbeitnehmerschaft integrieren, im 
Kontext der Westintegration der Bundesrepublik ab 1956 unter Ausschluss der KPD. 
Soziale Gruppen, wie Frauen und ausländische ArbeitnehmerInnen, erlangten erst in den 
letzten zwei Dekaden eine wachsende Berücksichtigungin den Organisationsstrukturen. 


378 Manfred Wannöffel 


sich durch die stark rückläufige Tarifbindung und die Ausweitung mitbestim- 
mungsfreier Zonen, insbesondere im Dienstleistungsbereich und in der digitalen 
Plattformökonomie, feststellen. 


Abbildung 1: Beschäftigte in Betrieben mit Betriebsrat 1996-2017 
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Angaben in Prozent. Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Ellguth/Kohaut 2018; 
Datengrundlage: AB-Betriebspanel 2017. 


Abbildung 2: Flächentarifbindung im Zeitverlauf 
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Angaben in Prozent. Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Ellguth/Kohaut 2018; 
Datengrundlage: LAB-Betriebspanel 2017. 


Während die betriebsrätlichen Deckungsraten in Großbetrieben mit über 500 
Beschäftigten und in Kleinbetrieben bis 50 MitarbeiterInnen sowohl in West- 
als auch in Ostdeutschland weitgehend stabil blieben (siehe Abbildung 1), ist 
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ein deutlicher Rückgang im wachsenden Segment der Betriebe mit 51 bis 500 
Beschäftigten ab den 1990er Jahren feststellbar. Als dramatisch ist jedoch der 
Rückgangder Tarifbindungder Beschäftigten nach dem Höhepunkt der Finanz- 
und Wirtschaftskrise von 1996 bis 2017 zu bezeichnen (siehe Abbildung 2). Diese 
Tendenz weist auf das Schwinden der Sekundärmacht der Erwerbstätigen hin: In 
der Gesamtwirtschaft Westdeutschlands ist die tarifvertragliche Deckungsrate 
von 70 Prozent (1996) auf 49 Prozent (2017) und in Ostdeutschland im gleichen 
Zeitraum von 56 Prozent auf 34 Prozent zurückgegangen. 

Die Sekundärmacht der Erwerbstätigen äußert sich in erster Linie in der 
wechselseitigen Ergänzung der Institutionen von Betriebsrat und Tarifvertrag. 
Abbildung 3 gibt Auskunft darüber, wie es im Jahr 2017 um diese Machtressour- 
cen bestellt war (siehe Abbildung 2). 

Deutlich wird, dass in der westdeutschen Privatwirtschaft im Jahr 2017 nur 
noch insgesamt 24 Prozent der Erwerbstätigen unter dem doppelten institutio- 
nellen Schutz von Betriebsrat und Flächentarifvertragsstanden, in Ostdeutschland 
waren es zum gleichen Zeitraum lediglich 14 Prozent der Beschäftigten, also 
aktuell nur noch eine verschwindende Minderheit. Besonders dramatisch sind die 
mangelnden institutionellen Machtressourcen der Beschäftigten in der Bauwirt- 
schaft und im breiten Dienstleistungssektor: Eine Minderheit von nur 19 Prozent 
der Beschäftigten in Westdeutschland und lediglich 14 Prozent der ostdeutschen 
Beschäftigten verfügen im letztgenannten Sektor sowohl über einen Betriebsrat 
als auch einen Tarifvertrag. Mitbestimmung und Tarifverträge sind im heteroge- 
nen Dienstleistungsbereich traditionell schon immer an organisationale Grenzen 
gestoßen. Wachsende Beschäftigungsgruppen wie Solo-UnternehmerInnen, Free- 
lancer, Crowd- und Cloudworker der global operierenden Internetplattformen 
werden diese Tendenz der Entbettung der Erwerbsarbeit aus gesellschaftlichen 
Institutionen in Zukunft weiter verstärken (Haipeter/Hoose 2019). Betrachtet 
man nur die Großbetriebe der Metall- und Elektroindustrie, scheint es keine 
Erosion von betrieblicher Mitbestimmung und Tarifvertrag gegeben zu haben. 
Aber offene Standortkonkurrenz, grenzüberschreitende Wertschöpfungsketten 
und damit einhergehende schwindende Kooperation und Solidarität unter den 
Beschäftigten erschwerten es ab den 1990er Jahren immer mehr, die Interessen 
der Beschäftigten nach institutionell abgesicherter Erwerbsarbeit, die vor Markt- 
schwankungen schützt, durchzusetzen. In Begleitforschungsprojekten, die von 
der Hans-Böckler- und der Otto-Brenner-Stiftung gefördert wurden, konnten 
die engen Handlungsspielräume von Belegschaft, Betriebsrat und Gewerkschaft 
von Opel Bochum über einen Zeitraum von über zehn Jahren seit dem ersten 
Schließungsbeschluss im Jahr 2004 bis zur endgültigen Schließung des einzigen 
Automobilstandortes im Ruhrgebiet im Dezember 2014 beobachtet werden (Blö- 
cker u.a. 2013; Wannöffel 2015). Die Ergebnisse stellen ein besonderes Beispiel für 
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den Verlust der Handlungsmächtigkeit des sozialdemokratischen Politikmodells 
im nationalen Kontext dar. 

Was war geschehen? Nach einem einwöchigen, wilden Streik der Belegschaft 
gegen die ersten Schließungsandrohungen im Jahr 2004 arbeiteten der Betriebsrat 
und die Gewerkschaft zusammen mit Belegschaftsvertretern an zahlreichen inno- 
vativen Konzepten zur Standortentwicklung. Der Betriebsrat schuf Öffentlichkeit, 
u.a. durch regionale Netzwerke mit GewerkschaftlerInnen und Wissenschaftle- 
Innen der umliegenden Hochschulen, entwickelte technische Innovationen für 
die Komponentenfertigung und initiierte in Kooperation mit der Hochschule 
Bochum die Entwicklungeines Elektromobils, das als Prototyp mit Komponenten 
von Opel am Standort Bochum bis 2009/2010 gefertigt wurde. Resultate dieser 
Innovationsstrategien wurde dem Opel-Management und der NRW-Landesregie- 
rung auf Belegschaftsversammlungen mehrfach präsentiert - in der Erwartung, 
politische Unterstützung für die vielfältigen Standorterhaltungsinitiativen zu 
erhalten. Die Beschäftigten mussten jedoch erleben, dass die Landes- und Bun- 
despolitik gegenüber der vom globalen Konzern betriebenen offenen Standort- 
konkurrenz zwischen den bundesdeutschen und europäischen Standorten keine 
ausreichenden Mittel besaß, die Standortschließung schließlich zu verhindern. 
Im Fallvon Opel Bochum führten die einzelbetrieblichen Innovationsstrategien 
der Belegschaft und des Betriebsrates nicht zu einer Zunahme an institutioneller 
Wirkungsmacht, da keine Verzahnung von Betrieb, Gewerkschaft und Politik 
gelang - eine Verzahnung, die noch die politische Regulierung der Bergbaukrise 
ausgezeichnet hatte. Im Gegenteil kam es im Jahr 2013 zu einem für die Geschichte 
der Industriellen Beziehungen Deutschlands bislang einzigartigen politischen 
Ereignis. Die Bochumer Belegschaft lehnte auf einer Betriebsversammlung den 
zwischen der Gewerkschaft und General Motors ausgehandelten Tarifvertragüber 
die Modalitäten der geplanten Schließung des Standortes im Dezember 2016 mit 
einer großen Mehrheit von über 78 Prozent ab, da dieser Tarifvertraglediglich das 
Überleben von drei weiteren deutschen Standorten durch die teilweise Übernahme 
der Bochumer Produktion absicherte. Die Belegschaft nahm durch ihren Beschluss 
sogar die vorzeitige Schließung und den Verlust ihrer Arbeitsplätze zwei Jahre 
früher, im Dezember 2014, in Kauf, da sie sich nach zehnjährigen Abwehrkämp- 
fen offensichtlich außerstande sah, ihre eigene Schließung und den Gang in die 
ökonomische und soziale Unsicherheit zu unterschreiben. Eine entscheidende 
Ursache für die Schließung des bedeutsamen Produktionsstandortes von GM/ 
Opel in Deutschland war schließlich die mangelnde Kooperation und die fehlende 
Solidarität zwischen den Belegschaften und betrieblichen Interessenvertretungen 
in Deutschland, die sich letztlich der Logik der Marktkonkurrenz unterordneten. 
Die Erwartungen der Belegschaft, dass Gewerkschaften und politischen Reprä- 
sentanten im nationalen Kontext weiterhin über ausreichende institutionelle und 
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gesellschaftliche Machtressourcen verfügen würden, einen Interessenausgleich 
zwischen Standorten, ihren Belegschaften und Interessenvertretungen — wenn 
nicht im europäischen, zumindest im nationalen Rahmen - herbeizuführen, muss- 
ten enttäuscht werden. Belegschaftsbefragungen, die im Jahr 2013 durchgeführt 
wurden, deuteten bereits auf einen großen Vertrauensverlust in die politische 
Handlungsmächtigkeit von nationalen Gewerkschaften und politischen Parteien 
angesichts zunehmender globaler Standortkonkurrenz hin (Blöcker u.a. 2013). 


Entwertung von Erwerbsarbeit reduziert gesellschaftliche Teilhabe 


Mangelnde Kooperation und Solidarität sowie Konkurrenz unter den Beschäf- 
tigten und enttäuschte Erwartungen gegenüber der Politik - der Niedergangvon 
Opel Bochum steht hier pars pro toto für den tiefen Vertrauensverlust von großen 
Teilen der erwerbstätigen Bevölkerung gegenüber dem Politikversprechen nach 
sozialer Gerechtigkeit. Die Begleitforschung ergab, dass ein Schwinden der ins- 
titutionellen Handlungsmächtigkeit der betrieblichen Interessenvertretung auch 
in den großbetrieblichen Organisationen vor dem Hintergrund globaler Stand- 
ortkonkurrenz zu beobachten war. Auch zeigte sich in den Tarifverträgen, dass 
nur noch ein Teil der Beschäftigten vor den Risiken der Arbeitslosigkeit geschützt 
war. Somit ließ sich eine sozialdemokratische Politik konstatieren, die ab dem Jahr 
2002 mit der Agenda 2010 der allgemeinen Tendenz der Marktliberalisierung 
erlegen war. Unter den Rahmenbedingungen der Marktliberalisierung wurden 
die sozialdemokratischen Arbeitsmarktreformen durch einen lohnpolitischen 
Stillstand und ein kontinuierliches Anwachsen der Erwerbshybridisierung im 
Niedriglohnsektor begleitet, der erst eine Dekade nach der Verabschiedung der 
Agenda ab Januar 2015 unter einer sozialdemokratischen Arbeitsministerin durch 
die Einführung eines Mindestlohnes (8,50 Euro) nach unten abgesichert werden 
konnte. Diese späten sozialdemokratischen Errungenschaften konnten jedoch 
nicht verhindern, dass Deutschland im Jahr 2017 den historischen Höchstwert der 
sozialen Ungleichheit seit ihrem Bestehen aufgewiesen hat (Tiefensee/Spannagel 
2018). Seit dem niedrigstem Niveau der sozialen Ungleichheit in den 1970er 
Jahren waren die Einkommen im Nachkriegsdeutschland im Jahr 2018 niemals so 
ungleich verteilt; und dies trotz einer seit 2010 kontinuierlich guten Konjunktur- 
lage und einem hohen Beschäftigungsniveau. Ursache ist insbesondere der oben 
beschriebene Rücklaufder Tarifbindung und der Ausbau des Niedriglohnsektors. 
Die Bruttostundenlöhne sind insbesondere in diesen unteren Segmenten zwischen 
1995 und 2015 real gesunken (ebd.). Nurin den oberen Lohnsegmenten, für die in 
der Regel noch Tarifverträge gelten, sind die Einkommen der Erwerbstätigen real 
gestiegen. Die Entwicklung der gesellschaftlichen Ungleichheit ist somit vor allem 
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der Veränderungan den Rändern der Verteilungoben und unten geschuldet. Einem 
wachsenden Anteil von Einkommensarmen steht ein explodierender Anteil von 
Einkommensreichen gegenüber. Als Ergebnis lebten im Jahr 2016 mehr Menschen 
in Armut und Reichtum als zu Beginn der 1990er Jahre. 1991 galten etwas mehr 
als 11 Prozent der Bevölkerungals arm; 2016 waren es bereits 16,8 Prozent. Dem- 
gegenüber stiegder Anteil von Einkommensreichen von 1991 bis 2015 von 5,5 auf 
7,5 Prozent (ebd.). Folgt man den Ausführungen von Tiefensee und Spannagel, 
dann existieren verschiedene Ansatzpunkte, um die gewachsenen gesellschaftlichen 
Ungleichheiten zu verringern. Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik führte der 
Mindestlohn zu einer ersten Absicherung der Niedriglohnsegmente nach unten; 
das Tarifautonomiestärkungsgesetz im Jahr 2014 erleichterte die Allgemeinver- 
bindlichkeitserklärungvon Tarifverträgen und das neue Qualifizierungschancen- 
gesetz zielt ab Januar 2019 aufdie Förderungvon Qualifizierungsmaßnahmen für 
Beschäftigtengruppen, deren Arbeitsplätze durch die zunehmende Digitalisierung 
der Arbeitswelten bedroht sind. Im Bereich der Steuerpolitik steht die im Jahr 
1997 abgeschaffte Vermögungssteuer, die dem Staat jedes Jahr mehrere Milliarden 
Mehreinnahmen einbrachte, aufgrund mangelnder gesellschaftlicher Machtres- 
sourcen nicht vor einer Wiedereinführung. Insgesamt reichten diese politischen 
Interventionen nicht aus, der wachsenden gesellschaftlichen Spaltung Einhalt 
zu gebieten. Ursächlich dafür verantwortlich sind schwindende gesellschaftliche 
Machtressourcen der Erwerbstätigen, um eine Umverteilungsdebatte erfolgreich 
zu intervieren. Dies steht wiederum in einer Wechselwirkung zu einem sich seit 
vier Dekaden vollzichenden gesellschaftlichen Spaltungsprozess, der zunächst die 
Primärmacht der Erwerbstätigen aufdem Höhepunkt gesellschaftlicher Gleichheit 
in den 1970er Jahren durch die Veränderung der Produktionsweise unter Druck 
gesetzt hatte, um dann konsequent deren Sekundärmacht zu unterminieren. Weder 
eine affirmative Wissenschaft, die zu Beginn der 1980er Jahre vornehmlich aufder 
Erscheinungsebene die vermeintliche Lernfähigkeit des Kapitals diskutierte, noch 
die in Verantwortung stehenden politischen Akteure der sozialen Demokratie 
haben den eigentlichen Umbruch der gesellschaftlichen Produktionsweise mit 
seinen ökonomischen Intentionen und in seinen gravierenden gesellschaftlichen 
Konsequenzen zu Beginn der 1980er Jahre ursächlich erkannt. Die politischen 
Folgen der gesellschaftlichen Spaltung liegen nun - annähernd 40 Jahre später - für 
die nachfolgenden Generationen auf dem Tisch (vgl. Heitmeyer 2018). 


Fazit 


Der chemalige politische Erfolg der sozialen Demokratie basierte auf ihrem 
Höhepunkt in den 1970er Jahren auf der engen Verknüpfung der Primärmacht 
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der Erwerbstätigen in den mehrheitlich tayloristisch-fordistischen Massenpro- 
duktionsstätten mit ihrer Sckundärmacht durch einen hohen gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad und der institutionellen Einbettung der Erwerbsarbeit durch 
Mitbestimmung und Tarifvertrag, Die relative, gesellschaftliche Macht der Er- 
werbstätigen äußerte sich in politischen Wahlerfolgen von Parteien, die den 
Zielsetzungen einer sozialen Demokratie nach sozialer Gerechtigkeit nahestan- 
den. Die erwerbstätige Bevölkerung erlebt seit über 40 Jahren einen eklatanten 
Widerspruch zwischen einer einerseits sozialdemokratischen Programmatik, 
die sich weiterhin in der Tradition des Demokratischen Sozialismus und der 
Wirtschaftsdemokratie sicht, wie sie in der Montanmitbestimmungin den indus- 
triellen Sektoren des Bergbaus und der Eisen- und Stahlindustrie zum Ausdruck 
kam, und einer andererseits politischen Praxis mit marktliberaler Ausrichtung 
(Heinemann/ Wannöffel 2019). Ob es angesichts der Herausbildungvon Formen 
eines digitalen wie auch autoritären Kapitalismus auf dem Weltmarkt (Deppe 
2013) gelingt, die Kluft zwischen Programmatik und Praxis der Sozialdemokratie 
in Deutschland und in den EU-Ländern zukünftig zu schließen, ist eine weitge- 
hend offene Frage. Reflektiert man die Annahmen der power resource theory und 
die sozialstrukturellen Fundamente des Modells der sozialen Demokratie, wird 
viel davon abhängen, wie zukünftig die Erwerbsarbeit in den neuen digitalen 
Zentren der Wertschöpfung gesellschaftlich eingebettet und der Arbeitnehmer- 
status aufrechterhalten werden kann, um diese nicht allein einer marktlichen 
Koordinierungaufglobal operierenden Plattformen zu überlassen. Dabeigiltes, 
langfristig neue sozialstrukturelle Machtbasen jenseits der klassischen Klientel 
der Industriearbeiterschaft zu erschließen (Haipeter/Hoose 2019). Die organi- 
sationale Basis wird vornehmlich bei hybriden Erwerbsformen und in hybriden 
Arbeitsräumen zu finden sein, um dann, in nächsten Schritten, der Aushöhlung 
der Institutionen der Mitbestimmungund Tarifverträge entgegenzuwirken. Erst 
wenn diese sozialstrukturellen Fundamente über einen längeren Zeitraum wieder 
hergestellt sind, wird sich in Kooperation zwischen politischen VertreterInnen 
einer sozialen Demokratie, den Gewerkschaften und sozialen Bewegungen wieder 
eine gesellschaftliche Machtbasis herausbilden, um den marktliberalen Kräften 
ein Konzept von sozialer Gerechtigkeit, Kooperation und Solidarität gegenüber 
zu stellen. Dies wird sicherlich nicht von heute auf morgen geschehen, sondern 
bedeutet vielmehr das Bohren dicker Bretter (Max Weber). Wenn jedoch die 
Verwirklichung von politischen und zivilen Bürgerrechten in Wirtschaft und 
Arbeitswelt für alle Gesellschaftsmitglieder zukünftig nicht erreicht wird, wird 
das ursprüngliche Modell der sozialen Demokratie, das auf den Kategorien von 
Kooperation und Solidarität innerhalb der Klasse unabhängig von der nationa- 
len Herkunft der Erwerbstätigen beruht, angesichts der globalen und digitalen 
Herausforderungen politisch weiter marginalisiert. 
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Armin Puller 


Grenzen der postblairistischen Konstellation 
Das Beispiel der österreichischen Sozialdemokratie 


Die Sozialdemokratie befindet sich in Europa gegenwärtigin einer politischen und 
ideologischen Existenzkrise, die mitunter ihre Identität, ihre Repräsentationsbe- 
ziehungen, die Programmatik, politische Praxis sowie ihre Organisationsweise 
umfasst. Die Indikatoren des Niedergangs sind so offensichtlich, dass sie nicht 
gesondert erwähnt werden müssen. Ihre Kulmination lässt es zunehmend zwei- 
felhaft erscheinen, ob die Sozialdemokratie noch über ausreichend Ressourcen 
für eine weitere Erneuerung verfügt. Die Sozialdemokratie für tot zu erklären, 
ist inzwischen ein eigenes Genre der Politikwissenschaft geworden. Bereits in 
den 1980er Jahren bescheinigten unabhängigvoneinander Ralf Dahrendorfund 
Adam Przeworski der Sozialdemokratie, sich überlebt zu haben. Dahrendorf 
(1983) betrachtete das sozialdemokratische Programm der sozialen Zähmung 
des Kapitalismus als erfüllt und abgeschlossen; Przeworski (1985) konstatierte, 
dass sich die von der Sozialdemokratie gebildete Allianz aus ArbeiterInnenklasse 
und Mittelschichten wegen zunehmend divergierenden Interessen langfristig 
nicht aufrechterhalten werde lasse. Damals erwiesen sich beide Prognosen als 
falsch, denn Ende der 1990er Jahre erlebte die Sozialdemokratie einen neuen 
Aufschwung. Paradoxerweise gerät die Sozialdemokratie nun, mehr als dreißig 
Jahre später, doch in die Krise - just zu einem Zeitpunkt, da die Verbindung von 
Kapitalismus, Demokratie und Wohlfahrtsstaatlichkeit wieder auseinanderbricht 
und ein Mitte-Unten-Bündnis angesichts gemeinsamer Erfahrungen und Ängste 
sozialen Abstiegs plausibler und notwendiger denn je wäre. 

Innerhalb der Sozialdemokratie gibt es gegenwärtig durchaus Beispiele für 
erfolgreiche Erneuerungsprozesse. In den (wenigen) Ländern, in denen sich die 
Sozialdemokratie behaupten kann, wie etwa im Vereinigten Königreich oder in 
Portugal, werden die Ursachen des Niedergangs teils daraufzurückgeführt, dass 
sich die Sozialdemokratie sukzessive von einer angemessenen Adressierung und 
Politisierungder sozialen Frage verabschiedet hat. Dagegen wird ein Kurswechsel 
beworben, der mit den Parteiprojekten der „Marktsozialdemokratie“ (Nachtwey 
2009) bricht und eine soziale Alternative ins Zentrum stellt. Ob dieser Weg 
langfristig soziale Transformationen befördern kann, ob er sich innerhalb der 
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jeweiligen Parteien halten kann, ob er angesichts jeweils besonderer Umstände 
auf andere Länder und Parteien adaptierbar ist, lässt sich nicht vorherschen. 

Der vorliegende Beitrag widmet sich nicht den positiven Beispielen politi- 
scher Erneuerung, sondern vielmehr der Frage, warum diese Erneuerung in der 
Sozialdemokratie bislang ausbleibt: Was sind die Bedingungen und Ursachen 
einer politischen Strategie, die ihren eigenen Niedergang nicht zu überwinden 
in der Lage ist? Durch welche politische Strategie zeichnet sich die gegenwärtige 
Sozialdemokratie überhaupt aus und wie lässt sie sich erklären? Vor dem Hinter- 
grund einer allgemeinen Einschätzung der Lage der Sozialdemokratie in Europa, 
welche die gegenwärtige politische Strategie als von einem postblairistischen 
Kurs bestimmt sieht, soll die Lage der österreichischen Sozialdemokratie (SPÖ) 
diskutiert werden. Basierend auf einem besonderen „historischen Kompromiss“ 
in der österreichischen Nachkriegsgeschichte hat die SPÖ eine einzigartige Rolle 
als Regierungspartei gespielt. Nicht zuletzt aufgrund einer verschobenen po- 
litöokonomischen Dynamik Österreichs im Zuge der Krise des Fordismus und 
des Aufstiegs des Neoliberalismus hat die SPÖ eine vergleichsweise moderate 
Erneuerung durchgemacht. Erst in den letzten Jahren scheint sie in eine tiefe 
Krise geraten zu sein, die sie in ihrer politischen Existenz bedroht. 


Blairismus als Ursache der Krise der Sozialdemokratie? 


Als die Sozialdemokratie Ende der 1990er Jahre in 13 von 15 EU-Ländern in 
Regierungsverantwortung war - davon nur in zweials Juniorpartner und in vielen 
Ländern nach langer Zeit der Opposition -, war sie von einer theoretischen und 
praktischen Ideologie geleitet, die als „Dritter Weg“ (zwischen keynesianischem 
Staatsinterventionismus und Marktradikalismus) bezeichnet wurde (vgl. Giddens 
1998). Die ausführlichsten strategischen Überlegungen und Debatten fanden 
hierzu in der britischen Labour Party unter Tony Blair statt und konnten auch 
Strahlkraft auf viele andere Sozialdemokratien entfalten.' Der Blairismus war 
eine Strategie, die einen Bruch mit der traditionellen Sozialdemokratie betonte 
und die Parteien auf den Markt als primäres gesellschaftliches Organisations- 
prinzip ausrichtete, auf den Leistungs- und Wettbewerbsstaat sowie auf die 
Mittelschichten als vorgeblich entscheidende soziale Basis. Bezugspunkte der 


1 Auch wenn der „Dritte Weg“ in Form verschiedener länder- und parteispezifischer Va- 
rianten existierte, haben die meisten sozialdemokratischen Parteien Europas ähnliche 
Wandlungen wie die britische Labour Party vollzogen. Der dem britischen Kontext 
entstammende Ausdruck des Blairismus bietet sich als allgemeine Phasenbezeichnung 
an, da er die elaborierteste und konsistenteste Variante bildete. 
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traditionellen Sozialdemokratie, wie etwa der keynesianische Staatsinterven- 
tionismus, Umverteilung und Vollbeschäftigung oder starke Verbindungen zu 
Gewerkschaften, wurden tendenziell aufgegeben. Stattdessen setzte die „neue 
Sozialdemokratie“ auf Fihrungsmodelle des Managerialismus nach innen und 
politisches Marketing, das einen Bruch mit der eigenen Vergangenheit und einen 
neuen Stil betonte, nach außen. 

Der Blairismus brachte hybride Parteiprojekte hervor, die sozialdemokratische 
Anliegen in verschobener Weise und unter Dominanz einer neoliberalen Agenda 
zum Ausdruck brachten (Hall 2014b: 166; Finlayson 2009: 13). Innerparteilich 
waren sie begleitet von Debatten darüber, ob Wahlerfolge die defensive Anpas- 
sung an die Regierungspraxis des Neoliberalismus rechtfertigen können oder 
nicht vielmehr die Identität der Sozialdemokratie gefährdet werde. In der durch 
den Corbynismus geprägten Labour Party der Gegenwart wird diese Frage mitt- 
lerweile recht eindeutig beantwortet: Vielfach gilt der Blairismus als wesentliche 
Ursache der Krise der Sozialdemokratie. So kann er doch als politisches Projekt 
geschen werden, „die Hinterlassenschaften des Thatcherismus als ökonomisch 
und politisch unumkehrbare faits accomplis zu verwalten“ (Jessop 2018: 101) 
bzw. als Strategie, der Labour Party den Thatcherismus aufzuzwingen (Jones 
2011: 252). Simon Hannah (2018: 202, Übers.: A.P.) spricht vom Blairismus als 
„Maßnahmenpaket, das daraufangelegt ist, die Verbindungder Partei zur Arbei- 
terklasse zu untergraben und schließlich abzuschneiden, um den Bedürfnissen 
der globalen Eliten besser entsprechen zu können“ 

Die Analyse des Blairismus als Verlängerung des Ihatcherismus mag zwar eini- 
ge überzeugende Argumente liefern, ist letztlich jedoch verkürzt. Erstens zeigen 
Untersuchungen der Regierungspraxis sozialdemokratischer Parteien während 
der blairistischen Phase durchaus Differenzen zu vorangegangener neoliberaler 
und neokonservativer Regierungspraxis auf (Merkel u.a. 2008). So wurden etwa 
im Vereinigten Königreich unter den Blair-Regierungen 1997 bis 2007 zwar nur 
wenige Maßnahmen der Umverteilung umgesetzt, aber doch ein Mindestlohn 
eingeführt und Armut bekämpft. Auch unter den Schröder-Regierungen 1998 
bis 2005, von denen heute vor allem die Politik der Agenda 2010 in Erinnerung 
ist, wurden Maßnahmen der Liberalisierung und Deregulierung von Arbeitsver- 
hältnissen aus der Zeit der Kohl-Regierungen zurückgenommen oder etwa das 
Betriebsverfassungsgesetz im Sinne der Stärkungbetrieblicher Mitbestimmung 
novelliert. Auch wenn deutliche Konvergenzen zwischen Blairismus und Neolibe- 
ralismus bestehen, muss berücksichtigt werden, dass die Sozialdemokratie selbst 
in ihrer blairistischen Phase eine Partei der organisierten ArbeiterInnenschaft 
und der Gewerkschaften bildete (Nachtwey 2009: 247) und nicht einfach die 
Interessen von Vermögensbesitzenden und des Privateigentums zu befördern 
beabsichtigte. Der Blairismus ist nicht identisch mit der Strategie der neoliberalen 
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Offensive gegen die ArbeiterInnenklasse, sondern repräsentierte eine besondere, 
nämlich defensive Form des Kompromisses mit dieser. Die Hybridität des Blai- 
rismus umfasst neben Kontinuitäten auch Diskontinuitäten mit dem Neolibe- 
ralismus. Um eine solche Unterscheidung bemüht sich etwa die Periodisierung 
des britischen Neoliberalismus von Alexander Gallas (2016: 280ff.). Diese zeigt 
auf, dass der Blairismus zwar im Bereich der Ordnungspolitik den marktwirt- 
schaftlichen Autoritarismus des Thatcherismus fortführte, jedoch dessen auf 
Spaltung und Repression beruhende Klassenpolitik durch eine inklusivere und 
konsultativere Politik ersetzte. 

Zweitens ist zu bedenken, dass der Blairismus eine Vorgeschichte hat. Er ist 
den sozialdemokratischen Parteien nicht einfach von charismatischen Führungs- 
personen wie Tony Blair, Gerhard Schröder oder Göran Persson aufgezwungen 
worden, sondern beruhte auf Tendenzen, die sich spätestens in den 1980er Jahren 
bemerkbar machten. In unterschiedlicher Weise wendeten sich bereits damals 
sozialdemokratische Parteien nicht nur angebotsseitigen Wirtschaftspolitiken zu, 
sondern auch dem makroökonomischen Ziel der Inflationsbekämpfung, Budget- 
konsolidierung, Austeritätspolitik sowie Maßnahmen der Rekommodifizierung 
der Arbeitskraft und der Flexibilisierung von Arbeitsmärkten (Kitschelt 1994; 
Sassoon 2010: 730ff.). Was der Blairismus daher leistete, war weniger, die Ver- 
schiebung der Sozialdemokratie einzuleiten als vielmehr, eine bereits eingeleitete 
(defensive) Transformation in Form einer neuen Identität ideologisch kohärent 
zu machen und die zunehmend erodierte Einheit der Parteiteile mittels einer 
neuen Strategie wiederherzustellen. 

Den Blairismus als Auslöser oder Ursprungder Krise der Sozialdemokratie zu 
schen, scheint die Analyse seiner Bedeutung sowie der zugrundeliegenden Ursa- 
chen des sozialdemokratischen Parteiwandels eher zu verdecken als zu beleuchten. 
Zudem suggeriert diese Position die Option, dass eine einfache Rückkehr zu 
traditionellen Strategien politisch möglich ist, ohne die Geschichte der Krisen 
der Parteiprojekte der traditionellen Sozialdemokratie zu berücksichtigen (wie 
etwa das Scheitern von Mitterrands Projekt des „Keynesianismus in einem Land“ 
in Frankreich 1981 bis 1983; vgl. Schneider 2017: 156ff.). Die tieferliegenden 
Krisenursachen der Sozialdemokratie zu entschlüsseln, bedeutet, eine Antwort 
auf das Paradoxon zu finden, warum diese eine Strategie eingeschlagen hat, die 
in der wesentlichen Stoßrichtung die Lebensverhältnisse ihrer traditionellen 
sozialen Basis weitestgehend nicht oder kaum verbesserte, diese Basis deshalb 
demobilisierte und Mitglieder wie FunktionärInnen demoralisierte. 

In der Politikwissenschaft können für die genannten Prozesse drei große Er- 
klärungsmodelle identifiziert werden, die jeweils verschiedene Mechanismen in 
den Blick nehmen. Politökonomische Ansätze erklären (aus unterschiedlichen 
theoretischen Problematiken heraus) den Parteiwandel über den Zusammenbruch 
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der fordistischen Bedingungen des sozialdemokratischen Zeitalters: Globali- 
sierungsprozesse haben nationale sozialpartnerschaftliche Kompromisse sowie 
die klassischen Instrumente keynesianischer Nachfragepolitik unterminiert 
und zudem zu einer Schrumpfung und politischen Marginalisierung der Kern- 
schicht der Industriearbeiterschaft geführt (Kitschelt 1994; Merkel u.a. 2008; 
vgl. Wannöffel in diesem Band). Hegemonietheoretische Erklärungen verstehen 
den Transformationsprozess als eine Internalisierung der thatcheristischen Logik 
der Alternativlosigkeit neoliberaler Politik. Als Anpassungsreaktion aufdie He- 
gemonie des Neoliberalismus wurde die Politik sozialer Gerechtigkeit dem Markt 
überantwortet, der neue sozialdemokratische Diskurs in die postpolitische Vision 
einer Welt ohne politische Interessensauseinandersetzung eingeschrieben und 
traditionelle kollektive Identitäten zurückgewiesen (Hall 20142; Mouffe 2018: 
29f.). Eine dritte Erklärung (etwa Walter 2010: 18ff.) behandelt aus Perspektive 
des historischen Institutionalismus die sozialstrukturellen Veränderungen der 
Parteibasis, die durch die verschobenen Kontexte in Gang gesetzt wurden: Basie- 
rend aufder Erosion der ArbeiterInnenklasse rekrutierten sich FunktionärInnen 
und Parteiführungen zunehmend nicht mehr aus den traditionellen Parteimili- 
eus, sondern aus AufsteigerInnen in neuen ökonomischen Sektoren und aus dem 
öffentlichen Dienst. Da diese stärker in bürgerlichen Lebenswelten beheimatet 
und nicht gegen neoliberale Narrative immunisiert sind, sind ihre Kapazitäten 
zur Repräsentation und Herstellung eines tragfähigen Bündnisses zwischen den 
auseinanderdriftenden Teilen der ArbeiterInnenschaft sehr beschränkt. 

Alle drei Erklärungsmodelle sind sehr wertvoll und zeigen auf, dass Parteien 
in einem Kontext operieren, an dessen Existenz sie zwar mitwirken, den sie aber 
nicht allein bestimmen können. Sie verdeutlichen, dass die Ursachen der Trans- 
formation der Sozialdemokratie mit den Krisenerscheinungen des Fordismus 
sowie den strukturellen Beschränkungen und strategischen Dilemmata des Post- 
fordismus verbunden sind. Aus dieser Perspektive erscheint der Blairismus nicht 
als Ursache, sondern als Ausdruck einer Krise, die sich spätestens in den 1970er 
Jahren zusammenbraute. Zugleich bleibt bei den Erklärungen offen, warum sich 
gerade der Blairismus durchsetzen konnte, nicht aber eine andere Strategie. Hier- 
für muss eine andere Perspektive eingenommen werden, die Parteien ausgehend 
von ihrer Strategiefähigkeit und ausgehend von Parteiprojekten’ versteht. Als 
Parteiprojekt betrachtet ist der Blairismus nicht nur Ergebnis der exogen gene- 


2 Den Begriff des Parteiprojekts verwende ich als einen Begriff strategisch-relationaler 
Analyse, der sich auf ein parteipolitisches Projekt der Herstellung von innerorganisa- 
torischer Einheit zwischen Parteiteilen, ideologischer Konsistenz der Programmatik, 
eigenständiger politischer Identität im Wettbewerb mit anderen politischen AkteurInnen 
sowie Kohärenz von politischer Praxis und Identität bezicht. 
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rierten Schwächung der traditionellen Sozialdemokratie, sondern als Versuch zu 
verstehen, in den Parteien nach innen und außen Stabilität und Geschlossenheit 
hinsichtlich eines politischen Projekts herzustellen. Wenngleich sie die Identität 
der Sozialdemokratie fragil und brüchig machten, schafften es die blairistischen 
Parteiprojekte zumindest kurzzeitig, Stabilität zu erzeugen: Mit Signifikanten 
wie „neue Mitte“, „radical centre“, „Olivenbaum“ und „Modernisierung“ kam die 
Sozialdemokratie im Parteienwettbewerb aus der Defensive und konnte selbstbe- 
wusst klare Botschaften formulieren. Dabei verschafften die Parteiprojekte den 
Parteiführungen eine neue Autonomie, wie sie für Volksparteien unüblich war, 
die von komplexen Parteistrukturen, Gremienarbeit und Traditionen geprägt 
sind (Moschonas 2001: 237£.): Die Schwächung sozialdemokratischer Identität 
ermöglichte Parteiführungen Manövrierraum, befreite sie von alten politischen 
wie ideologischen Verbindlichkeiten und machte sie in der Medienkommuni- 
kation und in Wahlkämpfen taktisch flexibler. Der wesentliche Gewinn des 
Blairismus war es, die Kluft zwischen sozialdemokratischer Ideologie und realer 
politischer Praxis durch eine Minimierung der allgemeinen Erwartungen an 
sozialdemokratische Regierungsprojekte zu überbrücken (Bailey 2009: 94): Die 
Anpassungan die neuen Kontexte bestand in der Auffassung, dass die Ansprüche 
der eigenen traditionellen sozialen Basis zu limitieren seien, um diese weiterhin 
repräsentieren zu können. 


Die postblairistische Konstellation 


Krisenerscheinungen der blairistischen Strategie machten sich rasch in inneren 
Widersprüchen der politischen Praxis, innerparteilichen Konflikten, vor allem 
mit den Gewerkschaftsflügeln, und in Mobilisierungsproblemen bemerkbar. 
Schlussendlich scheiterten die blairistischen Parteiprojekte an Wahlniederla- 
gen. Für die Strahlkraft des Blairismus waren insbesondere die Niederlagen der 
SPD 2005 und 2009 sowie von New Labour 2010 gravierend. Neben den in der 
Parteipolitik üblichen Einschätzungen über Kommunikationsprobleme, denen 
zufolge die Reformdiskurse zu einseitig geführt und von den Wählenden nicht 
oder missverstanden wurden, wurden in beiden Parteien auch zwei weitere Pro- 
bleme thematisiert: der Zusammenbruch der Repräsentationsbeziehungen zur 
eigenen traditionellen sozialen Basis sowie Schwächen in der Konzeption sozialer 
Gerechtigkeit. Beide Probleme waren recht offensichtlich: (1) Die Wahlnieder- 
lagen beider Parteien waren nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass vor allem 
ArbeiterInnen die Gefolgschaft verweigerten. Labour verlor zwischen 1997 und 
2010 etwa 5 Millionen Stimmen, wobei ArbeiterInnen bereits bei der Wahl 2001 
vermehrt zu Hause blieben. 2005 blieben dann auch die Stimmen der unteren 
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Mittelschichten aus. 2010 wählten weniger als 30 Prozent der ArbeiterInnen 
Labour und fast die Hälfte blieb der Wahl fern (Evans/Tilley 2017: 149, 174). 
Die SPD, die 2009 auf 23 Prozent abrutschte und sich im Vergleich mit 1998 
stimmenmäßig halbierte, verzeichnete ähnliche Entwicklungen: 1998 wählten 
sie noch 48 Prozent der ArbeiterInnen, 2005 dagegen nur mehr 37 Prozent und 
2009 nur noch 25 Prozent (Alemann 1999: 51; Alemann/Spier 2011: 67). (2) 
Für die Regierungszeiten von New Labour und der SPD lässt sich zeigen, dass 
strukturelle soziale Ungleichheit auf einem hohen Niveau beibehalten oder gar 
verstärkt wurde und sich die Schere von Armut und Reichtum vergrößert hat. Im 
VK nahm die Ungleichheit trotz erfolgreicher Maßnahmen gegen Altersarmut 
und Armut bei kinderreichen Familien zu, weil einerseits Armutsverhältnisse 
bei anderen Gruppen zugenommen haben und andererseits große Einkommen 
und Vermögen rasant gestiegen sind (Joyce/Sibieta 2013). Die Entwicklungen 
in Deutschland sind ähnlich, wobei gerade die Agenda 2010 ein neues „rigides 
Armutsregime“ (Butterwegge 2015) durchgesetzt hat. 

Von den Parteiführungen wurden diese Probleme im Zuge von strategischen 
Suchprozessen offensiv diskutiert. Bei Labour bemühte sich bereits Gordon 
Brown, der 2007 als Regierungschef eingewechselt wurde, um eine Kurskor- 
rektur. Diese umfasste vor allem eine Anhebung des Spitzensteuersatzes auf 
Einkommen sowie die Selbstverpflichtung, arbeitende Menschen wieder zu- 
rückzugewinnen. Als die Partei 2010 in Opposition gehen musste, übernahm 
Ed Miliband den Parteivorsitz. Er wurde am wenigsten mit dem Blairismus 
identifiziert und von den Gewerkschaften gegen die Parlamentsfraktion durch- 
gesetzt. Seiner Einschätzung nach, so ein wiederkehrendes Thema seiner Reden, 
müsse sich Labour verändern: Marktprozesse seien während der Regierungszeit zu 
optimistisch bewertet und die realen Lebensverhältnisse niedriger und mittlerer 
Einkommensbeziehender zu wenigberücksichtigt worden (Miliband 2011). Ganz 
ähnliche Schlüsse zogSigmar Gabriel, der für die Regierungszeit der SPD das Auf- 
kommen eines „Neofeudalismus“ (Gabriel zit. n. Walter 2010: 93f.) konstatierte, 
in dem die soziale Spaltung und Einkommenspolarisierung zugenommen hat, 
Armut nicht ausreichend bekämpft und soziale Mobilität eingeschränkt wurde. 
Diese Einschätzungen, noch dazu aus den Parteiführungen selbst, versprachen 
eine tiefgreifende Kurskorrektur. 

Nach den Wahlniederlagen und während ihrer Zeit in der Opposition wid- 
meten sich die Labour Party und die SPD der Bearbeitung der Probleme. Diese 
gliederten sich in drei Bereiche: Evaluation der Programmatik, insbesondere des 
Verständnisses sozialer Gerechtigkeit, Entwicklung neuer populärer Politiken als 
Reaktion aufgesellschaftliche Missstände sowie Modernisierung des Parteiappa- 
rats und Öffnung der Partei. Dabei zeigen sich gemeinsame Muster. Im Bereich 
der Programmatik der sozialen Gerechtigkeit war vor allem Labour um eine neue 
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Definition bemüht, die sich vom Blairismus abhob. Hierbei wurde einerseits an 
Konzeptionen der „relationalen Gleichheit“ angeschlossen, die sich in republika- 
nischer Tradition auf Ihemen der Zugehörigkeit und Identität bezichen, ande- 
rerseits an das Konzept der „pre-distribution“, das auf Marktregulierungen setzt 
(Goes 2016: I8ff.). Die Konzepte ermöglichten eine Verschiebungdes politischen 
Selbstverständnisses, ohne dabei den starken blairistischen Parteiflügel vor den 
Kopfzu stoßen und eine Rückkehr zu Old Labour nahezulegen. Inwieweit soziale 
Gerechtigkeit mit Umverteilung einhergehen sollte, wurde in den Debatten 
offengelassen. In der SPD erzeugten die Agenda 2010 und die Parteiabspaltung 
der WASG bereits unter der Großen Koalition 2005 bis 2009 großen Druck, 
das eigene Selbstverständnis zu klären. Im Hamburger Grundsatzprogramm 
von 2007 wurde das Leitbild des „vorsorgenden Sozialstaats“ entwickelt, das ein 
Gegenmodell zur Politik der Agenda 2010 suggerierte, zugleich jedoch genügend 
Spielraum für verschiedene Interpretationen lies und daher die Einheit zwischen 
zerrissenen Parteiteilen gewährleistete. Es beruht in erster Linie aufeiner „seman- 
tischen Retraditionalisierung“ und „retronormativen Integration der Parteibasis“ 
(Nachtwey 2009: 232), sodass weniger die Klärung der eigenen Ausrichtung 
als die Parteikohäsion gesichert wurde. Darüber scheint die Debatte bis dato 
zumindest nicht hinausgekommen zu sein, wie die schwierige Positionsfindung 
in der SPD zur Politik der Agenda 2010 bis heute aufzeigt. 

Es fällt des Weiteren das Bemühen auf, populäre Maßnahmen zu erarbeiten, 
mit denen die Parteien als Ersatz für eine klare Identität im politischen Spekt- 
rum Bekanntheit und Zustimmung erlangen können. Unter Miliband drückte 
sich dieses Bestreben etwa in Forderungen nach einem Preissteigerungsstopp 
auf Energiepreise sowie einzelne Rückverstaatlichungen öffentlicher Dienst- 
leistungen aus. Bei der verlorengegangen Wahl 2015 waren sie Kernpunkte des 
Wahlkampfs, konnten aber trotz ihrer Popularität nicht in ein überzeugendes 
Narrativ integriert werden und verblieben innerparteilich ohne ideologische Fun- 
dierung. Für die SPD nahm die Forderungdes Mindestlohns eine wichtige Rolle 
ein, der in der dritten Großen Koalition 2013 bis 2017 auch umgesetzt wurde. 
Der Mindestlohn sollte Lohngerechtigkeit herstellen und innerparteilich wurde 
er mitunter auch als Korrektiv zur unter Schröder durchgeführten Stärkung des 
Niederlohnsektors. Aber auch er war letztlich nicht in ein übergreifendes Narra- 
tiv eingebettet. Bezogen auf die Öffnung der Parteien wurden organisatorische 
Strukturreformen angedacht und eingeleitet, die vor allem der Stärkung der 
individuellen Mitglieder dienen sollten. Größere Beteiligungsverfahren, so die 
Stoßrichtung, könnten verkrustete Strukturen aufbrechen, das Image verjün- 
gen und dynamisieren, den Mitgliederverlust stoppen oder gar umkehren. Bei 
Labour wurde das System „One Member, One Vote“ ausgeweitet, da aufgrund 
der Abschaffung geblockter repräsentativer Stimmabgaben den Nebeneffekt der 
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Stärkung der Parteiführung auf Kosten gewerkschaftlichen Einflusses auf die 
Parteipolitik hatte. In der SPD wurden für Koalitionsverträge Mitgliedervoten 
eingeführt (so geschehen 2013 und 2018). In beiden Fällen gliederten sich die 
Beteiligungsverfahren in Kommunikationsformen ein, die einen direkten Draht 
der Parteiführungen zu den Mitgliedern etablierten, unter Ausklammerung 
der mittleren Parteistrukturen, welche die Funktionärlnnen und AktivistIn- 
nen organisieren. Effektiv verschaffte dies den Parteiführungen Legitimation 
für ihre jeweiligen Vorhaben.’ Dies verdeutlicht, dass die Logik der verstärkten 
Partizipation nicht notwendigerweise zu intensiverem politischem Dialog führt. 
Die strategischen Suchprozesse bei Labour zwischen 2010 und 2015 sowie 
in der SPD seit Ende der 2000er Jahre zeigen ein Muster auf, das sich auch bei 
anderen sozialdemokratischen Parteien wiederfindet. Sie belegen, dass in so- 
zialdemokratischen Parteien Erneuerungen stattgefunden haben, die sie vom 
Blairismus unterscheiden: Soziale Spaltung und Ungleichheit wird als Thema 
prominent aufgegriffen. Dabei wird soziale Gerechtigkeit nicht mehr wesentlich 
als durch Politiken herstellbar betrachtet, die mit Politiken der nationalen Stand- 
ortsicherung identisch sind, sondern auch davon unabhängig, etwa als Markt- 
regulierung, gedacht. Die Orientierung auf gesellschaftliche Mittelschichten ist 
kein wesentlicher Bestandteil sozialdemokratischer Rhetorik mehr, wenngleich 
dies nicht zur Identifikation klarer Adressaten der eigenen Politik geführt hat. 
Zudem werden Mitglieder als eine Ressource im politischen Wettbewerb geschen 
und aktiv einbezogen. Auch sind in den dominanten Koalitionen in den Partei- 
führungen wieder mehr GewerkschaftsrepräsentantInnen vertreten, wenngleich 
Gewerkschaftsanliegen dadurch nicht unbedingt gestärkt wurden. Trotz dieser 
offensichtlichen Unterschiede gibt es auch viele Gemeinsamkeiten mit dem Blai- 
rismus. Diese bestehen vor allem in einem Bekenntnis zur Priorität der Sicherung 
und Verbesserung der nationalen Wettbewerbsfähigkeit, der Distanz zu klaren 
Politiken der Umverteilung und Eingriffen in die Eigentums- und Produktions- 
verhältnisse oder etwa in der Überbetonung von Bildungsreformen als Hebel 
für die Herstellung von Chancengleichheit und Stärkung sozialer Mobilität für 
Leistungsstarke. Es ist daher durchaus angebracht, die gegenwärtige Strategie 
der meisten sozialdemokratischen Parteien als Postblairismus zu bezeichnen, 
mit der die Sozialdemokratie in eine neue Phase ihrer Identität eingetreten ist. 


3 Im Falle von Labour kam es bei der Vorsitzendenwahl 2015 aufgrund mehrerer Zufälle 
zu einer Situation, in der die Parteiführung die Kontrolle über diesen Prozess verlor und 
mit Jeremy Corbyn jemand vorgeschlagen wurde, der mit Unterstützung einer breiten 
Mobilisierung außerhalb der Partei in weiterer Folge eine Erneuerung jenseits des Post- 
blairismus einleitete (Seymour 2017). 
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Wie schon der Blairismus umfasst der Postblairismus eine hybride Identität. 
Diese kombiniert im Kern blairistische Elemente mit neuen, aber leeren Bezügen 
zu Gleichheit und sozialer Gerechtigkeit, politischem Moralismus und humanis- 
tischen Werten und produziert damit eine Ambivalenz, die aufgrund der Unver- 
einbarkeit beider Logiken gar keine konsistente Ideologie mehr hervorzubringen 
vermag. Der Postblairismus dreht sich im Wesentlichen darum, die mit den 
erkannten Blindstellen verbundene Krise der Reproduktion bisheriger Parteipro- 
jekte zu lösen, ohne dabei an zentralen Parametern des Blairismus grundsätzlich 
etwas zu verändern. Sein Schwerpunkt ist nach innen aufdie Parteiorganisation 
und auf verbliebene Kernwählende gerichtet und bemüht sich um die Kohäsion 
auseinanderbrechender Parteiteile, die mit einer Rhetorik der sozialen Gerech- 
tigkeit und der Erinnerung an vergangene Größe vereint werden sollen. Indem 
er jedoch keine überzeugende Erklärung über das eigene Scheitern anzubieten 
in der Lage ist, kaum gesellschaftliche Transformationspotentiale benennen 
und kein hegemoniefähiges politisches Projekt formulieren kann, verfügt der 
Postblairismus letztlich über keine Kapazitäten zur Herstellung stabiler Partei- 
enverhältnisse. Nicht nur lässt die gegenwärtige europäische Sozialdemokratie 
daher nach außen Ambition, Vision und die soziale Basis für eine Erneuerung 
vermissen, sie zeichnet sich zudem durch große Instabilität immer neuer prekärer 
und kurzfristiger Parteiprojekte aus. Die Instabilität dieser Parteiprojekte drückt 
sich in fortwährenden Konflikten in den dominanten Koalitionen der Parteifüh- 
rungen und rascheren Wechseln von Vorsitzenden und SpitzenkandidatInnen 
aus. Die Parteiprojekte selbst unterscheiden sich dahingehend, welche Strategien 
der Wiedergewinnung von ArbeiterInnenmilieus sie an den Tag legen (etwa: 
Annäherung an sozialkonservative Positionen der politischen Rechten versus 
Verteidigung sozialer Wohlfahrt) und welche Signifikanten und Bezugspunkte 
für das Kernthema der sozialen Gerechtigkeit sie wählen (etwa: Chancengerech- 
tigkeit, steuerliche Entlastungen oder symbolische Reichensteuern). 


Die SPÖ als Sonderfall des Blairismus 


Die SPÖ unterscheidet sich von anderen sozialdemokratischen Parteien in 
Europa durch eine Reihe von historischen politökonomischen Besonderheiten 
(Merkel 1993: 244ff.; Sassoon 2010: 470ff.): Erstens hat die Nachkriegssitu- 
ation einen stabilen Klassenkompromiss ermöglicht, mit einem der größten 
öffentlichen Sektoren Europas, einer zentralisierten Lohnpolitik, einem schr 
hohen Organisationsgrad bei Parteien und Gewerkschaften und einer binären 
Monopolisierung der Interessen von öffentlichem Dienst, Landwirtschaft und 
Arbeitgeberseite bei der Österreichischen Volkspartei (ÖVP) sowie der Interessen 
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von ArbeiterInnenschaft und Gewerkschaften bei der SPÖ. Eine lange und 
stabile Sozialpartnerschaft sorgte für die Sublimierung des ökonomischen wie 
politischen Klassenkampfs in einem System gesetzlicher Vertretungen der Be- 
schäftigten und der Unternehmen. Die mit ihr verbundene neokorporatistische 
Aufteilung der Staatsmacht ist vielfach bis heute wirksam. Zu ihren Ergebnissen 
zählen eine lange Phase der Vollbeschäftigung bis Anfang der 1980er Jahre und 
eine moderierte Transformation im Zuge einer verzögerten Krise des Fordismus. 
Zweitens war die SPÖ mit Ausnahme der ÖVP-Alleinregierung zwischen 1966 
und 1970 und den schwarzblauen Regierungen 2000 bis 2006 sowie 2017 und 
2019 stets in Regierungsverantwortung. In der Phase der Alleinregierung 1970/1 
bis 1983 setzte sie aufeine nachholende Modernisierung des Landes (insbesondere 
durch Eingliederung in deutsche Kapitalkreisläufe), trotzte der Wirtschaftskrise 
(u.a. durch Ausbau des Dienstleistungssektors), initiierte strukturelle Reformen 
von Gesellschaft und Machtverhältnissen, baute den Wohlfahrtsstaat aus und domi- 
nierte die politische Landschaft. Aufdem Höhepunkt 1979 erreichte die SPÖ ein 
Wahlergebnis von 51 Prozent und organisierte mit 721.262 Mitgliedern (Müller 
1996: 302) fast 14 Prozent der Wahlberechtigten. Dabei vertrat sie eine für alle 
Parteiteile (und in den 1970er und 1980er Jahren auch für soziale Bewegungen) 
inklusive Programmatik, die ihre Bezüge zum (Austro-)Marxismus nicht versteckte, 
sondern diese auch für den Übergang von der Klassen- zur Volkspartei nutzte. 
Als die traditionelle Strategie der SPÖ in den 1980er Jahren in die Krise geriet, 
waren ihr Auftritt und ihre Leistungen vergleichsweise immer noch beachtlich. 
Sie blieb stärkste Kraft und stellte in Koalitionen mit der im Neokorporatismus 
bedeutungslosen Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ) (1983-1986) und 
anschließend der ÖVP (1987-1999) den Bundeskanzler. Die missliche Lage, 
einen Koalitionspartner wählen zu müssen, erlaubte der SPÖ, die wachsende 
Diskrepanz zwischen Programmatik und Regierungspraxis auf die Koalitions- 
notwendigkeit zu schieben. Während damit innerparteilich die Orientierungs- 
losigkeit einigermaßen kompensiert werden konnte, verschlechterten sich die 
Wahlergebnisse: Bis zur Wahl 1999 sackte die Partei auf 33 Prozent ab. Die 
Regierungslinie schwächte stufenweise die Orientierung auf Vollbeschäftigung 
ab und gab die expansive Steuerpolitik für das Ziel der Budgetkonsolidierung 
auf. Die wachsende Politikkonvergenz in Richtung Wettbewerbsstaatlichkeit war 
dabei einerseits mit der Strukturkrise der verstaatlichten Industrie verbunden, 
andererseits mit dem verbindenden Regierungsprojekt des EU-Beitritts, der 1995 
erfolgte. Die Krise der „Verstaatlichten“ - ein Fünftel der Beschäftigten inklusive 
des sozialdemokratisch kontrollierten Bankensektors - stellte für die Parteiver- 
hältnisse der SPÖ eine besondere Herausforderung dar. Die „Verstaatlichte“ war 
ein zentraler Bestandteil der direkten materiellen Absicherungder sozialen Basis 
der SPÖ. Ihre Krise wurde in Form von Konsolidierungen, Umgliederungen und 
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ab 1993 mittels (Teil-)Privatisierungen bearbeitet. Im EU-Binnenmarkt wurde 
eine neue Möglichkeit geschen, dank Investitionen positive Beschäftigungseffekte 
zu erzielen, auch wenn dies mit einer „Modernisierung“ von Sozialstaatlichkeit 
erkauft werden musste. Ähnlich verliefen Debatten in anderen sozialdemokra- 
tischen Parteien Europas (Bailey 2009: 95ff.). Das Versprechen auf Wachstum 
und Beschäftigungsimpulse konnte die Parteikohäsion sicherstellen. 

Das Parteiprojekt der SPÖ während der Großen Koalition war von einer 
brüchigen Identität gezeichnet. Da Wettbewerbsorientierung und Sozialabbau 
im politischen Spektrum zu einem unhinterfragten Moment wurden, wandten 
sich Wählende zunehmend ab. Die politische Debatte wurde stark von der Un- 
zufriedenheit mobilisierenden und aufsteigenden FPÖ bestimmt, die bei der 
Wahl 1999 bereits 26,9 Prozent erzielte und sich mit Standortnationalismus, 
Sozialstaatsfeindlichkeit und Rassismus gegen die etablierten Parteien richtete 
(Becker 2000: 101f.). Die SPÖ antwortete darauf ambivalent: einerseits mit einer 
vergangenheitspolitischen Kehrtwende, die den österreichischen „Opfermythos“ 
beseitigte, andererseits mit restriktiver Migrationspolitik und institutionellem 
Rassismus aufdem Arbeitsmarkt. Nach erfolgtem EU-Beitritt fand in der Großen 
Koalition ein Kräftemessen um die Frage statt, wie stark der Staatshaushalt saniert 
werden sollte. Als die ÖVP vom wirtschaftsliberalen Flügel übernommen wurde, 
der 1995 eine Neuwahl einleitete, ging die Sozialdemokratie gestärkt hervor und 
gewann kurzfristig neue Zuversicht. In der folgenden Legislaturperiode fand 
unter dem Eindruck der Wahlerfolge Clintons und Blairs und der verbundenen 
Parteierneuerung eine partielle Übernahme des blairistischen Diskurses statt, 
die zugleich von einer neuen Politikergeneration umgesetzt wurde. Viktor Klima 
(1997-1999) übernahm von Franz Vranitzky (1986-1997) den Parteivorsitz und 
die Regierungsgeschäfte und führte dessen widersprüchlichen Managerialismus 
im Wesentlichen fort. 

Die größten Veränderungen des Parteiprojekts zeigten sich entlang des 1998 
beschlossenen Parteiprogramms, das in der Stoßrichtung schr marktfreundlich 
und wohlfahrtsstaatskritisch war. In seinen „politischen Perspektiven“ priorisierte 
es die Märkte in einer Neugewichtung des Verhältnisses von Politik und Öko- 
nomie und richtete Wohlfahrtsstaatlichkeit auf „sozial Schwächere“ aus (SPÖ 
1998; Nowotny 2016: 19). Das Parteiprogramm hatte vor allem den Zweck, die 
bisherige politische Praxis ideologisch abzusichern und gegenüber dem cher links 
eingestellten Funktionärsapparat zu behaupten. Dieser setzte in einem Grund- 
satzteil Bekenntnisse zu einer „Gesellschaft [...], in der die Klassengegensätze 
überwunden sind“ bzw. eine „Gesellschaft ohne [...] Herrschaftsverhältnisse“ 
(SPÖ 1998: I.1. und II.1.) durch, mit denen das Narrativ des Programms unter- 
miniert wurde. Da konkretere politische Vorhaben fehlten, durch die sich das 
alte Programm von 1978 noch auszeichnete, traten diese Widersprüche jedoch 
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nicht offen hervor. Die Identität der Partei erschöpfte sich künftig in der Zuge- 
hörigkeit zu einer europaweit erfolgreichen Parteifamilie, Visionen fehlten. Der 
Nationalratswahlkampf 1999 fokussierte auf den Spitzenkandidaten Klima, 
der im Trio mit Blair und Schröder unter dem Slogan „Gemeinsam in ein neues 
Europa“ plakatiert wurde. 

Die Wahl 1999 war für die SPÖ ein doppeltes Debakel: Auf die Niederlage 
folgten demütigende Koalitionsverhandlungen mit der ÖVP, die bereits aufeine 
Machtperspektive mit der FPÖ setzte und auf eine Verschärfung neoliberaler 
Reformen drängte. Während Teile der SPÖ damals zugunsten einer Regie- 
rungsbeteiligung die Demütigung zu akzeptieren bereit gewesen wären, stieg 
der Gewerkschaftsflügel angesichts eines Plans für eine Pensionsreform auf die 
Barrikaden (Liegl 2006: 40). Mit dem Amtsantritt der schwarzblauen Regierung 
im Februar 2000 wurde aus der SPÖ entgegen dem europaweiten Trend eine 
Oppositionspartei. Ohne Regierungsverantwortung blieb ihr in der Hochphase 
des Blairismus eine Umsetzung der blairistischen „Politik der Mitte“ in die Praxis 
erspart. Innerparteilich führte die Oppositionszeit sogar zu einer Annäherung 
an den Gewerkschaftsflügel. Dies erfolgte einerseits aufgrund der neoliberalen 
Regierungspolitiken, vor allem jenen der Schwächung der Interessensvertretun- 
gen der ArbeitnehmerInnen sowie ihrer Machtbastionen im Neokorporatismus, 
andererseits deshalb, weil die SPÖ auf die Expertise und die Ressourcen von 
Österreichischem Gewerkschaftsbund und Arbeiterkammer angewiesen war. 

Das Parteiprojekt war dennoch dem Blairismus verhaftet, wie die Vision der 
„solidarischen Hochleistungsgesellschaft“ aufzeigte, die vom neuen Vorsitzenden 
Gusenbauer (2000-2008) aufgebracht wurde. Er war ein Kompromisskandidat 
zwischen einem gesellschaftspolitisch fortschrittlichen Flügel sowie einem sozi- 
alkonservativen Flügel. Obwohl die Partei in der Opposition Schwierigkeiten 
hatte, Tritt zu fassen, konnte sie in Teilbereichen erfolgreich die „soziale Kälte“ der 
Regierung brandmarken und damit in der Wahl 2002 Zugewinne verzeichnen. 
Nach der Wahl 2006 und einer Implosion des zerspaltenen Koalitionspartners 
der ÖVP fiel der SPÖ die Regierungsverantwortung unerwartet in die Hände. 
Unvorbereitet stolperte man in Koalitionsverhandlungen mit einer ÖVP, die 
sich in der allgemeinen und auch internen Wahrnehmung politisch im Regie- 
rungsprogramm wie personell in der Aufteilung der Ministerien durchsetzen 
konnte. Gusenbauer erwies sich in der Neuauflage der Großen Koalition in 
mehrfacher Hinsicht ungeeignet, deren frühere Routinen zu überwinden und 
die innerparteilichen Spannungen zu besänftigen, nachdem mehrere rote Linien 
überschritten wurden. Im Vorfeld der Wahl 2006 hatte Gusenbauer einen Skan- 
dal um verschleierte Verlustgeschäfte der gewerkschaftseigenen Bank BAWAG 
dafür genutzt, den gewerkschaftlichen Einfluss in der Partei zurückzudrängen, 
um die Partei liberaler und stärker auf die politische Mitte hin auszurichten. 
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Der Kurs wurde Gusenbauer zum Verhängnis, als die von ihm geführte Regie- 
rung einen Automatismus zur Anhebung des Rentenalters aufbrachte und als 
notwendige Modernisierung des Sozialstaats präsentierte. Mit diesem Projekt 
nahm die Entfremdung von Parteiführung und Basis ein explosives Ausmaß an. 
Programmatik und Politik der Partei schienen in der innerparteilichen Wahr- 
nehmung nicht nur Anleihen am Blairismus zu nehmen, sondern erinnerten 
auch an die Sozialkürzungspolitik unter der schwarzblauen Regierung, die 2003 
gegen gewerkschaftliche Mobilisierung eine Pensionsreform durchpeitschte. Im 
Vorfeld einer durch die ÖVP vom Zaun gebrochenen Neuwahl 2008 wurde 
Gusenbauer schließlich von den Gewerkschaften und der Wiener SPÖ als Par- 
teivorsitzender und später als Spitzenkandidat abgesetzt. Die „Politik der Mitte“ 
wurde programmatisch ad acta gelegt. 


Postblairistische Parteienprojekte der österreichischen 
Sozialdemokratie 


Die Wahlauseinandersetzung 2008 unter Nachfolger Werner Faymann (2008- 
2016) brachte Neuerungen mit sich, die es erlauben, von einem Übergang in 
eine postblairistische Phase zu sprechen. Mehrere Elemente wurden hierbei zu 
einem neuen Parteiprojekt kombiniert: Erstens setzte die SPÖ im Rahmen eines 
„freien Spiels der Kräfte“ im Vorfeld der Wahl einige soziale Maßnahmen im 
Parlament durch, die in einem „Programm gegen die Teuerung“ verbunden und 
als Korrektur zur „sozialen Kälte“ präsentiert wurden. Es sind vor allem diese 
Maßnahmen, die der SPÖ bei der Wahl 2008 in einer unerwarteten Aufholjagd 
gegenüber den Umfragen trotz harter Verluste (29,3 Prozent, minus 6 Prozent) 
den ersten Platz sicherstellten. Indem sie mit einzelnen populären politischen 
Maßnahmen punktete, konnte sie eine Identität entwickeln, die nicht allein auf 
der Abgrenzung vom politischen Gegner beruhte. Als Folge setzte bei der ÖVP 
eine turbulente Krisenentwicklungein, die vorallem mit der fehlenden Machtper- 
spektive jenseits der SPÖ verbunden war und erst unter Sebastian Kurz gestoppt 
werden konnte (Puller 2018). Zweitens gelang es der Partei unter Faymann, die 
zerstörte innerparteiliche Kohäsion wieder partiell herzustellen, insbesondere 
durch Reintegration des Gewerkschaftsflügels in Partei und Regierung. Mit neuer 
Schlagkraft und Zuversicht trat die SPÖ in eine neuerliche Große Koalition 
ein, die vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise ab 2008 Maßnahmen eines 
sozialpartnerschaftlichen Krisenkorporatismus umsetzte: Abfederung der Kri- 
senfolgen durch Bankenpakete ohne Gegenleistung, Beschäftigungsmaßnahmen 
und Budgetkonsolidierung mit geringen Verteilungseffekten. Dennoch nahmen 
Arbeitslosigkeit und Armut zu - wenn auch nicht so stark wie in anderen Ländern. 
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Das Parteiprojekt unter Faymann ordnete die Machtverhältnisse in der sPö 
neu und richtete sich vermittels des Themas der sozialen Gerechtigkeit auf die 
Mobilisierung der traditionellen sozialen Basis aus. Von Stabilität waren die 
Parteiverhältnisse jedoch weit entfernt. Die Krisenfolgen und die soziale Un- 
gleichheit begleiteten die Zeit unter Faymann und sorgten (gemeinsam mit 
Beschlüssen wie dem Fiskalpakt) innerparteilich für Druck, die Parteilinie 
nach links zu verschieben. Die Partei reagierte darauf mit der Übernahme von 
Gewerkschaftspositionen in einzelnen Politikfeldern (besonders deutlich im 
Rahmen der Lohnsteuerreform 2015) sowie ab 2011 auch mit der zögerlichen 
Übernahme der von linken Parteiteilen vorgebrachten Forderungnach moderaten 
Spitzeneinkommens-, Vermögenszuwachs- und Erbschaftssteuern. Obwohl deren 
Umsetzungin der Großen Koalition undenkbar war, wurden diese Forderungen 
zu einem Kern des Parteiprojekts. Als Ausgleich für die Bankenpakete konnte 
eine moderate, auf einige Jahre befristete „Bankenabgabe“ durchgesetzt wer- 
den; medienwirksam wurde auch eine auf europäischer Ebene zu etablierende 
Finanztransaktionssteuer in die Budgetplanungen 2014 bis 2016 aufgenommen, 
die allerdings keine Aussicht auf Erfolg hatte. Wiewohl damit intern die Par- 
tei ideologisch zusammengehalten wurde, verlor sie zunehmend an Rückhalt. 
Von den 20 Wahlen während der Zeit Faymanns verzeichnete die SPÖ bei 18 
Wahlen Verluste. Wahlenthaltung bei Kernwählenden und die Rückkehr der 
FPÖ als zentrale Oppositionskraft, die soziale Missstände, Konkurrenz und 
Arbeitsdruck aufdem Arbeitsmarkt rassistisch umdeutet, zeigten das Ausmaß des 
Glaubwürdigkeitsdefizits der SPÖ auf. Als Reaktion darauf wurde die (moralisch 
begründete) Frontlinie gegen die FPÖ zunehmend in Frage gestellt, die sich 
innerparteilich unter Faymann zu einem letzten Rest ideologischer Gewissheit 
entwickelte und zum Hauptthema auf Parteitagen aufstieg: Quer durch viele 
Parteiteile und auch in Gewerkschaften wurde die These vertreten, die schlechte 
Performance der SPÖ sei auf das strategische Dilemma fehlender Alternativen 
zu einer parlamentarischen Mehrheit mit der ÖVP zurückzuführen. Beendete 
man die Praxis, die FPÖ von der Koalitionsbildung auszuschließen, könnte sich 
die SPÖ auch wieder gegenüber der ÖVP durchsetzen oder eben mit der FPÖ 
eine Regierung bilden. Diese bis heute andauernde Debatte ist ein Ausdruck 
der schweren Identitätskrise der SPÖ. Unter Bedingungen der postpolitischen 
Abwesenheit inhaltlicher Debatten entwickelte sie sich zum zentralen Feld der 
Auseinandersetzung und polarisiert zwischen einem progressiv-liberalen Flügel 
und einem sozialkonservativeren, der auf das Thema „Sicherheit“ setzt. Konflikte 
entzündeten sich regelmäßig, vor allem entlang der Koalitionsbildung der sPö 
mit der FPÖ auf Landesebene im östlichen Burgenland und angesichts eines 
Positionswechsels Faymanns in der Flüchtlingspolitik. Spätestens mit der populis- 
tischen Umsetzung von Flüchtlings-„Obergrenzen“ und Grenzkontrollen durch 
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die Große Koalition Anfang 2016 zerbrach die innerparteiliche Kohäsion. Die 
Parteiflügel traten in einen offenen Konflikt. Schließlich gab Faymann mangels 
Unterstützung in den Gremien seine Funktion auf. 

Die Parteiteile konnten sich nur auf die Fortführung der Großen Koalition 
einigen, jedoch weder aufeine inhaltliche Linie noch aufeine Führungsfigur aus 
dem Apparat. Deshalb wurde mit Christian Kern (2016-2018) aufeinen Mana- 
ger der verstaatlichten Industrie im Parteiumfeld gesetzt, der seine Position als 
Konzernchef der Bundesbahnen bereits seit längerem dafür nutzte, sich politisch 
ins Spiel zu bringen. Er begeisterte die von Debattenarmut geprägte Partei mit 
Eloquenz und intellektuellem Esprit, Medienprofessionalismus, neuen Ideen einer 
„unternehmerischen Staatlichkeit“ sowie dem Vorschlag, den Wohlfahrtsstaat 
mit einer Wertschöpfungsabgabe zu finanzieren (Kern 2016). Kern richtete das 
Parteiprojekt auf eine Erneuerung der Großen Koalition aus und entwickelte 
hierfür ein nach den Regeln der PR gut vermarktetes Programm namens „Plan 
A“ (SPÖ 2017a), das in seiner Programmatik auf Investitionsankurbelung setzte. 
Mittels staatlicher Investitionen, Entbürokratisierungen und auch der Flexi- 
bilisierung von Arbeitszeiten sollten Unternehmensgründungen, Wachstum 
und Beschäftigung gefördert werden. Als Gegenleistung für die Erneuerung 
der Großen Koalition wurde auf die von der ÖVP abgelehnten Forderungen 
nach Erbschafts- und Vermögenssteuern weitgehend verzichtet (bis aufeine sym- 
bolische Erbschaftssteuer auf schr große Vermögen). Die Aufbruchsstimmung 
ging mit Mitgliederzuwachs, aber auch mit einer weiteren Autonomisierung 
der Parteiführung einher, die den Gewerkschaftsflügel cher auf Distanz hielt 
und mit Unterstützung der Landesparteien auf externe Persönlichkeiten für 
Regierungsposten setzte. Die Autonomisierung ist auch und in erster Linie ein 
Ergebnis der Schwäche der Parteistrukturen. Die neue Regierungsperspektive 
befriedete die Flügelkämpfe vorläufig, deren weiteres Auftauchen über einen 
Kriterienkatalog zur Bewertung von Koalitionsvarianten sowie mittels eines 
neuen Parteiprogramms bearbeitet wurde. Die Befriedung blieb jedoch prekär, 
einerseits weil der Kriterienkatalog (SPÖ 2017b) unkonkret blieb, um beiden Po- 
sitionen Rechnungtragen zu können, andererseits weil das neue Parteiprogramm 
(SPÖ 2018) kein die Partei einendes politisches Projekt formulierte. Es zeichnet 
sich vor allem dadurch aus, dass es die nach innen gerichteten Wertebezüge gar 
nicht oder kaum mehr mit Überlegungen zu politischer Praxis verknüpft. Statt 
die Veränderungder gesellschaftlichen Verhältnisse zu thematisieren, die für eine 
Verwirklichung der Ziele der Sozialdemokratie erforderlich sind, geht der Text 
vielmehr von ihrer grundsätzlichen Unveränderbarkeit aus. 

Das Parteiprojekt unter Kern hatte sicherlich ambivalente Kohäsionskräfte, 
scheiterte aber nicht in erster Linie an sich selbst, sondern an der Aufkündigung 
der Großen Koalition durch die ÖVP im Mai 2017. Mit der internen Macht- 
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übernahme der ÖVP durch Sebastian Kurz wurde deren neoliberale Agenda der 
Stärkung der Interessen von Vermögensbesitzenden verknüpft mit einer neo- 
nationalistischen Orientierung, dem rechtpopulistischen Narrativ angeblicher 
Gefahren der Einwanderung durch Asylsuchende und einer Machtperspektive 
mit der FPÖ. Im Wahlkampf konnte die Sozialdemokratie mit einer staatsmän- 
nischen Ausrichtung nicht reüssieren, integrierte das die Parteiteile verbindende 
Thema der sozialen Gerechtigkeit nur zaghaft und zu spät. Mehr als ambivalent 
begab sie sich selbst auf das Terrain des Asylcthemas und hatte dann noch mit 
Skandalen (um verdeckt beauftragtes Dirty Campaigning gegen Kurz) in der 
unprofessionell geführten Kampagne zu kämpfen. Trotz fehlender politischer 
Identität und Machtperspektive mobilisierte die Partei erfolgreich mit der Gefahr 
einer drohenden Neuauflage einer Koalition aus ÖVP und FPÖ und konnte ihr 
letztes Wahlergebnis halten. Den Weg in die Opposition musste sie dennoch 
antreten. 

Der Verlust von Regierungsverantwortung hat die SPÖ um den letzten, die 
Partei einenden Bezugspunkt gebracht. Es fällt seit der Wahl 2017 schwer, über- 
haupt eine strategische Orientierung zu erkennen, nachdem eigene Initiativen 
ausblieben und Oppositionsarbeit aufSparflamme gestellt wurde. Diese Lethargie 
ist dabei nicht nur auf Christian Kerns schwindendes persönliches Interesse an 
der Rolle des Oppositionschefs zurückzuführen. Als dieser den Parteivorsitz 
ohne Begründung niederlegte und mit Pamela Rendi-Wagner (seit Dezember 
2018) eine Quereinsteigerin und frühere Ministerin unter Kern in die Position 
gewählt wurde, änderte sich an der mangelnden Strategiefähigkeit nur wenig. 
Das Konzept der Partei als „lose verkoppelter Anarchie“ (Lösche 1992) kommt 
der Charakterisierung der SPÖ heute sehr viel näher als der Charakterisierung 
von Volksparteien der 1990er Jahre, wie ursprünglich angedacht. Das strategi- 
sche Zentrum der SPÖ weist heute keine Führungskraft mehr auf und sofern 
die Partei überhaupt auf der politischen Bühne auftritt, dann nur als gespaltene 
Gruppierung ohne Gemeinsamkeiten. Die Abwesenheit politischer Schlagkraft 
zeigt sich an der Episode, dass die Partei selbst zum Regierungsvorschlag einer 
„präventiven Sicherungshaft“ (!) für Asylwerbende tagelange öffentliche Positions- 
findung betrieb, statt sich klar zu deklarieren. Als die Kurz-Regierung über den 
Ibiza-Skandal stolperte und im Parlament über keine Mehrheit mehr verfügte, 
diskutierte die Partei mehr als eine Woche lang, ob man Kurz stürzen oder seine 
Popularität akzeptieren sollte. Bislang profitierte die SPÖ nicht von dem Skandal 
und müht sich damit ab, im Parteienwettbewerb überhaupt eine wahrnehmbare 
Rolle einzunehmen. 
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Die Parteipolitik ist voller Überraschungen und die Sozialdemokratie eine 
wandlungsfähige Parteienfamilie. Die Zukunft der SPÖ ist offen. Sofern esihr 
jedoch nicht noch gelingt, die Implosion der ÖVP-FPÖ-Regierung im Mai die- 
sen Jahres für sich zu nutzen, wird sie bei den Wahlen im September 2019 aller 
Voraussicht nach die schwerste Niederlage ihrer Geschichte erleben. Die SPÖ 
war im Vergleich mit ihren Schwesterparteien lange Zeit eine erfolgreiche und 
fidele sozialdemokratische Partei. Die Krise, in der sie sich aktuell befindet, ist 
jedoch nicht kurzfristiger Natur, sondern entspricht der allgemeinen Krise der 
europäischen Sozialdemokratie. Die SPÖ bildet dabei einen doppelten Sonderfall. 
Erstens sind ihre Regierungsphasen gegenüber ihren Schwesternparteien zeitlich 
invers verschoben. Die Hochphase des Blairismus erlebte sie in der Opposition 
2000 bis 2006. Dennoch hat der Blairismus die Identität der Partei geprägt und 
ein Parteiprojekt dominiert, dessen Widersprüche und Instabilitäten in einer 
kurzen Regierungsphase unter Gusenbauer offensichtlich wurden. Zweitens hat 
die SPÖ eine Verschiebung in Richtung des Postblairismus vorgenommen, die 
nicht in der Opposition, sondern als Bruch in einer Regierungsphase stattfand, 
bevor die Partei an einer Wahlniederlage zu scheitern drohte. Wie die Turbu- 
lenzen der Parteiprojekte unter Faymann, Kern und Rendi-Wagner zeigen, hat 
der Postblairismus auch die Krise der SPÖ nicht gelöst, sondern sie lediglich 
verschoben und verzögert. Dessen rein symbolische Adressierung der sozialen 
Frage in vagen postpolitischen Bezugnahmen auf „soziale Gerechtigkeit“ weisen 
kaum noch politische Anziehungskraft auf, können kaum stabile Parteiprojekte 
hervorbringen und haben sukzessive die Strategiefähigkeit der Sozialdemokratie 
unterminiert. Eine Erneuerungder Sozialdemokratie ist ohne eine Überwindung 
des Postblairismus (etwa in Form eines Neosozialismus; vgl. Brand 2019) kaum 
denkbar. In der SPÖ liegen dafür vergleichsweise günstige Bedingungen vor. 
Trotz geschwundener materieller, organisatorischer und symbolischer Ressour- 
cen verfügt die SPÖ noch immer über Kapazitäten, von denen andere Sozial- 
demokratien nur träumen können: Über den Neokorporatismus hat sie einen 
stabilen Zugang zu Staatsapparaten und Staatswissen, sie repräsentiert immer 
noch konkurrenzlos die gewerkschaftlich organisierte ArbeiterInnenschaft, und 
sie verfügt über eine mitglieder- und ressourcenstarke Parteiorganisation, die in 
der Fläche präsent und mobilisierbar ist. Für die drängende Frage, ob sich die 
Sozialdemokratie in Europa überlebt hat oder ihr eine Zukunft beschert ist, ist 
die kommende Entwicklung der SPÖ sicherlich ein bedeutender Gradmesser. 
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Neoliberale Industriepolitik im sozialen Schafspelz 
Ein Nachruf auf die Europäische Sozialdemokratie 


Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2019 mussten sozialde- 
mokratische Parteien einen herben Verlust an Parlamentssitzen hinnehmen. 
Die sozialdemokratische Fraktion verlor insgesamt 39 davon, nach dem Brexit 
werden noch zehn weitere folgen. Viele BeobachterInnen zeigen sich ratlos ange- 
sichts des Niedergangs der Sozialdemokratie innerhalb der Europäischen Union 
(EU). Manche erklären sich diese Entwicklung mit den Sorgen der Mitte-Links- 
WählerInnen und dem Aufstieg rechtspopulistischer wie auch neo-faschistischer 
Bewegungen und Parteien, die eine ausgesprochen euroskeptische oder gar Anti- 
EU-Position vertreten (Pauly 2018). Andere schen im Niedergang ein Paradox: 
Während die sozialdemokratischen Parteien das europäische Projekt entschieden 
unterstützen und „mehr Europa“ fordern, ist es gerade dieses Projekt, das ihre 
Wahlerfolge am meisten zu gefährden scheint (Holmes/Lightfoot 2014: 228). 
Aus der Perspektive einer kritischen politischen Ökonomie ist dieses scheinbare 
Paradox leicht aufzulösen, wenn man die Dissonanz zwischen den sozialdemo- 
kratischen Versprechen für einen wirtschaftspolitischen Wandel und der aufder 
Ebene der EU tatsächlich verfolgten Politik in Betracht zieht. So sind die Mühen 
der Sozialdemokratie als Nachbeben des Scheiterns der Politik des Dritten Weges 
zu verstehen, einer Politik, die sich von Anfang an mit der im Wesentlichen 
neoliberalen Agenda der EU arrangiert hat und damit die traditionelle sozial- 
demokratische Politik mit ihrer programmatischen Verankerung im Sozialstaat 
und einer progressiven Arbeitsmarktpolitik für unbestimmte Zeit aufgegeben hat 
(Bailey u.a. 2014). Zwar hat der Versuch, das Europäische Sozialmodell mit seinem 
vagen fortschrittlichen Anstrich auf EU-Ebene institutionell zu verankern, noch 
eine Zeitlang als Basis für den Legitimationsdiskurs der Politik des Dritten Weges 
gedient (Bailey 2016). Nach Jahren austeritätspolitischer Maßnahmen, die als 
Reaktion aufdie Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007/2008 mit aktiver Betei- 
ligung der Sozialdemokratie ausgehandelt, organisiert und umgesetzt wurden, hat 
das Europäische Sozialmodell jedoch alle erkennbaren sozialpolitischen Konturen 
eingebüßt. Was lange Zeit als Alternativmodell zur neoliberal ausgerichteten 
EU-Wirtschaftspolitik mit Sozialabbau und Standortwettbewerb galt - oder 
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wie Mirö Artigas (2017: 6) es zutreffend beschreibt, als „ersatzweiser kollektiver 
Zukunftshorizont“ angesehen werden konnte - hat sich mittlerweile schlicht 
als Strategie entpuppt, der Austeritätspolitik einen pragmatischen Anstrich zu 
verpassen. 

Inzwischen sind die verheerenden Folgen dieser Politik nicht nur durch soziale 
Protestbewegungen, sondern auch durch den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) und selbst durch Institutionen der EU heftigkritisiert worden. Seitens der 
Progressiven Allianz der Sozialisten und Demokraten (S&D), der Fraktion der 
Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) im Europaparlament, werden „die un- 
nötigharten Sparmaßnahmen und die absurde wirtschaftliche Unnachgiebigkeit“ 
allein den konservativen politischen Kräften zugeordnet (S&D 2019). Dass die 
pan-europäische „sozialdemokratische Sparpolitik“ (Bremer/McDaniel 2019) die 
neoliberalen Krisenmaßnahmen entscheidend mitgetragen hat, bleibt verschwie- 
gen. Kann es vor diesem Hintergrund eine Wiedergeburt der Sozialdemokratie 
auf europäischer Ebene geben? Jeroen Dijsselbloem, ehemaliger niederländischer 
Finanzminister der sozialdemokratischen Partij van de Arbeid, und früherer 
Präsident der Eurogruppe, hatte zuletzt versprochen, dass die Austeritätspolitik 
nicht mehr im Zentrum der Eurogroup-Debatten stehe und es vielmehr eine 
„Veränderung beim Policy Mix geben [...], indem man sich von der Politik der 
Austerität verabschieden und stärkeres Gewicht auftiefgreifende Reformen legen 
würde“ (2017a). Die SPE hat in ihrem Manifest Für ein neues Europa (2014) 
erklärt, dass solch tief greifende Reformen über eine „ehrgeizige europäische In- 
dustriepolitik“ erfolgen müssten. Ähnliches konnte man in einem Positionspapier 
der S&D (2011) lesen: „Hauptziel der S&XD-Fraktion ist es, die Industrie wieder 
in den Mittelpunkt der Politik zu stellen und eine aktive Industriepolitik für eine 
‘offensive’ Schaffungvon Arbeitsplätzen und Vollbeschäftigungals Kernelement 
zur Stärkung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit zu fördern.“ 

In ihrer Mitteilung Für ein Wiedererstarken der europäischen Industrie hat die 
Europäische Kommission bereits 2014 eine neue gemeinsame Industriepolitik 
verkündet. In seiner Rede zur Lage der Union von 2017 hat Kommissionspräsi- 
dent Jean-Claude Juncker die gemeinsame Industriepolitik als Maßnahme für 
ein nachhaltiges Wachstum und die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen als 
wichtigste politische Priorität bestätigt (Europäische Kommission 2017a). Um 
das Tempo in der Umsetzung der neuen EU Industriepolitik hoch zu halten, hat 
die S&D-Fraktion in einem Entschließungsantrag von 2017 die Kommission 
dazu aufgerufen, einen Legislativvorschlag für eine kohärente und umfassende 
Industriepolitik mit dem Ziel der Reindustrialisierung Europas vorzulegen (S&D 
2017a). Findet also auf EU-Ebene tatsächlich eine Wiederkehr jener Industrie- 
politik statt, die einem sozialdemokratischen Leitmotiv folgt und mit dem sie 
das Vertrauen ihrer traditionellen Stammwählerschaft zurückgewinnen kann? 
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Ein flüchtiger Blick auf die Maßnahmen zur Bewältigung der jüngsten Krise 
könnte den Eindruck erwecken, es handle sich hier um eine umfassende sozial- 
verträgliche und nachhaltige Industriepolitik, die im Geist von Keynes eine aktiv 
intervenierende EU fordern und, die seit 2009 anhaltend hohe Arbeitslosigkeit 
wirksam bekämpfen würde. Die Reformen, die bisher im Rahmen der neuen 
EU-Industriepolitik umgesetzt wurden, erweisen sich jedoch als höchst enttäu- 
schend - neben der Übernahme fragwürdiger Finanzierungserleichterungen 
für Industrieprojekte gilt dies insbesondere für den Verteidigungsfonds. Wir 
möchten zeigen, dass unter dem Nenner einer progressiven Industriepolitik in 
erster Linie eine Neukalibrierung der bisherigen neoliberalen Strukturanpas- 
sungsmaßnahmen stattfindet. Ein Teil des Reformpakets zielt auf eine Politik 
der internen Abwertung, welche durch eine Senkung der Reallöhne und durch 
weitere Arbeitsmarktreformen eine Verstärkung des Preiswettbewerbs und eine 
Reduzierung des Gesamtniveaus der Unternehmensbesteuerung erreichen soll. 
Damit soll eine Erhöhung der Preis- und Kostenwettbewerbsfähigkeit erreicht 
werden, sodass europäische Industrien sich mit niedrigen Preisen auf globalen 
Märkten behaupten können (Europäische Kommission 2016a). Während Lohn- 
druck, Arbeitsmarktreformen und intensiverer Preiswettbewerb aufdirekte und 
indirekte Art die Beschäftigten trifft, verstärkt die Senkungvon Unternehmens- 
steuern eine weitere Umverteilung des Wohlstandes zugunsten des Kapitals. 
Die Hauptlast wird damit aufdie Löhne - und nicht auf das Kapital abgewälzt. 
Sozialdemokraten wie Dijsselbloem (2017b), die diese Politik der inneren Ab- 
wertung vorangetrieben haben, verlangen gleichzeitig, dass die EU bei all ihrem 
Reformeifer an ihrem einzigartigen Europäischen Sozialmodell festhalten und 
dieses modernisieren soll, sodass es auch in Zukunft überleben könne. Dijsselblo- 
ems Äußerungen sind charakteristisch für die sozialdemokratische Haltung, die 
die EU als sowohl wettbewerbsfähig wie auch sozialorientiert charakterisieren. 

Wir werfen im Folgenden einen kritischen Blick auf die neue Industriepolitik 
der EU und ihre Rahmung innerhalb breiterer sozialdemokratischen Visionen 
für Europa, insbesondere der Europäischen Säule sozialer Rechte (ESSR). Wir 
wollen zeigen, dass die Sozialdemokratie es trotz ihres Versprechens für einen 
radikalen Wandel erneut unterlassen hat, eine soziale Agenda und die ange- 
kündigten „tief greifenden Reformen“ durchzusetzen. Die Erwartung, dass ein 
„sozialdemokratisches Europa“ mittels Industriepolitik wiederzubeleben wäre, 
bleibt grundsätzlich fragwürdig, solange die Europäische Säule sozialer Rechte 
(ESSR) ausschließlich als Aankierende und unverbindliche Maßnahme propagiert 
und mit der finanziellen Förderung von Rüstungsindustrien der Export von 
Drohnen und Massenvernichtungswaffen ermöglicht wird. 
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1. Auf dem Weg zu einer sozialdemokratischen Vision der 
Industriepolitik? 

Die Mitteilung der Kommission Für ein Wiedererstarken der europäischen 
Industrie von 2014 prophezeite eine umfangreiche Reindustrialisierung von 
Europa - vorausgesetzt, dass entsprechende Maßnahmen zur Förderung des 
Wettbewerbs ergriffen werden (Europäische Kommission 2014). Der Anteil 
der Industrieproduktion am Bruttosozialprodukt (BSP) soll von gegenwärtig 
15 auf 20 Prozent steigen, um mit dem Entwicklungstempo von China, Indien 
und Brasilien Schritt halten zu können (ebd.). Der Kommission zufolge hat das 
relative Gewicht Europas im internationalen Handel und bei Kapitalexporten 
in Schwellenländer stetig abgenommen. So hält sie fest, dass China als größte 
Export-Nation inzwischen einen Anteil an Direktinvestitionen aufweist, der 
demjenigen der EU entspricht (Europäische Kommission 2015: 14, 98). Die 
industriepolitischen Pläne der Kommission sind daher daraufausgerichtet, dass 
sich die EU im Wettbewerb mit den Schwellenländern behaupten kann. 

Die neue Industriepolitik hat viele Facetten. Inzwischen wurde eine ganze 
Palette industriepolitischer Maßnahmen-Pakete verabschiedet, wie etwa der im 
Juni 2015 eingerichtete Europäische Fonds für Strategische Investitionen (EFSI). 
Er soll zur Kofinanzierung und zur Finanzierungserleichterung von riskanten 
„Infrastruktur- und Innovations-Projekten“ in Europa beitragen, die ansonsten 
nicht gefördert würden. Der EFSI stellt einen zentralen Knotenpunkt bei der 
Mobilisierung privater (Risiko-)Investitionen dar und umfasst eine Garantiesum- 
me von 16 Milliarden Euro, die im EU-Budget verankert ist. Zusätzlich hat die 
Europäische Investitionsbank zugesagt, bis zu 5 Milliarden Euro zur Verfügung 
zu stellen, um private Investitionen zu unterstützen. Parallel zum EFSI gibt es 
auch das Programm für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und KMU 
(COSME), mit dem der Zugangvon kleinen und mittleren Unternehmen zu Kre- 
diten durch Garantien und Nachbürgschaften ebenso wie durch die Verbriefung 
von Kreditportfolios erleichtert werden soll. 

Die S&D nannte im Europawahlkampf 2019 den Investitionsplan als eine 
der zentralen Errungenschaften der Sozialdemokratie. Er habe neben tausenden 
neuen Arbeitsplätzen auch einen wichtigen Beitragzur Verringerungsozialer und 
regionaler Ungleichheiten geleistet (S&D 2019). Wie jedoch der Analyse von 
EuroMemorandum (2017: 12) zu entnehmen ist, gibt es „deutliche Anzeichen 
dafür, dass es keine zusätzlichen positiven Investitionseffekte gibt, sondern dass 
der EFSIüberwiegend Investitionsprojekte finanziert, die sowieso durchgeführt 
worden wären.“ Dazu kommt, dass der EFSI wie auch COSME in erster Linie 
die Investitionsrisiken finanzieller Akteure abdecken, außerdem die Kosten von 
eventuellen Fehlinvestitionen aufeuropäischer Ebene sozialisieren und schließlich 
durch die Förderung des Wertpapierhandels eine weitere Vertiefung des Finanz- 
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sektors ermöglichen. Die Auswahl kreditwürdiger Projekte wird zudem den 
beteiligten nationalen Banken überlassen, wodurch strukturelle Asymmetrien in 
den wirtschaftlichen Wertschöpfungsketten (Nord-Süd und Ost-West Gefälle) 
innerhalb der EU eher verstärkt als behoben werden. 

Die Europäische Kommission hat als Teil der EU-Industriepolitik spezifische 
Aktionspläne für nahezu jeden denkbaren Sektor angekündigt. Dazu gehören 
auch massive Investitionen für Forschung und Entwicklung, mit denen die Rüs- 
tungsindustrie gefördert werden soll. Neben dem von der Kommission lancierten 
Europäischen Verteidigungsfonds sollen 500 Millionen Euro an Privatinves- 
titionen in die Zusammenarbeit mehrerer Staaten zur Kapazitätsentwicklung 
ermutigt und erleichtert werden - dies alles unter dem Etikett, „die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Verteidigungsindustrie der EU zu stärken“ (Europäische Kom- 
mission 2017c, 2018). Mittels der im Dezember 2017 eingerichteten Ständigen 
Strukturierten Zusammenarbeit im Bereich von Sicherheit und Verteidigung 
(PESCO) können Mitgliedstaaten gemeinschaftliche Projekte entwickeln und 
private Akquisitionen generieren, die ähnlich wie beim EFSIund COSME durch 
den Europäischen Verteidigungsfonds abgesichert werden. 

Auch hier zeigt sich, dass die Sozialdemokraten den Verteidigungsfonds po- 
litisch unterstützen und - bis auf wenige Ausnahmen - im April 2019 in einer 
Allianz mit der Europäischen Volkspartei (EVP) und den Liberalen (ALDE) 
im Europäischen Parlament angenommen haben. Während der ursprüngliche 
Rahmenplan zur Entfaltung der Streitkräfte eine Art Kompromiss zwischen der 
pragmatischen Integrations-Agenda der Merkel-Regierung und den chrgeizigen 
Plänen der Macron-Regierung für die militärische Entwicklung der EU darstell- 
te, hat die S&XD in einem ausführlichen Positionspapier den Nexus zwischen 
Industriepolitik und Rüstungsindustrie aufgenommen und argumentiert, dass 
die Verteidigungsindustrie „ein Schlüsselsektor für die derzeitig Entwicklung 
Europas zu einer weltweit führenden Position in der Industrie und bei Innova- 
tionen“ sei. Außerdem sei „eine wettbewerbsfähige europäische Verteidigungs- 
industrie wesentlich für die Glaubwürdigkeit der gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ (S&D 2017b: 66). Es zeigt sich, dass Sozialdemokraten 
innerhalb von S&D der Militarisierung der EU den gleichen Stellenwert ein- 
räumen wie erneuerbaren Energien oder der Herstellung nachhaltiger Produkte. 
Wie Martin Schulz (2017), der ehemalige sozialdemokratische Präsident des 
Europäischen Parlaments, bekräftigte: „Wir müssen aufhören, Umweltschutz 
gegen Industriepolitik auszuspielen.“ Im Positionspapier zur Rüstungsindustrie 
wird auch ein spezifisch sozialdemokratisches Motiv angesprochen, wenn eshheißt: 
„Sicherheitsinteressen, industrielle Wettbewerbsfähigkeit und die Beachtungder 
Menschenrechte können Hand in Hand gehen“ (S&D 2017b: 22). Es handelt 


sich hierbei nicht etwa um eine vereinzelte Stellungnahme. Die Einschätzung 
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findet sich auch bei Progressive Post, einem Thinktank mit dem SPE und S&D 
kooperieren, und der sich darum bemühg, einen intellektuellen Kreuzungspunkt 
zwischen der Sozialdemokratie und dem europäischen Projekt zu markieren. In 
einer 2018 veröffentlichten Kritik an den geförderten Rüstungsprojekten wurde 
lamentiert, dass „weichere“ Projekte, wie das einer medizinischen Einsatzzentrale 
gegenüber der Entwicklung von HALFE-tauglichen Drohnen (High-Altitude 
Long Endurance Drones) bevorzugt würden (Besch 2018). 

Selbst weniger „progressive“ BeobachterInnen müssen wohl zugestehen, dass 
eine Stärkung des militärisch-industriellen Komplexes innerhalb der EU mit 
dem Friedens-Narrativ, das die sozialdemokratischen Visionen der europäischen 
Integration prägt, kaum vereinbar ist. Die genannten Investitionsprogramme, 
die bereits in sich problematisch sind, könnten zudem den Eindruck erwecken, 
es gäbe eine aktive Industriepolitik zugunsten der untergehenden industriellen 
Basis in Europa. Ein wichtiger Teil der neuen Industriepolitik besteht allerdings 
aus einer Agenda der inneren Abwertung, welche aufeine Steigerung der Wett- 
bewerbsfähigkeit zielt. 


Innere Abwertung als Industriepolitik 


Dem früheren Kommissar und Sozialdemokraten Joacquin Almunia (2014) 
zufolge unterscheidet sich die neue Industriepolitik markant von derjenigen, die 
während der Krise der 1970er Jahre betrieben wurde. Die Kommission sieht ihre 
Verpflichtung nicht darin, allgemein staatliche Interventionen zugunsten von 
Unternehmen und Industrien vorzunehmen, sondern sie geht davon aus, dass der 
zukünftige Wohlstand der EU von ihrer Fähigkeit abhängt, neue Investitionen 
anzuziehen. Diese würden, so wird argumentiert, eine Reindustrialisierung von 
ganz Europa befördern, das Wirtschaftswachstum ankurbeln und die Nettoex- 
porte steigen lassen, was schlussendlich auch zu einem trickle-down-Effekt für 
die Beschäftigung führe. In der Tat ist die Investitionsquote im Produktionsbe- 
reich seit den 1970er Jahren rückläufig, was auf mehrere Faktoren zurückgeht: 
gesättigte Märkte, anhaltende Überkapazitäten, eine nur langsam zunehmende 
Gesamtnachfrage und eine weitgehende Tertiarisierung, die im Zuge der Verlage- 
rung von Produktion in Regionen mit niedrigen Lohnkosten auftrat. Gemessen 
an den Bruttoanlageinvestitionen haben die Investitionen von 22,1 Prozent im 
Jahr 2000 auf 19,3 Prozent im Jahr 2014 abgenommen, während dieser Wert in 
China 45 Prozent und in Indien 30 Prozent betrug (Europäische Kommission 
2015: 8). Der Anteil der Industrieproduktion an der nominalen Wertschöpfung 
des gesamten BSP fiel in diesem Zeitraum um 3,5 Prozentpunkte (von 18,8% auf 
15,3%) und die Industriebeschäftigung um 16 Prozent, was einen Rückgang der 
Zahl der Arbeitsplätze um 6 Millionen bedeutet (ebd.: 5-7, 14). 
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Neben den Investitionsprogrammen möchte die Kommission, um mehr Inves- 
titionschancen in der Realwirtschaft zu schaffen und Europa zu reindustrialisieren, 
die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Volkswirtschaften fördern. Wettbe- 
werbsfähigkeit bedeutet hier jedoch fast ausschließlich interne Abwertung: diese 
könne „den Effekt der Umstellung der Ausgaben als Folge einer ‘externen’ Abwer- 
tung imitieren“ (Europäische Kommission 2011: 22). Insbesondere wird erwartet, 
dass die Dämpfung der Löhne für Unternehmen zu niedrigeren Produktionskos- 
ten führen, was sich insgesamt in niedrigeren Preisen für Waren und Dienstleis- 
tungen auswirken soll. Außerdem soll die intensive Preiskonkurrenz zusammen 
mit einer Deregulierung der Produktmärkte und weiteren Privatisierungen das 
Preisniveau drücken und die gesamten Produktionskosten absenken. Nicht zuletzt 
sollen schließlich auch niedrigere Unternehmens- und Ausfuhrsteuern sowie ein 
„aufkommensneutraler“ Übergang von Lohnsteuern auf Verbrauchssteuern dazu 
beitragen, in Europa ein attraktives Investitionsklima entstehen zu lassen (ebd.). 

Das organisierte (transnationale) Kapital hat die Agenda der Wettbewerbs- 
fähigkeit und die Strategie der internen Abwertung aktiv propagiert und unter- 
stützt. Die sogenannten Industriekapitäne, die beim European Round Table of 
Industrialists (ERT) zusammen kommen, wurden im März 2013 nach Berlin zu 
einem Treffen eingeladen, an dem Kanzlerin Merkel, der damalige französische 
Präsident Hollande und der damalige Kommissionspräsident Barroso teilnah- 
men. Die Staats- und Wirtschaftsvertreter kamen überein, dass die industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit im Mittelpunkt der Wirtschaftspolitik der EU stehen 
müsse (ERT 2013). Die ERT formulierte die eigene Position in aller Deutlichkeit: 
um wettbewerbsfähig zu sein, bräuchte die EU mehr unternehmensfreundliche 
Regulierungen wie etwa eine Senkung der Unternehmenssteuern, weniger Ar- 
beitsschutz und eine stärkere Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, niedrigere 
Löhne und Abfindungszahlungen, mehr Privatisierungen und Erleichterungen 
bei Fusionen und Übernahmen - also all das, was aus der Sicht der ERT „markt- 
getriebene Konsolidierung“ darstellt (ebd.). Im Juni 2014 veröffentlichte die 
ERT anlässlich der neu ernannten Kommission unter dem Titel EU Industrial 
Renaissance eine Agenda for Action 2014-2019 und verlangte, dass „industri- 
elle Wertbewerbsfähigkeit sämtliche Politikfelder und alle Ebenen der Politik 
durchziehen“ müsse. Um die preisliche Wertbewerbsfähigkeit zu erhöhen, sollten 
die Kosten für Arbeit, Energie, Finanzierung und Verwaltungsanforderungen 
reduziert werden, und um die nicht-preisliche Wettbewerbsfähigkeit zu fördern, 
sollte ein besseres regulatorisches Umfeld geschaffen werden (ERT 2012; 2014). 
Nationalen und transnationalen Unternehmen stimmten sich in der Artikulie- 
rung ihrer Forderungen ab, und, wie oben aufgezeigt wurde, hat dies offenbar 
Früchte getragen: Die innere Abwertung wurde inzwischen zur vorrangigen 
Agenda des Krisenmanagements der EU. 
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Innere Abwertung über Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt 


Der komparative Kostenvorteil billiger Arbeitskraft in Schwellenländern formt 
einen der Eckpfeiler der EU-Strategie zur inneren Abwertung. Die Nationalen 
Ausschüsse für Produktivität, die derzeit in den Mitgliedstaaten eingerichtet wer- 
den, bilden die bürokratischen Apparate zur Verankerung dieser Strategie. Eine 
ihrer wichtigsten Aufgaben besteht darin zu überwachen, dass die Volkswirtschaf- 
ten „die Produktivität steigern, und gleichzeitig die Arbeitskosten eindämmen‘, 
sowie politische Maßnahmen zu formulieren, falls die „Kostenwettbewerbsfä- 
higkeit hinter dem Durchschnitt der europäischen Länder zurückbleibt“ (Rat 
der Europäischen Union 2016). Die nationalen Ausschüsse werden jährliche 
Berichte verfassen, die von der Europäischen Kommission genutzt werden sollen, 
im Rahmen des Europäischen Semesters und des Makroökonomischen Ungleich- 
gewichtsverfahrens länderspezifische Empfehlungen auszusprechen (Europäische 
Kommission 2016a; Rat der Europäischen Union 2016). 

Der Vergleich der Lohnstückkosten zwischen EU-Mitgliedstaaten wird als 
zentraler Indikator für die Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit eingesetzt. 
Zwar können die Komponenten variieren, aber im Allgemeinen bezicht sich dieser 
Indikator auf das Verhältnis von Produktivität und Summe der Arbeitnehme- 
rentgelte (direkte und indirekte Arbeitskosten). Es wird angenommen, dass eine 
Reduzierung der Lohnstückkosten für Investoren ein positives Signal darstellt. 
Diese können entweder dadurch vermindert werden, indem die Produktivität 
gesteigert wird, oder indem einzelne Elemente der gesamten Arbeitskosten ab- 
gesenkt werden. Da Produktivitätsfortschritte in der EU seit den 1970er Jahren 
entscheidend verlangsamt und die Zugewinne im tertiären Sektor bescheiden ge- 
blieben sind, werden Anpassungen des Arbeitsmarktes, insbesondere durch Druck 
auf die Löhne und die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes in den Vordergrund 
gestellt. Vor allem die Löhne für Leiharbeitskräfte und flexible Arbeitsformen 
sind nicht nur niedriger, sondern die Unternehmen können auch Ansprüchen 
auf soziale Sicherung oder eine Bezahlung entsprechend der Arbeitserfahrung 
umgehen. Kanzlerin Merkel (2013) hat dies deutlich ausgedrückt, als sie die Ab- 
senkungder Lohnkosten als zentrales Element anführte, um ein regulatorisches 
Umfeld zu schaffen, das für Investoren attraktiv wäre. 

Die Agenda der Wettbewerbsfähigkeit der EU geht implizit davon aus, dass 
die Arbeitskräfte inflexibel sind, die Arbeitskosten steigen und daher zu hoch 
sind, Arbeit somit unproduktiv sei. Folglich wird die Stärke der Gewerkschaften 
als Ursache für die anhaltende Krise ausgemacht. Wenngleich die Kommission 
daran festhält, dass sie nicht direkt in das jeweilige Lohnniveau und die Regeln 
der Kollektivverhandlungen eingreifen würde, sprach sie sich doch dafür aus, 
dass die Sozialpartner die jährlichen Berichte zur nationalen Produktivität als 
Leitlinie für Lohnverhandlungen heranzichen sollten. Die Dachorganisation der 
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nationalen Gewerkschaftsverbände, die European Trade Union Confederation 
(ETUC), hat die neoliberalen Strukturanpassungen über den Arbeitsmarkt ve- 
hement verurteilt und darauf hingewiesen, man sei „nur ein Handbreit davon 
entfernt, dass für Tarifverhandlungen rechtlich verpflichtende Höchstgrenzen 
aufgestellt werden oder dass die Zulässigkeit von Streikaktionen infrage gestellt 
wird.“ (ETUC 2015) Im Gegensatz dazu scheinen die sozialdemokratischen 
Parteien in der schillernden Rhetorik der Wettbewerbsfähigkeit gefangen zu 
sein. Beispielsweise argumentiert die Friedrich-Ebert-Stiftung (2017: 15), der 
Thinktank der SPD, dass der Industriestandort Europa nur dann wettbewerbs- 
fähig sei, wenn im Vergleich zu anderen Standorten nicht nur bessere Qualität 
oder höhere Innovationsleistungen, sondern auch niedrigere Produktionskosten 
und eine erhöhte Wertbewerbsintensität gewährleistet werden. Bisher gab esauch 
keinen Versuch seitens der Sozialdemokraten, die vorherrschende enggefasste 
Vision von Wettbewerbsfähigkeit zu diskreditieren und zu delegitimieren. Das 
ist insofern erstaunlich, als der Bezug auf die Lohnstückkosten als zentraler 
Indikator für Wettbewerbsfähigkeit vielfach kritisiert worden ist. Selbst seitens 
der Europäischen Zentralbank (EZB) wurden in dieser Hinsicht Zweifel laut, 
wenn es in einer Veröffentlichung heißt, dass traditionell makroökonomische 
Erwägungen „das Kernelement der Einschätzung von Wettbewerbsfähigkeit 
darstellen. Makro-Indikatoren wie die Lohnstückkosten (ULCs) oder aktuelle 
Leistungsbilanzdefizite sind leicht zu kommunizieren, und es gibt einen Bezug 
zu wirtschaftspolitischen Instrumenten, über die politische Instanzen verfügen. 
Im Lichte der erneuerten Konzentration auf Wachstum ist es nötig, eine weiter 
gefasste und präzisere Einschätzung von Wettbewerbsfähigkeit vorzunehmen“ 
(ECB 2013: 8) 


Die Verbindung von Wettbewerb und Wettbewerbsfähigkeit bei der 
internen Abwertung 


Die Kommission räumt ein, dass die interne Abwertungüber die Reduzierungder 
Arbeitskosten nicht die einzige sinnvolle Strategie darstelle, da hierbei nur die Ar- 
beitskosten berührt werden, andere variable Kosten hingegen, wie diejenigen für 
Energie und Rohmaterialien, keine Berücksichtigung finden (Europäische Kom- 
mission 2015: 57). Deshalb setzt sie sich dafür ein, dass die Wettbewerbsregeln in 
Bezug auf Kapital, Energie, Rohmaterialien und andere Inputs der Produktion 
verschärft werden. Hierbei sind vor allem die Preise für nicht-handelbare Güter 
von Zwischensektoren wie Elektrizität und Energie im Visier. Außerdem wurde 
eine Reihe von „pro Wettbewerb“-Reformen angekündigt, insbesondere solche, 
mit denen (angenommene) regulatorische Barrieren auf Gütermärkten beseitigt 
werden sollen. Der Kommission zufolge verhindern hohe Beschränkungen auf 
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nationalen Güter- und Dienstleistungsmärkten die grenzüberschreitende Expan- 
sion und Investitionen in Sektoren wie demjenigen für Energie und der Netzwer- 
kindustrie (Europäische Kommission 2016b: 34). Insofern wurden flankierende 
regulatorische Programme wie Regulatory Fitness and Performance Programme 
(REFIT) und Competitiveness Proofing dazu eingesetzt, um bestehende Gesetze 
abzuschaffen und die zukünftige Rechtsprechung dahingehend zu überprüfen, 
wie sie sich für die Wettbewerbsfähigkeit auswirkt. 

Die Agenda der Wettbewerbsfähigkeit ist demnach getragen von der Vorstel- 
lung, die Volkswirtschaften der Eurozone könnten die Krise mittels Wettbe- 
werb überwinden, indem das Preisniveau insgesamt gesenkt wird. Dem früheren 
Wettbewerbskommissar Almunia gilt Wettbewerbspolitik als die „billigste und 
effektivste strukturelle Reform“, „ohne zusätzliche Kosten für den Steuerzahler“. 
Wettbewerb, so meint er, fördert „Wettbewerbsfähigkeit und Innovation, schafft 
Arbeitsplätze und treibt die wirtschaftliche Expansion voran“ (2012a; 2012b). Die 
Vorteile von kapitalistischem Wettbewerb werden als ein positives Nullsummen- 
Spiel präsentiert, das Gesellschaften einen ständig zunehmenden Wohlstand 
verschafft (Europäische Kommission 2016a; 2016b). Wettbewerbspolitik wird 
zudem als eine Politik der Umverteilung dargestellt: Über den Wettbewerb 
würden die Preise auf die Grenzkosten der Produktion herabgedrückt, was den 
Anteil des realisierten Mehrwerts für das Kapital vermindert und somit den 
KonsumentInnen nützen würde. 

Einmal mehr kann man auch hier sehen, dass die Sozialdemokratie die strikte 
Wettbewerbspolitik der EU nachdrücklich unterstützt. Die S&D-Gruppe setzt 
die Förderungder Wettbewerbsfähigkeit durch die EU mit positiv konnotierten 
Begriffen wie „Freiheit und Gleichheit“, „Nachhaltigkeit“, „wirtschaftliche und 
soziale Solidarität“, „soziale und territoriale Kohäsion“ gleich. Darüber hinaus gilt 
Wettbewerbspolitik als „ein wesentliches Instrument für die wirtschaftliche und 
soziale Integration“, das „den Wohlstand von Konsumenten garantiert und für 
eine optimale Allokation von Ressourcen sorgt, sowie wirtschaftlichen Akteure 
die geeigneten Anreize bietet, um produktive Eflizienz, Qualität und Innovati- 
onen ebenso anzustreben wie niedrige Preise und Beschäftigung.“ (S&D 2010) 


2. Das „Soziale” in die Wettbewerbsfähigkeit zurückbringen? 


Die innere Abwertung als Eckpfeiler der Industriepolitik muss in dem weiteren 
Kontext des Europäischen Sozialmodells, insbesondere der gleichzeitigen Renais- 
sance des „sozialen Europas“ über die Europäische Säule sozialer Rechte geschen 
werden. Esgibt einen wesentlichen Widerspruch bei der aktuellen Konjunktur der 
sozialdemokratischen Europa-Orientierung: Einerseits wird eine Industriepolitik 
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mit Anklängen an die keynesianische Tradition propagiert und auf den un- 
verbindlichen Rahmenplan einer Säule sozialer Rechte verwiesen, andererseits 
wird der Diskurs zur Wettbewerbsfähigkeit übernommen, mit dem jede Chance 
aufgegeben wird, die zuvor genannten wirtschaftlichen und sozialen Ziele auch 
nur ansatzweise umzusetzen. Das eingangs erwähnte Paradox der sozialdemo- 
kratischen Europa-Orientierung zeigt sich genau in diesem Spannungsfeld (vgl. 
Holmes/Lightfoot 2014: 228). 

Die aktuelle Initiative für die Europäische Säule sozialer Rechte ist vor dem 
Hintergrund der institutionellen Architektur zu schen, die Wettbewerbsfähigkeit 
als „paradigmatischen Masterplan“ etabliert hat (Mirö Artigas 2017). Mit den 
rigiden disziplinären Regeln und Institutionen der Wirtschafts- und Währungs- 
union (WWU) wurde innere Abwertung in den letzten Jahrzehnten bereits 
vorgezeichnet: Inflation wurde dabei ebenso ausgeschlossen wie Maßnahmen, 
mit denen Regierungen ihre Exporte einseitig über Abwertungen ankurbeln 
wollen. Gleichzeitig verhinderten budgetäre Zwangsjacken und das Fehlen 
eines gemeinsamen fiskalischen „Stoßdämpfers“, eine keynesianische Politik 
des defieit spending einzuschlagen. Unter dem Joch der Maastricht-Orthodoxie 
wurden Anpassungen auf den Arbeitsmärkten zum primären Instrument, um 
Ungleichgewichten der Leistungsbilanz zu begegnen. Darüber hinaus wurden 
weitreichende Maßnahmen der inneren Abwertung bereits im Rahmen von 
Vereinbarungen (Memoranda of Understanding, MoU) und den neuen wirt- 
schaftlichen Steuerungspaketen wie dem Europäischen Semester von 2010 oder 
dem Euro-Plus-Pakt von 2011 ergriffen. Unter dem euphemistischen Etikett 
der neuen Industriepolitik werden Reformen nicht nur von den am meisten von 
der Krise betroffenen, sondern von sämtlichen Mitgliedstaaten verlangt. Dabei 
sollen die Volkswirtschaften der EU sich untereinander wie auch hinsichtlich der 
wichtigsten Handelspartner im Sinn eines schärferen Wettbewerbs gegenseitig 
bei Kosten, Preisen und Unternehmenssteuern unterbieten und eine Politik des 
beggar-thy-neighbour betreiben. 

Tatsächlich haben bisherige Experimente der inneren Abwertung über den 
Arbeitsmarkt die strukturellen Asymmetrien in Europa verstärkt. Das zeigt sich 
besonders deutlich in Griechenland, wo die Lohnstückkosten zwischen 2008 und 
2012 um 20 Prozent gefallen sind: durch massive Eingriffe in die Lohnverhand- 
lungen, durch die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes sowie durch die allgemeine 
Senkung des Mindestlohnes um 22 Prozent (für junge ArbeitnehmerInnen zu- 
sätzlich um 10 Prozent) (ETUI 2014). Bislang hat die innere Abwertungjedoch 
weder die Beschäftigung noch die Exporte ansteigen lassen. Insbesondere wurden 
die Arbeitskosten im öffentlichen Sektor gesenkt, was keinerlei Auswirkungen auf 
die Exportposition des Landes hatte. Dazu kommt, dass die griechischen Exporte 
sich auf kapitalintensive Sektoren mit niedrigem und mittlerem Technologieni- 
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veau konzentrieren, nicht aber auf arbeitsintensive Sektoren. Ebenso wenighaben 
sich die niedrigeren Löhne in niedrigeren Preisen niedergeschlagen. Ganz im 
Gegenteil sind die griechischen Exportpreise von 2009 bis 2013 um 20 Prozent 
gestiegen — das ist der höchste Anstiegin der gesamten Eurozone (ebd.: 17). Mit 
anderen Worten hat die Senkung der Lohnstückkosten einzig dazu genützt, die 
Kapitalrenditen steigen zu lassen, doch wurden diese keineswegs für Investitionen 
genutzt, um die langfristige Produktivität anzuheben oder um Projekte auf den 
Weg zu bringen, mit denen die strukturelle Position bestehender Industrien 
verbessert worden wäre. Wie Thomas Sablowski (2012) erläutert, können nied- 
rigere Löhne in Griechenland das Problem nicht lösen, dass das Land gegenüber 
Deutschland mit seiner Hightech-Industrie, der Automobilproduktion oder dem 
Maschinenbau konkurrenzfähig wäre, ganz einfach, weil es solche Industrien 
(oder vergleichbare Industrien mit hoher Wertschöpfungsintensität für den Ex- 
port) dort nicht gibt. Eine wettbewerbsangetriebene Senkungder Lohnstückkos- 
ten kann die strukturellen wirtschaftlichen Asymmetrien zwischen europäischen 
Volkswirtschaften nicht aufheben. Diese können nicht allesamt ihre Industrien 
ausbauen und ein exportorientiertes Wachstum mit einem hohen Überschuss der 
Leistungsbilanz verfolgen. Die Reduzierungder Lohnstückkosten in einem Land 
führt zu einem Unterbietungswettlaufund schwächt die entsprechenden Werte 
in denanderen Ländern. Druck auf die Löhne in Kombination mit einer Politik 
der Austerität unterminiert nicht nur den inländischen Konsum, sondern auch 
denjenigen innerhalb der EU, und befördert zugleich Deflation. Alle diese Fakto- 
ren zusammen lassen die proklamierte exportgetriebene Wachstumsstrategie zur 
Farce werden, und dies speziell vor dem Hintergrund einer allgemein schwachen 
globalen Nachfrage. Mit 12 bis 15 Prozent machen die EU-Exporte außerhalb der 
EU einen relativ geringen Anteil des Bruttosozialprodukts des EU-Raumes aus 
(Eurostat 2017), sodass sich die innere Abwertung auf die Nettoexport-Position 
der EU, wenn überhaupt, dann nur schwach auswirken kann (Stockhammer/ 
Onaran 2012: 195f.). Innere Abwertung vergrößert in erster Linie die Zahl der 
working poor und der prekär Beschäftigten, was vor allem Jugendliche, Frauen 
und MigrantInnen trifft - unter ihnen insbesondere diejenigen, die nicht aus 
EU-Ländern kommen - am allermeisten jedoch Arbeitskräfte mit geringer Qua- 
lifikation (EuroMemorandum 2013: 39; ETUI 2014: 10). Die Wirkungen des 
Krisenmanagements der EU haben bereits zu erheblicher sozialer Unruhe und 
politischem Streit geführt, wobei letzterer die EU direkt getroffen hat. Vorallem 
in Südeuropa hat es gegen die Austeritätspolitik der EU konzertierte Aktionen 
gegeben, unter anderem transnationale Kampagnen, Manifeste und Petitionen, 
ebenso wie gemeinsame Streiktage und Aktionswochen (Wigger/Horn 2014). 
Die angestammten sozialdemokratischen Parteien bleiben jedoch bei ihrer 
unkritischen pro-EU-Orientierung und zeigen sich unfähig, eine alternative 
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Zukunft für die europäische Integration zu entwerfen. Im Ergebnis ist esihnen 
nicht gelungen, sich die Unterstützung einer breiten Wählerschaft zu sichern, 
während neo-populistische EuroskeptikerInnen, radikale Rechte und selbst neo- 
faschistische Parteien Stimmungen der Enttäuschung und der Verunsicherung 
erfolgreich für ihre Zwecke nutzen konnten. 

Vor diesem Hintergrund scheint die Europäische Säule sozialer Rechte (EPSR) 
als Rettungsanker für den Diskurs des Europäischen Sozialmodells, da sie dieses 
in das Paket der Industriepolitik integriert. Aber die Position der EU-Kommission 
dazu ist recht klar. Sie formuliert eine eindeutige Priorität: wenngleich „wirt- 
schaftlicher und sozialer Fortschritt miteinander verbunden sind“, so gelten die 
sozialen Rechte letztlich doch lediglich als Mittel zur Steigerung der Wettbe- 
werbsfähigkeit. Die „Errichtung einer europäischen Säule sozialer Rechte sollte 
in weitergehende Anstrengungen zum Aufbau eines inklusiven und nachhaltigen 
Wachstumsmodells eingebunden sein, bei dem Europas Wettbewerbsfähigkeit, 
seine Eignung für Investitionen sowie die Entstehungvon Arbeitsplätzen und der 
soziale Zusammenhalt gestärkt werden“ (Europäische Kommission 2017b). Zur 
EPSR für den Euro-Raum heißt es weiterhin: „Ein stärkerer Schwerpunkt auf 
Beschäftigungs- und Sozialfragen ist besonders wichtig, um für mehr Stabilität zu 
sorgen und die Wirtschafts- und Währungsunion zu vertiefen.“ Vielleicht nicht 
ganz ohne Absicht hat die Kommission hier den Teil der Geschichte ausgespart, 
zu dem das Krisenmanagement und die Austeritätspolitik beigetragen, wenn es 
diesen nicht überhaupt verursacht hat: die soziale Krise, der nun mithilfe der 
EPSR begegnet werden soll. 

Inhaltlich umfassen die zentralen Prinzipien von EPSR drei große Kapitel: 
Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang, faire Arbeitsbedingungen sowie 
Sozialschutz und soziale Inklusion. Institutionell nehmen sie (nach Artikel 292 
des Arbeitsvertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union) im Wesent- 
lichen die Form von Empfehlungen an, die somit keine Verbindlichkeit haben. 
Außerdem gibt es Verpflichtungserklärungen in Form von Proklamationen der 
Europäischen Kommission, des Europäischen Parlaments und des Rats. Diese 
Proklamationen stellen ein interessantes, aber überwiegend symbolisches Inst- 
rument dar, das zuvor und in erster Linie für die EU-Charta der Grundrechte 
genutzt wurde. Die EPSR ist sowohl auf der politischen wie aufder akademischen 
Ebene Gegenstand von heftiger Kritik: sie sei „weder gut aufgebaut noch schr 
klar“ (Pochet 2017). 

In seiner Diskussion des EPSR-Entwurfs von 2016 weist Daniel Seikel (2016a; 
2016b) aufeinen wichtigen Punkt des Nebeneinanders von Wettbewerbsfähig- 
keit und sozialen Rechten hin. EPSR zielt vor allem aufindividuelle Rechte ab, 
entsprechend dem allgemeinen Fokus von politischen Maßnahmen, die auf die 
Individualisierung von Rechten und Verantwortlichkeiten gerichtet sind. Die 
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Hervorhebung von kollektiven Rechten, wie beispielsweise Tarifverhandlungen 
würde „die Illegitimität von Interventionen in nationale Lohnpolitik und Syste- 
me der kollektiven Verhandlungen verdeutlichen - sei es durch die Troika oder 
durch gesamtwirtschaftliche Ungleichheitsverfahren.“ Es ist ganz klar, dass es 
außerhalb des Geltungsbereichs von EPSR liegt, kollektive Rechte etwain Bezug 
auf Lohnverhandlungen dem allgemeinen Ziel, die Löhne der Produktivität 
anzupassen, unterzuordnen. Wie könnte das auch sein, solange die Europäische 
Säule Sozialer Rechte „ganz konkret als Kompass für die erneuerte Konvergenz 
innerhalb des Euro-Raums dienen [soll] [...]. Ein Blick auf die Mitgliedstaaten, die 
sich an der gemeinsamen Währung beteiligen, zeigt, dass der zukünftige Erfolg 
des Euro-Raums nicht unwesentlich von der Effektivität der nationalen Arbeits- 
märkte und Wohlfahrtssysteme sowie der Fähigkeit der Wirtschaft abhängt, 
Turbulenzen auszugleichen und sich entsprechend anzupassen.“ (Europäische 
Kommission 2017d) 

Solange die angesprochene Konvergenz, wie weiter oben gezeigt wurde, im 
Wesentlichen auf innerer Abwertung beruht, bleibt die Anrufung des unbe- 
stimmt bleibenden Europäischen Sozialmodellsein aussichtsloses, wenn nicht gar 
kontraproduktives Unternehmen für die Sozialdemokratie. Diese Widersprüche 
treten im aktuellen sozialdemokratischen Projekt mittlerweile deutlich zutage. 
Als das Europäische Parlament 2017 die Soziale Säule verabschiedete, wurde dies 
selbst von der Vorsitzenden Linksfraktion GUE/NGLals „Belegdafür, dass pro- 
gressive Kooperation möglich ist“ begrüßt (EU Observer 2017). Demgegenüber 
hat eine neuere Diskussion von S&D-Mitgliedern über EPSR zu einem offenen 
Brief geführt, der ein zunehmendes Bewusstsein dafür zeigt, dass „EPSR schr 
gut die politische Falle illustriert, aus der wir uns als Sozialdemokraten befreien 
müssen.“ (Beres 2017) In diesem Brief heißt es, wenn sich „das Soziale Europa 
heutzutage in einem derart schlechten Zustand befindet, dann ist das weitgehend 
die Verantwortung der EV P-Familie“ (die EVP ist die konservative Fraktion der 
EU). Außerdem wird in dem Brief dafür plädiert, EPSR weiter zu stärken, und 
zwar jenseits einer „Proklamation von Rechten, die es bisher seit vielen Jahren 
auch bereits in wichtigeren Texten gab“ (ebd.). Ähnlich formuliert es, wenn auch 
vorsichtig, Philippe Pochet (2017): die Soziale Säule habe trotz ihrer Vagheit 
und Schwachheiten Potenzial, „wenn (machtvolle) Akteure sie ergreifen“, denn 
dann gäbe es die Möglichkeit „über einen polanyischen Ansatz eine langfristige 
Veränderung durchzusetzen, bei der das Soziale und das Ökonomische neu aus- 
balanciert werden.“ Aus EU-Perspektive magdas Argument intuitiv einleuchtend 
sein, man bräuchte vor allem eine stärkere politische Koalition, um die soziale 
Dimension zu verankern. Wie unsere kritische politisch-ökonomische Perspek- 
tive gezeigt hat, wurde die Basis für das soziale Modell bereits auf der Ebene der 
grundlegenden sozio-ökonomischen Governance gelegt. 
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In einem aktuellen Beitragzur Diskussion von sozialem Europa versus neolibe- 
raler Entwicklunghaben Parker und Pye (2018) eine differenzierte Untersuchung 
des „nicht erfüllten Versprechens sozialer Rechte“ vorgelegt. Als der Diskurs des 
Sozialen in der EU einsetzte, wurde er auch gleich, wie sie zeigen, so umgeformt, 
dass er mit der Agenda der Wettbewerbsfähigkeit kompatibel wurde. Das „Soziale 
Europa“ als Referenzpunkt für Debatten wird oft in einem weiteren Sinn verstan- 
den als nur begrenzt auf den Fokus der sozialpolitischen Möglichkeiten der EU. 
Stattdessen gilt es, wie weiter oben ausgeführt, als Schutzschild gegen Marktzwän- 
ge, die der globalen Ökonomie entspringen. Sobald das Sozialmodell allerdings 
unverrückbar als lankierende Maßnahme für das Endziel der Wettbewerbsfähig- 
keit etabliert ist, und „ein breites Spektrum sozialer und arbeitsmarktpolitischer 
Bereiche der Koordinierung makroökonomischer Maßnahmen unterworfen 
wurde“ (Parker/Pye 2018: 813), wird selbst ein eingeschränkter Anspruch nach 
sozialem Schutz gänzlich unhaltbar. Die BefürworterInnen eines Projektes von 
Wettbewerbsfähigkeit-plus-Sozialem stehen mit leeren Händen da. Wie Magnus 
Ryner (2014: 62) in einer Analyse der europäischen Sozialdemokratie ausführt, 
ist diese „so tiefgehend mit dem System verwoben, dass sie sich in einer Krise 
befindet, da sie nicht in der Position ist, eine Alternative dazu anzubieten.“ 


Fazit 


Nach der vorherrschenden Interpretation der Krise, so wie sie sich in der EU 
ereignete, habe es im Zeitverlaufzunächst eine Krise des Finanzsystems gegeben, 
dann eine Krise der Staatsschulden, und schließlich eine Krise der Wettbewerbs- 
fähigkeit der europäischen Volkswirtschaften. Kanzlerin Merkel hates2013 beim 
Weltwirtschaftsforum 2013 folgendermaßen ausgedrückt: ihre Regierunghabe 
”aus europäischer Sicht auch den Anspruch, so wettbewerbsfähig zu werden, 
dass wir unseren Wohlstand erhalten und weiterentwickeln können.” (Merkel 
2013) Hier stellt sich allerdings die Frage, wessen Wohlstand auf der Basis der 
EU-Agenda der Wettbewerbsfähigkeit größer werden wird. Diese Wertbewerbs- 
fähigkeit wird identifiziert mit niedrigeren Löhnen, niedrigeren Preisen und 
niedrigeren Unternehmenssteuern, konstruiert die Krise also in Begriffen der in- 
flexiblen Arbeitsmärkte sowie der hohen Arbeits- und Produktionskosten. Unter 
dem Etikett der neuen Industriepolitik verbirgt sich tatsächlich eine Strategie, die 
in erster Linie dazu dient, die Freiheit des Kapitals zur Ausbeutungder Arbeit zu 
maximieren, womit einhergeht, dass aus der Produktionssphäre weniger Surplus 
an die Lohnabhängigen verteilt werden muss (Sablowski u.a. 2018). 

Seit Ende der 1970er Jahre neoliberale Politik durchgesetzt wurde, sind nicht 
nur die Lohnquote, sondern parallel dazu auch die Unternehmenssteuern gesun- 
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ken. Im Rahmen einer Politik, bei der die Mitgliedstaaten nach Art des beggar- 
thy-neighbour-Modells wechselseitig ihre innere Abwertung unterlaufen sollen, 
wird Arbeit noch weiter abgewertet. Der neoliberale Kurs besteht in mehr von 
dem Gleichen. Da Wettbewerb cher die Spaltung als den Zusammenhalt beför- 
dert, gefährdet die Agenda der Wettbewerbsfähigkeit, also die Industriepolitik, 
ebenso die Möglichkeit, dass eine solide Basis zur künftigen sozialen Kohäsion 
und zur pan-europäischen Solidarität der Beschäftigten entstehen könnte. 

Darüber hinaus ist die Strategie der Wettbewerbsfähigkeit kontraproduktiv, 
da sie erhebliche strukturelle Ungleichgewichte und die ungleiche wirtschaftli- 
che Entwicklung in Europa weiter verstärkt. Wenn die aggregierte Nachfrage 
weiter niedrig bleibt, wird auch die Neigung, in reale Produktion zu investieren, 
schwach bleiben. Wegen des strukturellen Problems der Überakkumulation wird 
noch mehr Surpluskapital für die Finanzmärkte freigesetzt. Das verstärkt die 
Gefahr, dass die nächste Krise ebendort wieder ausbrechen wird, diesmal aller- 
dings ungleich dramatischer als diejenige, die wir ab 2007/2008 geschen haben. 
Angesichts dieser düsteren, wenn auch ziemlich wahrscheinlichen Szenarien 
bleibt die zukünftige sozialdemokratische Vision der EU unklar. 

Kritische BeobachterInnen suchen nach möglichen Alternativen. Somachen 
etwa Parker und Pye (2018) den interessanten Vorschlag, die EU-Kommission 
solle die Relevanz der Sozialen Rechte durch eine ex-anze-Überprüfung der 
Verfassungsmäßigkeit von Maßnahmen der EU-Politik stärken, indem auf das 
Europäische Komitee für Soziale Rechte zurückgegriffen wird. Rasnala und 
Jagodzinski (2017) beziehen sich auf eine Anregung von Jean-Claude Juncker 
in seiner Rede zur Lage der Union 2017, nämlich die Einführung einer Europä- 
ischen Arbeitsbehörde, die es erleichtern soll, die Auswirkungen der grenzüber- 
schreitenden Mobilität von Unternehmen auf die Rechte der Beschäftigten zu 
überprüfen und Hilfestellung bei der Entwicklung von Systemen transnationaler 
Kollektivverhandlungen zu leisten; außerdem soll sie es ermöglichen, die Richt- 
linie über die Beteiligung der Arbeitnehmer in der Societas Europaea (SE) und 
in der European Cooperative (SCE), ebenso wie die Richtlinie über Europäische 
Betriebsräte zu implementieren (2009/38/EC). In den letzten Jahren wurde 
eine Fülle von Alternativvorschlägen für eine produktive Transformation inner- 
halb der Europäischen diskutiert (siche etwa Transform 2014; Eder/Schneider 
2018) - so etwa solche, mit denen die Obsession der durch Wettbewerbsfähigkeit 
angetriebenen Exportorientierung zugunsten einer verstärkten Orientierung 
auf die Binnennachfrage überwunden würde. Wenn die EU, und insbesondere 
progressive soziale Kräfte innerhalb der Sozialdemokratie, die soziale Integration 
ernst nehmen würden, könnte Industriepolitik dazu genutzt werden, ein anderes 
Ziel als Wetrtbewerbsfähigkeit anzustreben. 
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Sklaverei und Lohnarbeit bei Marx 


Zur Diskussion um Gewalt und „unfreie Arbeit” 
im Kapitalismus 


In den letzten Jahren hat sich eine neue Debatte um den Kapitalismus entwickelt, 
in der es insbesondere um das Ausmaß von Gewalt und „unfreier Arbeit“ geht, 
das mit seiner Geschichte wie Gegenwart verbunden ist.! Mit ihrer großen Studie 
Markt und Gewalt (2017) hat Heide Gerstenberger auf diese scheinbar aus dem 
Blick geratene Dimension von Gewalt aufmerksam gemacht, die auch den heu- 
tigen globalen Kapitalismus prägt. In der PROKLA 192 spitzt sie ihre Resultate 
noch einmal zu und konfrontiert sie mit der marxistischen Theorie (Gerstenberger 
2018). Eine zentrale Frage ist dabei, welche Bedeutung der Lohnarbeit als „freier 
Arbeit“ im Kapitalismus zukommt und ob nicht gerade die Vorstellung von einer 
Normalität der Lohnarbeit zu einer Ausblendungvon Gewaltverhältnissen in der 
kritischen Theorie geführt hat. Ähnlich fordert Marcel van der Linden schon seit 
längerem, den üblicherweise auf Lohnarbeit zentrierten Klassenbegriff der marxis- 
tischen Theorie zu hinterfragen und zu erweitern, um den Anteil „unfreier Arbeit“ 
angemessen berücksichtigen zu können (vgl. Linden 2004; Roth/Linden 2009). 

Einen wesentlichen Grund für die fehlende Berücksichtigung globaler Gewalt- 
verhältnisse schen sowohl Gerstenberger wie Linden darin, dass Marx in seiner 
Theorie des Kapitalismus die „freie“ Lohnarbeit in den Mittelpunkt gerückt 
und „die Funktionsweise des historischen Kapitalismus“ (so der Untertitel der 
Studie von Gerstenberger) allein aus dem „stummen Zwang der ökonomischen 
Verhältnisse“ erklärt habe. Die „Gleichsetzung der Grundstrukturen des Kapi- 
talismus mit Gewaltverhältnissen“ im Sinne von „struktureller Gewalt“ verleite 
dazu, „jenem ‘Mehr’ an Gewalt im historischen Alltagdes Kapitalismus, welches 


1 Zur neuen Kapitalismusgeschichte siche Lenger 2016. Als grundlegende Neubewertung 
der Sklaverei in dieser Geschichte gelten Johnson 2013, Baptist 2014 und Beckert 2014; 
siehe auch die Beiträge in Beckert/Rockman 2016. Zur Problematik des fehlenden Begriffs 
von Kapitalismus in diesen Studien siche Clegg 2015; zu einer nicht funktionalistischen 
Einordnung verschiedener Formen und Phasen der Sklaverei in das kapitalistische Welt- 


system Tomich (2018). 
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nicht als notwendig für den Erhalt der Grundstrukturen der kapitalistischen 
Produktionsweise zu erklären ist, keine theoretische Relevanz zuzusprechen“ 
(Gerstenberger 2018: 489). 

Im Folgenden will ich zeigen, dass diese Kritik durchaus den „Marxismus“ 
trifft, der nach dem Tod von Marx schon bald zur Ideologie insbesondere der 
deutschen Arbeiterbewegungen wurde (Steinberg 1976). Allerdings enthält 
die von Marx in Angriff genommene Kritik der politischen Ökonomie die bis 
heute entschiedenste Zurückweisung dieser Ideologie und ihrer Funktion für 
die Integration der institutionalisierten Arbeiterbewegungen in die bürgerliche 
Gesellschaft und damit in das kolonialistisch und imperialistisch strukturierte 
kapitalistische Weltsystem enthält. 


Woher stammt die neue Aufmerksamkeit für „Gewalt im 
Kapitalismus”? 


Aus der Perspektive meiner Generation, die in den 1960er- und 1970er-Jahren 
politisiert wurde, erscheint es geradezu erstaunlich, auf das Ausmaß an direk- 
ter Gewalt, die schon immer mit dem Kapitalismus und seinem bürgerlichen 
Staat verbunden war, eigens hinweisen zu müssen. Für uns stand damals außer 
Frage, dass alle Formen von direkter Gewalt nicht ein ökonomisch überflüssiges 
„Mehr“ an Gewalt sind, sondern dass der Kapitalismus selbst immer wieder zu 
den scheußlichsten Gewaltexzessen treibt, weil er eine zutiefst zerrissene und von 
antagonistischen Klassengegensätzen geprägte Gesellschaftsform darstellt. Auch 
Marx hatte seine These vom „stummen Zwang“ auf die Phasen eines „gewöhnli- 
chen Gangs der Dinge“ eingeschränkt (MEW 23: 765). Nach dem Scheitern der 
sein ganzes Denken prägenden Revolution von 1848 galt es für ihn zu erklären, 
wie sich die brutalste Ausbeutung von Menschen hinter einer Fassade gewalt- 
freier Tauschbeziehungen verbergen konnte. In diesem oberflächlichen Rückgang 
„außerökonomischer Gewalt“ sah Marx keineswegs eine „Voraussetzung für die 
historische Möglichkeit des Sozialismus“ (Gerstenberger 2018: 489), sondern 
eines der größten Hindernisse für die Revolutionierung der Verhältnisse. Er 
kontrastiert in überzeichneter Weise die Gewaltsamkeit der historischen Durch- 
setzung kapitalistischer Verhältnisse mit der scheinbar friedlichen strukturellen 
Gewalt des Kapitalismus, um die systematische und hartnäckige Mystifikation 
der Verhältnisse zu kritisieren. 

Mit der durch den Volcker-Schock von 1979 (Barker 2019) eingeleiteten 
Wende zum „Neoliberalismus“ haben wir in den letzten vierzig Jahren in den 
Metropolen eine ähnliche Phase der Scheinstabilität und des Rückgangs „au- 
ßerökonomische Gewalt“ erlebt. Da Klassenkämpfe und Revolten ausblieben, 
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konnte sich der Terror der Ausbeutung wieder verstärkt hinter dem reinen „Geld- 
Nexus“ (Ihomas Carlyle) verstecken und als „Frieden“ präsentieren - ganz im 
Sinne des Aphorismus von Gabriel Laub: „Frieden ist, wenn woanders geschossen 
wird.“ Denn der Volcker-Schock hatte zu einer völligen Umkehrung der inter- 
nationalen Finanzströme geführt und die bescheidenen Entwicklungsprozesse 
in Lateinamerika und Afrika gestoppt (Arrighi 2002). Die Welt wurde nicht 
flach, wie der Apologet der kapitalistischen Globalisierung Thomas Friedman 
verkündet hatte. Es ist bezeichnend, dass in der zentralen Schrift der linken 
Globalisierungshoffnung, Erapire von Michael Hardt und Antonio Negri, Afrika 
mit keinem Wort erwähnt wird. 

Das neoliberale Denken hat auch in der linken oder „kritischen“ Theoriebil- 
dung tiefe Spuren hinterlassen und Lesarten der marxschen Ökonomickritik 
bestärkt, die in ihr nur noch ein gewaltfreies Wirken ökonomischer Gesetze er- 
kennen und die „Freiheit“ der „Lohnarbeit“ tendenziell für bare Münze nehmen.” 
Dass Marx dem Antagonismus und Konflikt einen systematischen Ort in seiner 
Analyse gegeben hatte (Frings 2017), wird nicht zuletzt deswegen übersehen, 
weil wir uns theoriegeschichtlich noch immer in einer Phase des „Abschieds vom 
Proletariat“ (Gorz) befinden. Auch Gerstenberger erklärt lapidar, dass es Klas- 
senkämpfe im Sinne von Marx nicht mehr gebe (Gerstenberger 2018: 499). Das 
„theoretische Konstrukt eines globalen Proletariats“ hält sie auch moralisch für 
verwerflich, weil damit die von extrem gewaltförmigen Formen der Ausbeutung 
betroffenen Menschen im Trikont auch noch theoretisch „missachtet“ würden 
(Gerstenberger 2017: 531-534). Die Kehrseite dieses moralischen Vorwurf ist 
allerdings ein nicht zu überschender Eurozentrismus ihrer Darstellung, in der 
die weltweit ausgebeuteten Menschen selten als aktive und kämpfende Akteure 
auftauchen - und dies in merkwürdigem Kontrast zu der zentralen historischen 
Rolle, die sie den Klassenkämpfen für die Durchsetzung weniger gewaltförmiger 
Verhältnisse in den Metropolen des Kapitals einräumt. Fraglos stimmt es, dass 
es zurzeit in den Metropolen kaum noch Klassenkämpfe „in dem von Marx 
unterstellten Sinne“ gibt (Gerstenberger 2018: 499). Aber dieses Bild umstandslos 
aufden globalen Süden zu übertragen, ignoriert sowohl die Dimension der Klas- 
senkämpfe, die sich dort in den letzten Jahren entwickelt haben (Silver 2018), als 
auch die von dort ausgehenden neuen Debatten um Fragen der Klassenbildung 
und des Klassenkampfs. 

Dass die Frage der Gewalt heute auch im reichen Norden wieder verstärkt 
diskutiert wird, hat sicherlich auch damit zu tun, dass uns im Rahmen der Glo- 
balisierungdie Arbeitsverhältnisse in China oder Bangladesch näher gerückt sind 


2 In seiner Kritik an der Debatte um „freie und unfreie Arbeit“ hat Jairus Banaji dies als 
einen „Marxismus der liberalen Mystifikationen“ bezeichnet (Banaji 2003). 
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(Gerstenberger 2018: 498). Aber bleiben wir materialistisch. Eine kleine kritische 
Bildungselite mag sich zunehmend unwohl mit ihrer „imperialen Lebensweise“ 
und der verbreiteten Haltung „Neben uns die Sintflut“ fühlen. Auch der kome- 
tenhafte Aufstieg postkolonialer Theorie an den Universitäten des globalen Nor- 
dens hat dazu beigetragen, der Gewaltförmigkeit des Kapitalismus im globalen 
Süden mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Ihr Einfluss ist in den Arbeiten von 
Gerstenberger oder Linden auch dort zu spüren, wo sie sich nicht explizit auf 
sie bezichen. Aber wird hier ernsthaft danach fragt, wie dieses kapitalistische 
Weltsystem radikal umgewälzt werden könnte? Dient postkoloniale Theorie zu 
mehr als Balsam für die gekränkte narzisstische Seele westlicher Intellektueller, 
die feststellen müssen, dass sich die Triebkräfte der Weltgeschichte in den glo- 
balen Süden verlagert haben? Und besteht nicht die Gefahr, mit der ständigen 
Betonung der kulturellen Differenz das materielle Reichtumsgefälle letztlich nur 
zu affırmieren, statt Perspektiven globaler Kämpfe zu eröffnen (Chibber 2018)? 

Angesichts der globalen Nord-Süd-Spaltung scheint heute ein proletarischer 
Internationalismus in der Tat nahezu unvorstellbar (Arrighi/Silver 2009). Auch 
deshalb wird in der linken Debatte das ganze Ausmaß der Einbindung der west- 
lichen Arbeiterbewegungen in die kapitalistische Gesellschaft hartnäckig ver- 
drängt, was es wiederum berechtigt erscheinen lässt, schon die Vorstellung von 
einem „globalen Proletariat“ empört zurückzuweisen. Daher lohnt es die Mühe, 
die Art und Weise der Integration und Ruhigstellung der Ausgebeuteten in den 
Metropolen theoretisch genauer klarzumachen, die historisch mit der Ablösung 
der Sklaverei durch „freie Arbeit“ ihren Anfang nahm. Denn letztlich wird die 
Entwicklung von Klassenkämpfen in den Metropolen darüber entscheiden, wie 
wir uns auf die weltgeschichtlichen Prozesse im Süden beziehen können. 


„Freie Lohnarbeit” als Produkt von Klassenkämpfen 


Um zu verstehen, warum Marx der Lohnarbeit eine zentrale Stellung einräumt, 
ist eshilfreich, sich die Durchsetzungsgeschichte dieser „freien Arbeit“ anzuschen, 
die sowohl von Chibber (2018) wie von Gerstenberger (2017) als eine Geschichte 
der Kämpfe geschildert wird. Denn erst aus der Perspektive der Klassenkämpfe 
wird die Bedeutung der Lohnarbeit in der theoretischen Kritik von Marx deut- 
lich, die nie „rein ökonomisch“ gedacht ist. In der postkolonialen Theorie wird 
unterstellt, der Kapitalismus habe im Westen aus sich heraus zur Liberalisierung 
und damit zum Rückgang der direkten Gewalt geführt, während er mit seinem 
kolonialistischen Vordringen in den Osten und Süden seine universalisierende 
Mission aufgegeben und stärker gewaltförmige Verhältnisse konserviert oder ge- 
schaffen habe. An diesem Punkt kritisiert Chibber (2018: 130-132) auch deutlich 
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Marx, der mit seiner nie ganz überwundenen Vorstellung von einer „historischen 
Mission“ der Bourgeoisie, die sie zu einem Vorkämpfer für Demokratie und 
Gewaltfreiheit hätte machen sollen, zu diesem Bild beigetragen hat. In einer 
detaillierten historischen Analyse der Zeiten nach der englischen Revolution 
von 1640 und der französischen Revolution von 1789 kann er zeigen, dass die 
Kapitalisten nie das Bestreben hatten, dem gemeinen Volk größere Mitsprache- 
rechte einzuräumen oder auf den Einsatz aller nur möglichen Zwangsmittel zur 
Abpressung von Arbeit zu verzichten. Für Vordenker des Kapitalismus im 17. 
und 18. Jahrhundert wie Hobbes, Pufendorfoder Locke war esnoch naheliegend, 
die Ausbeutung der Arbeitskraft in Europa als Sklaverei zu organisieren (siehe 
Davis 1999: 255ff.; Buck-Morss 2011: 119fF.). 

Was der „freien“ Lohnarbeit zum Durchbruch als normatives Ideal und teil- 
weise Realität verhalf, war nicht irgendeine „historische Mission“ der Bourgeoisie. 
Der mit der „freien Arbeit“ verbundene Rückgang an direkter Gewalt war das 
Ergebnis von jahrzehntelangen Kämpfen und der Einsicht der Kapitalisten, dass 
sich die anhaltenden Probleme mit der Arbeitsdisziplin nicht durch Versklavung 
lösen ließen. Das britische Empire schrieb sich die weltweite Abschaffung der 
Sklaverei nicht deshalb auf seine Fahne, weil sie ökonomisch unrentabel war 
oder aus humanitärer Einsicht, sondern weil spätestens mit der haitianischen 
Revolution klar geworden war, dass sich die endlose Kette von Sklavenrebel- 
lionen, Maroons und alltäglicher Sabotage auf den Plantagen nur durch eine 
andere Legitimations- und Vermittlungsform der Ausbeutung würde beenden 
lassen (Blackburn 1988). Nachdem Chibber gezeigt hat, dass keine „historische 
Mission“ der Bourgeoisie, sondern die Kämpfe der Ausgebeuteten zur „freien“ 
Lohnarbeit geführt haben, stutzt er und vermerkt in einer Fußnote: „Fatalerweise 
wird gerade durch die [erkämpften] Arbeiterrechte die Lohnarbeit normalisiert.“ 
(Chibber 2018: 257) Ähnlich konstatiert Gerstenberger, dass mit der Durchset- 
zung gewerkschaftlicher Freiheiten „die Bedeutung von Lohnarbeitsverträgen 
für die Regulierung kapitalistischer Formen der Ausbeutung“ bekräftigt wurde 
(Gerstenberger 2018: 497). 

An diesem Punkt gehen Davis und Buck-Morss weiter. Sie charakterisieren die 
Durchsetzungder „Ideologie der freien Lohnarbeit“ als „Niederlage für die briti- 
sche Arbeiterklasse“, die sich damit in ihr Schicksal als ausgebeutete Lohnsklaven 
in einer angeblich „freien Welt“ fügte (Davis 1999: 489ff.; Buck-Morss 2011: 
134). Marx formulierte seine Kritik an der Kompromissformel der „freien Lohn- 
arbeit“, die erst in komplizierten Kämpfen und Debatten gefunden wurde, noch 
schärfer als biblisch ironischen Vorwurfan die Proleten: „Es kostet Jahrhunderte, 
bis der ‘freie’ Arbeiter infolge entwickelter kapitalistischer Produktionsweise 
sich freiwillig dazu versteht, d.h. gesellschaftlich gezwungen ist, für den Preis 
seiner gewohnheitsmäßigen Lebensmittel seine ganze aktive Lebenszeit, ja seine 
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Arbeitsfähigkeit selbst, seine Erstgeburt für ein Gericht Linsen zu verkaufen.“ 
(MEW 23: 287)? 

Marx hat die ganze verworrene Geschichte der Herausbildung oder „Erfindung“ 
(Steinfeld 1991) der Ideologie der freien Arbeit nicht im Einzelnen analysiert 
und sicherlich aufgrund seiner nie ganz überwundenen Vorstellung von einer 
„historischen Mission“ der Bourgeoisie auch falsch eingeschätzt. Er geht von 
dem fertigen Resultat aus und unterzicht diese Verschleierung der Ausbeutung 
einer systematischen Kritik, die zugleich den Nachweis beinhalten soll, warum 
diese Ideologie mit einer gewissen Zwangsläufigkeit aus den ökonomischen Ver- 
hältnissen hervorwächst und deshalb eine so „fatale“ (Chibber) und hartnäckige 
Wirksamkeit als Befriedung der Klassenverhältnisse entfalten kann. Er stellt diese 
Form der Ausbeutung nicht in den Mittelpunkt, weil er meint, mit anderen For- 
men könne kein Mehrwert produziert werden. Vielmehr will er die besondere 
Form kritisieren, aufdie der Kapitalismus seine Legitimation von Ausbeutungund 
Herrschaft stützt. Er hegt die, in der Tat illusionäre Hoffnung, durch die Kritik 
den real existierenden Kämpfen eine revolutionäre Richtung weisen zu können. 

Seine Analyse der Lohnarbeit ist nicht als Blaupause für irgendeine Arbeiter- 
bewegunggedacht, wie Roth/Linden zu glauben scheinen, sondern als vehemente 
Kritik an eben den Bewegungen, mit denen er es schon zu tun hat. Diese waren 
weit stärker von Leuten wie Proudhon, Lassalle oder den englischen Gewerk- 
schaftsreformisten beeinflusst, als von dem kleinen Bücherwurm Marxin seinem 
Londoner Exil. 


Sklaverei und Klassenkampf 


Im Nachwort zu dem von Roth und Linden herausgegebenen Sammelband Über 
Marx hinaus (2009) wollen sie ausgehend von Marx’ Einschätzung und Veror- 
tung der Sklaverei auf ein grundlegendes Defizit seiner Werttheorie hinweisen. 
Im Kern lautet ihr Vorwurf, „dass der Marx’sche Klassenbegriff auf Exklusion 
gestützt“ sei, weil ihm zufolge nur die „reinen’ doppelt freien Lohnarbeiter |...] 
Wert schöpfen“ können, „alle anderen Teile der arbeitenden Bevölkerungen 
sind aus strategischer Sicht nebensächlich“ (Roth/Linden 2009: 581f.). Können 
Kategorien der Mehrwertproduktion unmittelbar etwas über die Zusammen- 
setzung von Klassenkämpfen aussagen? Nachdem sich Marx’ Hoffnungen auf 
einen revolutionären Aufschwungin Europa im Zuge der ersten Weltwirtschafts- 
krise 1857/1858 nicht erfüllt hatten, schrieb er am 11. Januar 1860 an Engels: 


3 Nachdem er hungrig vom Feld kam, verkauft Esau sein Erstgeburtsrecht gegen einen 
Teller Linsen an seinen Bruder Jakob; vgl. Das Alte Testament, 1. Mose, 25. 
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„Nach meiner Ansicht ist das Größte, was jetzt in der Welt vorgeht, einerseits 
die amerikanische Sklavenbewegung, durch Browns Tod eröffnet, andrerseits 
die Sklavenbewegungin Rußland. [...] Dies zusammen mit dem bevorstehenden 
downbreak in Zentraleuropa wird grandios werden. [...] Ich sche eben aus der 
“Tribune’, daß in Missouri ein neuer Sklavenaufstand war, natürlich unterdrückt. 
Aber das Signal ist einmal gegeben. Wird die Sache by und by ernsthaft, was wird 
dann aus Manchester?“ (MEW 30: 6f.) 

Das ist ein äußerst interessantes, von den Rändern des Weltsystems her gedach- 
tes Szenario einer globalen Revolution. Sie geht nicht von den Arbeiterbewegun- 
gen in den industriellen Zentren aus. Den Anstoß geben vielmehr die Aufstände 
der Versklavten in Russland und in den Südstaaten der USA. Die Nachrichten 
über diese Ereignisse, wie der bewaffnete Kampf von John Brown (1800-1859) 
gegen die Sklaverei, gingen damals um die ganze Welt. Marx sah in diesen Aktionen 
Hinweise aufeine bevorstehende allgemeine Sklavenrevolte in den Südstaaten. Der 
amerikanische Soziologe W.E.B. Du Bois bezeichnet in seiner bahnbrechenden 
Arbeit über den amerikanischen Bürgerkrieg und die darauf folgende Zeit der 
„Reconstruction“ die Versklavten ganz selbstverständlich als „black worker“ und 
nennt ihre massenhafte Beteiligung an den Kämpfen den „general strike“ (Du 
Bois 1935). Damit reklamiert er, so wie es C.L.R. James einige Jahre später in Die 
schwarzen Jakobiner (1938) tun wird, die Kämpfe der Versklavten als wesentliches 
Moment der Klassenkämpfe und der Arbeiterbewegung und setzt sich äußerst 
kritisch mit der auch von Marx-Anhängern im amerikanischen Exil betriebenen 
Abtrennung der schwarzen Rebellion von der weißen Arbeiterbewegung aus- 
einander. Diese führt er aber nicht auf die Theorie von Marx, sondern auf den 
Opportunismus der Marx-Anhänger gegenüber einer schon damals rassistisch 
geprägten Arbeiterbewegung zurück (Du Bois 1935: 22ff.).* 

Für Marx stellt die Rebellion der Versklavten die praktische Kritik an der Inte- 
gration der Arbeiterbewegung in die kapitalistischen Verhältnisse dar: „was wird 
dann aus Manchester?“ Mit der umfassenden Rebellion der Versklavten in den 
Südstaaten musste die wichtigste Baumwollproduktion, von der die Textilindustrie, 
die damalige Leitindustrie des Kapitalismus mit ihrem Zentrum in Manchester, 
entscheidend abhängig war, zusammenbrechen - erst damit würde die Option 
entstehen, dass sich auch die westlichen Arbeiterklassen dem globalen revoluti- 
onären Prozess anschließen. In den folgenden Jahren hat Marx schr genau beob- 
achtet, ob sich die Arbeitermassen in Manchester vor den Karren der englischen 
Textilindustriellen spannen ließen, die aufgrund ihres ökonomischen Interesses an 


4 Zur Trennungder Geschichtsschreibung von Arbeiterbewegung und Sklavenwiderstand 
siche Martin 1988: 127-151, unter Bezug auf Die andere’ Arbeiterbewegung (Roth 1974), 
und Linebaugh/Rediker 2008: 351-359. 
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billiger Baumwolle für die Südstaaten eintraten, oder ob sie an ihrem prinzipiellen 
Abolitionismus trotz Arbeitslosigkeit festhalten würden (Blackburn 2011) und 
knüpfte an die formelle Abschaffung der Sklaverei übertriebene Hoffnungen auf 
einen Aufschwung der Klassenkämpfe in den USA (MEW 23: 318). Inähnlicher 
Weise hat Marx später in durchaus selbstkritischer Weise dem antikolonialen 
Befreiungskampf der irischen Menschen den Vorrang gegenüber der zunehmend 
verbürgerlichten englischen Arbeiterklasse eingeräumt (MEW 32: 414f.). 


Die Bedeutung der Plantagensklaverei für die Kapitalverwertung 


Von einer „werttheoretischen Privilegierungder produktiven Lohnarbeit“ (Roth/ 
Linden 2009: 586) kann aber auch theoretisch nicht die Rede sein, weil für Marx 
außer Frage stand, dass versklavte Arbeitskräfte in der kapitalistisch organisierten 
Produktion Wert und Mehrwert produzieren. Da Marx gleich zu Anfang des 
Kapital den Prozess des Kapitals in logisch-systematischer Weise mit der Lohnar- 
beit verbindet, unterstellen Roth/Linden, für Marx könne nur der „doppelt freie 
Lohnarbeiter“ Wert und Mehrwert produzieren - obwohl Marx das an keiner 
Stelle sagt - um schließlich die gesamte marxsche Werttheorie zu problematisieren. 
Da Marx betont, dass die doppelte Freiheit der Lohnarbeiterin darin besteht, 
frei von eigenen Produktions- und Subsistenzmitteln zu sein und zugleich formell 
freiüber die eigene Arbeitskraft als verkäufliche Ware verfügen zu können, fragen 
Roth/Linden (2009: 583): „Warum kann die Arbeitskraft nicht von einem ande- 
ren als deren Träger verkauft werden, wie zum Beispiel im Fall der Kinder, die von 
ihren Eltern zur Lohnarbeit in die Fabrik geschickt werden?“ Genau auf diesen 
Fall, den Verkauf der Arbeitskraft von Kindern durch ihre Eltern oder die Pfaffen 
der Waisenhäuser, geht Marx jedoch in den beiden zentralen Abschnitten zur Pro- 
duktion des absoluten und des relativen Mehrwerts immer wieder ein. Er spricht 
von dem „großen herodischen Kinderraub, den das Kapital in den Anfängen des 
Fabriksystems an den Armen- und Waisenhäusern verübte“ (MEW 23: 425) und 
charakterisiert diese Form der Ausbeutung als „Verwandlung von Kinderblut in 
Kapital“ (ebd.: 287). Mit die wichtigsten proletarischen Subjekte, die uns in seiner 
Darstellung der Mehrwertproduktion unablässig begegnen, sind versklavte Kinder. 
Dass dies in der Rezeption immer wieder überschen und ausgeblendet wird, liegt 
nicht an Marx, sondern an der Art und Weise, wie im Kapitalismus und auch in 
der Arbeiterbewegung Kinder permanent entmündigt und ausgeschlossen werden. 
Gerade an der Kinderarbeit kommt Marx mehrmals auf die von Roth/Linden 
aufgeworfene Frage nach der Bedeutung der Rechtsverhältnisse zu sprechen: 


Es kommt immer noch in England vor, daß Weiber Jungen vom Workhouse nehmen und 
sie jedem beliebigen Käufer für 2 sh. 6 d. wöchentlich vermieten! Trotz der Gesetzgebung 
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werden immer noch mindestens 2000 Jungen in Großbritannien als lebendige Schorn- 
steinfegermaschinen (obgleich Maschinen zu ihrem Ersatz existieren) von ihren eignen 
Eltern verkauft. Die von der Maschinerie bewirkte Revolution im Rechtsverhältnis zwischen 
Käufer und Verkäufer der Arbeitskraft, so daß die ganze Transaktion selbst den Schein eines 
Kontrakts zwischen freien Personen verliert, bot dem englischen Parlament später den 
juristischen Entschuldigungsgrund für Staatseinmischung in das Fabrikwesen. (Ebd.: 419) 


Ganz explizit hält er zu dieser von der Maschinerie bewirkten Veränderung des 
Rechtsverhältnisses fest: 


Sie revolutioniert ebenso von Grund aus die formelle Vermittlung des Kapitalverhältnisses, 
den Kontrakt zwischen Arbeiter und Kapitalist. AufGrundlage des Warenaustausches war 
eserste Voraussetzung, daß sich Kapitalist und Arbeiter als freie Personen, als unabhängige 
Warenbesitzer, der eine Besitzer von Geld und Produktionsmitteln, der andre Besitzer von 
Arbeitskraft, gegenübertraten. Aber jetzt kauft das Kapital Unmündige oder Halbmün- 
dige. Der Arbeiter verkaufte früher seine eigne Arbeitskraft, worüber er als formell freie 
Person verfügte. Er verkauft jetzt Weib und Kind. Er wird Sklavenhändler. Die Nachfrage 
nach Kinderarbeit gleicht oft auch in der Form der Nachfrage nach Negersklaven, wie man 
sie in amerikanischen Zeitungsinseraten zu lesen gewohnt war. (Ebd.: 417f.) 


In der Analyse des Akkumulationsprozesses betont Marx, dass sein wichtigstes 
Resultat nicht die Vermehrung des Kapitals, sondern die Reproduktion und 
Verewigung des Klassenverhältnisses ist und kommt zu dem Schluss: „In der Tat 
gehört der Arbeiter dem Kapital, bevor er sich dem Kapitalisten verkauft. Seine 
ökonomische Hörigkeit ist zugleich vermittelt und zugleich versteckt durch die 
periodische Erneuerung seines Selbstverkaufs, den Wechsel seiner individuellen 
Lohnherrn und die Oszillation im Marktpreise der Arbeit.“ In einer Fußnote 
ergänzt er: „Man erinnert sich, daß bei der Arbeit der Kinder usw. selbst die 
Formalität des Selbstverkaufs verschwindet.“ (Ebd.: 603) Die „Formalität des 
Selbstverkaufs“ hat in der marxschen Kritik keine Bedeutung für die Frage, ob 
Mehrwert produziert wird: „Das Verhältnis des Austausches zwischen Kapitalist 
und Arbeiter wird also nur ein dem Zirkulationsprozeß angehöriger Schein, bloße 
Form, die dem Inhalt selbst fremd ist und ihn nur mystifiziert.“ (Ebd.: 609) Der 
Inhalt, die Ausbeutunglebendiger Arbeit zur Schaffungeines Mehrwerts, istvon 
diesem Schein nicht abhängig. Aber dass sich die Ausbeutung im Kapitalismus 
zunehmend hinter dem Schein der freien Lohnarbeit verstecken kann, ist der 
eigentliche Clou dieser Produktionsweise, der sie politisch so stabil macht. 

Im Schlusskapitel zur Entstehungsgeschichte des Kapitals stellt Marx explizit 
einen Zusammenhang zwischen der Sklaverei in Europa und in den Kolonien 
her und ordnet beide Formen der Sklaverei in die Dynamik der kapitalistischen 
Mehrwertproduktion ein (ebd.: 787). Auch an anderen Stellen hat er immer 
wieder die Spezifik der modernen, kapitalistischen Sklaverei im Unterschied 
zu älteren Formen hervorgehoben (ebd.: 250; MEW 25: 812, 817), bezeichnet 
sie als „rein industrielle Sklaverei“ (MEW 42: 151) und betont in der Analyse 
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des Zirkulationsprozesses, dass ihre Produkte so wie alle anderen kapitalistisch 
produzierten Waren in den Wertkreislauf des Kapitals eingehen (MEW 24: 113). 
Das Problem ist, dass Marx das kapitalistische, auf Sklaverei basierende Planta- 
gensystem nie eingehender untersucht hat. Seine Kenntnisse darüber stützten sich 
weitgehend aufdie abolitionistische Literatur und waren dadurch verzerrt (siehe 
ausführlich dazu Backhaus 1974) - er übernimmt etwa von Smith und den Abo- 
litionisten die irrtümliche Auffassung, mit Sklavenarbeit könne keine moderne 
Maschinerie betrieben werden, obwohl er selbst das Beispiel der cotzon gin, einer 
hochmodernen Maschine, die von Versklavten bedient wurde, erwähnt. Daher 
täuschte er sich auch darüber, wie hartnäckig derartige Arbeitsformen noch im 
Kapitalismus bis heute fortbestehen sollten. Aber dies ist seinem revolutionären 
Optimismus und nicht einer fehlerhaften Wertkritik geschuldet. 

Zweitens wird immer wieder und auch von Roth/Linden (2009: 583f.) be- 
hauptet, Sklaven könnten Marx zufolge keinen Wert produzieren, weil er ihren 
Kaufpreis als fixes Kapital betrachtet (vgl. MEW 24: 474) Zum einen ist hier fest- 
zuhalten, dass der Kaufpreis nur einen Teil des für diese Arbeitskraft vorgeschosse- 
nen Kapitals bildet. Die Sklavinnen müssen auch regelmäßigernährt werden und 
es gehört zu den Besonderheiten der Plantagenproduktion in der Karibik, dass 
die Lebensmittel für die Versklavten z.B. in der für den Frühkapitalismus wich- 
tigsten Zuckerproduktionsstätte auf der französischen Kolonie St. Domingue, 
dem späteren Haiti, als Waren aus Frankreich importiert wurden. Die Gewinne 
aus dem Zucker waren einfach zu gigantisch, als dass die Plantagenbesitzer die 
kostbare Arbeitskraft für den Anbau von Lebensmitteln verschwendet hätten 
(Munford/Zeuske 1988). Daher ist selbst der kreislauftheoretische Einwand, 
mit Sklaverei könne kein Kapitalismus funktionieren, weil erst die Lohnarbeit 
einen inneren Markt schaffe, nicht stichhaltig. 

Aber auch die Betrachtung des Kaufpreises der Sklaven als fixes Kapital wider- 
spricht nicht ihrer produktiven Rolle in der Mehrwertproduktion. Die Plausibili- 
tät des Einwandes ergibt sich daraus, dass fixes Kapital meistens mit Maschinen, 
Gebäuden usw. gleichgesetzt wird, die nur als konstantes Kapital fungieren, also 
keinen Wert erzeugen können. Aber in dieser Argumentation werden die beiden 
Unterscheidungsmerkmale konstantes/variables und fixes/zirkulierendes Kapital 
durcheinandergeworfen. Konstantes und variables Kapital sind Kategorien, die 
sich Marx ausgedacht hat, um das Verhältnis von Wertbildung und Wertäber- 
tragung im kapitalistischen Produktionsprozess zu entschlüsseln (MEW 23: 
214-225). In jede Produktion gehen neben der lebendigen Arbeit auch Rohstoffe 
und Produktionsmittel ein, die ihrerseits Produkte vergangener Arbeit sind. 
Diese tote Arbeit wird zwar im Produktionsprozess reproduziert bzw. auf das 
neue Produkt übertragen, sofern die Produktionsmittel sachgerecht eingesetzt 
werden, aber aus ihnen kann kein neuer, zusätzlicher, kein Mehrwert entstehen. 
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Ihr Wert bleibt konstant. Der zusätzliche Wert stammt aus der lebendigen Arbeit, 
daraus, dass die Ware Arbeitskraft in lebendige Arbeit transformiert werden 
kann, die mehr Wert schafft, als für ihren Unterhalt benötigt wird. Der Wert der 
Ware Arbeitskraft ist daher das einzige variable Element im Verwertungsprozess. 
Daher nennt Marx es das variable Kapital. 

Ganz anders verhält es sich mit den Kategorien fixes und zirkulierendes Kapi- 
tal. Sie findet Marx in den Schriften der politischen Ökonomie vor, in denen sie 
aufunklare Weise für Phänomene der Zirkulation und der Wertbildung verwen- 
det werden. Hier stellt Marx in seiner Kritik im 2. Band des Kapital ausführlich 
klar, dass sich die Unterscheidung zwischen fixem und zirkulierendem Kapital 
allein auf den Umschlag des Kapitals bezicht. Fix sind die Kapitalbestandteile, 
die erst im Verlauf einer längeren Zeitspanne von mehreren Jahren wieder im 
Wert der produzierten Waren erscheinen, also umgeschlagen werden. Aufgrund 
dieser Unterscheidungzwischen Kategorien der Wertbildung (konstant/variabel) 
und der Zirkulation (fix/zirkulierend) hätte Marx überhaupt keine Probleme 
damit, von einem fixen variablen oder variablen fixen Kapital zu sprechen. Stellt 
der Kapitalist etwa Sicherheitsschuhe oder Arbeitskleidung zur Verfügung, die 
erst nach mehreren Jahren erneuert werden müssen, dann sind die Kosten dafür 
Bestandteile des variablen Kapitals, da sie dem Erhalt der Arbeitskraft dienen, und 
zugleich fixes Kapital, weil sie erst nach mehreren Umschlagsperioden erneuert 
werden müssen. Das gleiche würde für die Bereitstellung von Wohnraum im 
Trucksystem gelten, in dem ein Teil des Lohns in Naturalien gezahlt wird. Die 
Baukosten für diese Häuser wären fixes und zugleich variables Kapital. Dass 
der Kaufpreis versklavter Menschen im Kapitalkreislauf als fixes Kapital gilt, 
widerspricht daher in keiner Weise der mehrwertproduzierenden Funktion der 
versklavten Arbeit - erstellt variables Kapital in einer fixen Zirkulationsform dar. 


Die Zentralität der Lohnarbeit im Kapitalismus 


Wenn sich also im Rahmen der marxschen Analyse schr wohl begreifen lässt, wie 
auch versklavte Menschen Mehrwert produzieren, stellt sich die Frage, warum 


5 Besonders grotesk wird der Umgang mit isolierten Zitaten, wenn Roth/Linden Marx 
unterstellen, er habe den Arbeitsertrag des Sklaven als Zins auf das in seinem Ankauf 
ausgelegte Kapital betrachtet (Roth/Linden 2009: 582). In Wirklichkeit benutzt Marx 
diese Formulierung als beißend ironische Kritik an der Rechtfertigung des Grundeigen- 
tums durch die Rückrechnung (Inwertsetzung) von einem Einkommensstrom aufeinen 
fiktiven Wert. Für Marx können weder der Boden noch Menschen einen Wert haben, 
daher weist er zur Verdeutlichung darauf hin, dass man mit dieser Operation auch das 
Eigentum an Menschen, die Sklaverei, rechtfertigen könne. Vgl. MEW 25: 637. 
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Marx der Lohnarbeit eine so zentrale Stelle zuweist. Während Roth/Linden 
lapidar festhalten, dass der Kapitalismus mit allen möglichen Formen von unfreier 
Arbeit gedeihen kann, zeichnet Gerstenberger ähnlich wie Chibber nach, wie 
das, was wir heute unter Lohnarbeit verstehen, erst in jahrzehntelangen Kämp- 
fen durchgesetzt wurde. Der Rückgang unmittelbarer Gewalt sei „nicht Folge 
ökonomischer Kalkulation, sondern politischer Kämpfe“ gewesen (Gerstenberger 
2018: 493) und die „internationale Bewegung zur Abschaffung der Sklaverei“ 
habe „den Arbeitsvertrag zum Zentrum der Rechtfertigung des Kapitalismus“ 
gemacht (ebd.: 494). Diese Einschätzung stellt sie zu Recht der unter Marxisten 
verbreiteten Vorstellungentgegen, „freie Lohnarbeit“ sei ein „ökonomisches Erfor- 
dernis“ (ebd.: 493) und eine historische „Voraussetzung“ des Kapitalismus (ebd.: 
497). Keine der vielfältigen Formen von unfreier Arbeit, die nach der formellen 
Abschaffungder Sklaverei als „Ersatz-Sklaverei“ weiterexistierten, sei „abgeschafft 
worden, weil sie sich als ökonomisch wenig profitabel erwiesen hätten“ (ebd. 495). 
Offen bleibt aber die Frage, warum ausgerechnet die Form der Lohnarbeit ins 
„Zentrum der Rechtfertigung des Kapitalismus“ rücken konnte oder musste. 
Gerstenberger betont, dass die Lohnarbeit mit ihrer Durchsetzung zu einer 
wichtigen „Regulierung kapitalistischer Formen der Ausbeutung“ wurde - was 
eine gewisse Notwendigkeit impliziert - , wirft Marx aber vor, dass er über die 
bloße Deskription dieser historischen Entwicklung hinaus eine Notwendigkeit 
aufzeigen wolle (ebd.: 494f.). 

Wenn Marx sein theoretisches Programm eine Kritik der politischen Öko- 
nomie nannte, dann richtete sich dies gegen einen, heute leider auch unter Mar- 
xisten stark verbreiteten Ökonomismus, der historische Entwicklungen aus den 
Kosten-Nutzen-Berechnungen individueller Akteure erklären will.* In dieser 


6 Obwohl sich Gerstenberger an einigen Stellen gegen diesen Ökonomismus wendet und 
darauf verweist, dass die darin unterstellte Trennung in die scheinbar separaten Sphären 
von Politik und Ökonomie selbst ein historisches Produkt ist (ebd.: 492), scheint sie bei 
manchen Einschätzungen zur Geschichte des Kapitalismus selbst in solchen Ökonomis- 
mus zurückzufallen. Marx habe die Bedeutung des Kolonialismus und des Außenhandels 
überschätzt, weil die damit gemachten Gewinne keine notwendige Voraussetzung für die 
Entwicklungdes Industriekapitalismus gewesen seien (Gerstenberger 2017: 58-63). In sei- 
ner Betonung der Bedeutung des Weltmarkts für den Siegeszug hatte Marxallerdings ganz 
andere qualitative Entwicklungen im Sinn, die sich nicht in ökonomische Kennziffern 
auflösen lassen - wie z.B. die ungeheure Vervielfältigung des Warenangebots, auf die auch 
Gerstenberger eingeht. Es wäre wohl schwer möglich eine Entwicklungsgeschichte des 
Frühkapitalismus ohne die mit Zucker, Kaffee und Tabak verbundene Konsumrevolution 
im 18. Jahrhundert zu schreiben, oder die der Industrialisierung Englands ohne koloniale 
Pflanzen: „Ohne Sklaverei keine Baumwolle; ohne Baumwolle keine moderne Industrie.“ 
(MEW 4: 132) Marx gehtesnicht um kausale Erklärungen für historische Entwicklungen, 
schon gar nicht durch eindimensionale ökonomische, d.h. verdinglichte Größen, sondern 
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Welt, die aus rein tauschförmigen Optimierungsprozessen zu bestehen scheint, 
spielt Gewalt keine Rolle. Faktisch folgt Gerstenberger, wenn auch in kritischer 
Absicht, diesem Ökonomismus, wenn sie von einem „Mehr“ an Gewalt spricht, 
das ökonomisch eigentlich nicht nötig sei. Und ähnlich meinen Roth/Linden, 
die Gewaltförmigkeit von Arbeitsabpressung ließe sich nicht im Rahmen der 
marxschen Theorie einordnen. 

Marx schlägt allerdings im Kapital einen ganz anderen Weg ein, der leicht 
missverstanden werden kann, wenn diese Analyse nicht in ihrem Gesamtzusam- 
menhangbetrachtet wird. David Harvey hat in seiner Einführungin den 1. Band 
des Kapital darauf hingewiesen, dass Marx eine „Dekonstruktion“ der liberalen 
Utopie betreibt (Harvey 2011: 315ff.). Marx geht zunächst von allen Annahmen 
dieser Utopie aus, um sie dann Schritt für Schritt immanent zu kritisieren und 
zu zerstören. Daher nimmt er an, dass sich alle Menschen als Warenbesitzer 
zueinander verhalten und ihre ideale Gleichheit und Freiheit in dieser Welt des 
reinen Äquivalententauschs bewahren können. Damit zielt er nicht nur auf die 
bürgerlichen Apologeten des Kapitalismus, sondern insbesondere auf die Illusi- 
onen in den Reihen der Kritiker und der Arbeiterbewegungen, die mit diesem 
Ideal als Maßstab im Gepäck dem Kapitalismus zu Leibe rücken wollen. Ihnen, 
also Leuten wie Proudhon, will er zeigen, dass sie einen hilflosen Kampf gegen 
die Verhältnisse führen, wenn sie mit eben den Idealen hantieren, die der ver- 
hasste Kapitalismus selbst mit einer gewissen Notwendigkeit als Mystifikation 
und Verschleierung der Verhältnisse hervorbringt. Dazu muss er zwei Schritte 
machen: 1. hinter den nebulösen Formen den wirklichen Inhalt aufzeigen, nicht 
dogmatisch, sondern durch die Kritik der Formen selbst. Diesen Schritt macht 
Marxim 1.und 2. Band des Kapital. Aber wissenschaftlich wird eserst, so Marx, 
wenn erauch zeigen kann, wie die mystifizierenden Formen aus den Verhältnissen 
hervorwachsen.’ Anhand von Ware und Geld hat Marx dies bereits am Anfang 
des 1. Bands ganz abstrakt gezeigt, aber für den eigentlichen Gegenstand seines 


um die Analyse der sich durchsetzenden gesellschaftlichen Strukturformen, die uns das 
Leben schwer machen. Der Wert, schreibt er in den Manuskripten 1861-1865 (MEW 
26.3: 250), entwickelt erst mit dem Weltmarkt seine historische Wahrheit. Zu Marx’ Vor- 
stellung von einer qualitativen Rückwirkungdes Kolonialismus auf die Produktionsweise 
in den Kernländern siehe MEGA? I1.4.2: 406. 

7 Diesem zweiten Schritt scheint Harvey weniger Aufmerksamkeit zu schenken. Mit der 
für Marx ungeheuer wichtigen Kritik an der mystifizierenden Wirkung der Lohnform 
im 6. Abschnitt des 1. Bands kann er wenig anfangen und hält das dort Entwickelte für 
„ziemlich offensichtlich“ und „langweilig“ (Harvey 2011: 273). Diese Blindheit für die 
Formen scheint mir recht typisch für den „Marxismus“ der Arbeiterbewegungen und 
ihnen verpflichteter linker Intellektueller. Marx hatte gleich zu Anfang des Kapital vor 
ihr gewarnt (MEW 23: 64, Fn. 17). 
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Buchs, das Kapital, kommt er zu diesem Schritt erst im 3. Band. D.h. die ganze 
Tragweite der Mystifikation kapitalistischer Ausbeutung durch Lohnarbeit wird 
erst am Ende des 3. Bands sichtbar.* Eine solche analytische Kritik der Formen 
kann nicht die historische Untersuchungersetzen, wie und auf welche Weise sich 
diese Mystifikationen durchsetzen. Das bleibt immer kontingent. Aber sie weist 
uns auf systematische Zusammenhänge hin, die sowohl für die Stabilität wie die 
gelegentliche Instabilität des Systems eine Rolle spielen. 

Im Kapital geht Marx nicht von der Lohnarbeit als zentraler Arbeitsform im 
Kapitalismus aus, weil sie die zu seiner Zeit vorherrschende gewesen war oder 
weil er meinte, anders könne keine Mehrwert produziert werden, sondern weil sie 
die höchste Form der Verschleierung der Ausbeutung darstellt. Das wird schon 
daran erkenntlich, dass er sie nicht empirisch-historisch, sondern als einen abs- 
trakten logischen Schluss einführt, oder als ein Rätsel: „Kapital kann also nicht 
aus der Zirkulation entspringen, und es kann ebensowenig aus der Zirkulation 
nicht entspringen. Es muß zugleich in ihr und nicht in ihr entspringen.“ (MEW 
23: 180) Das Kapital präsentiert sich als eine Bewegung in der harmonischen 
Welt des reinen Äquivalententauschs, aber dann kann eigentlich am Schluss 
kein Mehr an Wert herauskommen. Der Witz seiner Argumentation besteht 
darin, dass er jetzt nicht einfach dem Ideal der Warenwelt eine böse Welt der 
Ausbeutung gegenüberstellt.? Vielmehr folgert er: Es müsste eine Ware geben, 
deren Gebrauchswert die Eigenschaft hat, mehr Wert zu produzieren, als sie selber 
wert ist. Denn der Gebrauchswert spielt für die liberale Utopie keine Rolle - wer 
eine Ware nach den Regeln der Gleichheit im Tausch erworben hat, kann ihren 
Gebrauchswert ganz nach Belieben gebrauchen. Das Rätsel scheint also gelöst. 
Beiläufig vermerkt Marx an dieser Stelle, dass die tatsächliche Existenz dieser 
besonderen Ware Arbeitskraft vielfältige historische Prozesse voraussetzt, auf die 
er nicht näher eingehen will. Ebenso wenig behauptet er hier, nur durch diese 
besondere Form der Lohnarbeit könne Mehrwert produziert werden. Durch die 
logische Anordnung der Argumentation hat er lediglich gezeigt, dass sich die 
liberale Utopie - die in Gestalt des britischen Empires Weltgeschichte geschrieben 
hat (Silver/Slater 1999; Wallerstein 2012) - in idealer Weise auf diese Arbeitsform 
als Legitimation des Kapitals stützen kann. 

Im nächsten Schritt spielt Marx systematisch diesen Äquivalententausch 
durch und stößt aufdas nächste Problem: Bei dieser besonderen Ware versagt die 
ausgleichende Gerechtigkeit der Äquivalenz, weil die Benutzungdes Gebrauchs- 


8 In schr verkürzter Form habe ich die Bedeutung dieses Endpunkts des 3. Bands, die 
trinitarische Formelals Verzauberungdes Klassencharakters der Gesellschaft, an anderer 


Stelle dargestellt, Frings 2018. 
9 Wie Rousseau: „Der Mensch ist frei geboren und überall liegt er in Ketten.“ 
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werts auf den Wert der Ware zurückschlägt. Die Kapitalisten beanspruchen, 
die Ware Arbeitskraft so intensiv zu nutzen, wie sie wollen. Schließlich ist es 
ihre Ware und der Gebrauchswert geht nur sie etwas an. Für die Arbeiterin, die 
ihre Arbeitskraft verkauft hat, bedeutet aber der ruinöse Gebrauch dieser Ware, 
dass sich ihre Lebenszeit verkürzt und damit der auf die gesamte Lebensdauer 
berechnete Wert dieser Ware verringert. „Es findet hier also eine Antinomie statt, 
Recht wider Recht, beide gleichmäßig durch das Gesetz des Warenaustausches 
besiegelt. Zwischen gleichen Rechten entscheidet die Gewalt.“ (MEW 23: 249) 
Anders als Gerstenberger, die von einem „Mehr“ an Gewalt im Verhältnis 
zur ökonomischen Struktur ausgeht und damit der Ökonomie ihren Schein von 
Gewaltfreiheit belässt, hat Marx gezeigt, wie die gewaltfreie Sphäre der ökono- 
mischen Tauschvorgänge notwendig in direkte Gewalt umschlagen muss.' Der 
Antagonismus, der durch die Warenförmigkeit der Lohnarbeit nur überdeckt 
wird, treibt zwangsläufigzur Gewalt. Marx behält immer beide Seiten im Auge: 
die Gewaltfreiheit der Zirkulation und die Gewalttätigkeit des Konflikts in der 
Produktion. Daraus entsteht das Schillernde und Ambivalente des Kapitalismus 
als einem System zivilisierter Grausamkeit. Kapitalismus ist nie nur „strukturelle 
Gewalt“ oder „Kapitalismus als Gewalt“, sondern Marx zeigt, warum es immer 
auch „Gewalt im Kapitalismus“ geben muss. Die Bedeutung der beiden Seiten 
wechselt konjunkturell und geografisch in extremer Weise, aber diese Wechsel 
sind ein Moment des Kapitalismus und ihm nicht äußerlich. Daher widerspricht 
es auch nicht der zentralen ideologischen und politischen Bedeutungder Lohnar- 
beit für den Kapitalismus, dass wir mitten im 20. Jahrhundert gigantische Systeme 
versklavter Arbeit erleben mussten - die Arbeitslager der Nationalsozialisten und 
des sowjetischen Gulags. Der Übergang von der Sklaverei zur Lohnarbeit ist kein 
linearer, teleologischer Prozess, wie Seymour Drescher betont (2009: 415ff.). 


Was die Arbeiterbewegung aus Marx gemacht hat 


Angesichts der ziemlich eindeutigen Aussagen von Marx zur Mehrwertpro- 
duktion durch versklavte Menschen stellt sich die Frage, warum Roth/Linden 
und andere wie selbstverständlich davon ausgehen, Marx habe sie aus der Wert- 
produktion ausgeschlossen - mit entsprechenden Folgen für ihre Rolle in den 
Klassenkämpfen. Bei dieser Sichtweise wird in unzulässiger Weise von der realen 
Gestalt der westlichen Arbeiterbewegungen - nicht allein der deutschen - auf 


10 Zu dem Missverständnis, die kapitalistische Produktion könne sich allein auf die Sach- 
zwänge der ökonomischen Struktur verlassen, und zum Verhältnis von Lohnarbeit und 


Herrschaft, siehe Chibber 2018, Kap. 5. 
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die Theorie von Marx zurückgeschlossen, weil diese Bewegungen beanspruch- 
ten, sich auf Marx berufen zu können. Faktisch waren diese Bewegungen seit 
ihrer Entstehung Mitte des 19. Jahrhunderts extrem exklusiv. Für sie galt, dass 
ihr „Klassenbegriff auf Exklusion gestützt ist“ (Roth/Linden 2009: 581; zum 
exklusiven Charakter in England siehe Linebaugh/Rediker 2008, zu den USA 
Du Bois 1935). Ihr Ausgangspunkt in Deutschland waren vom Abstiegdurch den 
Industrialisierungsprozess bedrohte Handwerker, die sich eben deswegen nicht 
mit Fabrikarbeitern, Tagelöhnern, Vagabunden und anderen als „Lumpenpro- 
letariat“ bezeichneten Teilen des Proletariats gemein machen wollten und ins- 
besondere aufihre „männliche Ehre“ durch den Ausschluss der Frauen aus ihrer 
Bewegung pochten (Welskopp 1997, 2000; Lucas 1983; Schmidt 2014; Stammler 
1991). Diese Abgrenzung nach unten war genauso konstitutiv für diese, sich als 
Repräsentation „der Arbeiter“ darstellende Bewegung, wie der Konflikt mit dem 
Kapital. Darin spiegelte sich keineswegs die Realität der Klassenverhältnisse 
wieder, sondern lediglich die Organisierungsfähigkeit einer ganz bestimmten 
Schicht. In ihrer großen Studie zu Vagabunden weist Beate Althammer in Kritik 
an Kocka darauf hin, dass „die Grenze zwischen arbeitenden, bettelnden und 
vagabundierenden Unterschichten viel durchlässiger [war], als Klassenbildungs- 
schemata suggerieren“ (Althammer 2017: 19£.). 

Wie diese praktische Abgrenzungder „Arbeiterbewegung“ zu anderen Schich- 
ten dann wiederum zur „marxistischen Theorie“ wird, geht deutlich aus den 
Erläuterungen von Kautsky zum Erfurter Programm der SPD von 1891 hervor. 
Diese Schrift, die bis ins 20. Jahrhundert hinein mehrfach aufgelegt wurde, ge- 
hörtezum Kanon des sozialdemokratischen „Marxismus“, da Kautsky behauptete, 
sich voll und ganz auf die Theorie von Marx zu stützen (Kautsky 1892). In der 
dort gelieferten Erzählung vom Aufstieg des Proletariats zur geeinten und organi- 
sierten Arbeiterklasse geht es vor allem um einen Prozess der moralisch-sittlichen 
„Erhebung“, in dem „Arbeit“ im Sinne von „ehrlicher Arbeit“ eine völlig andere 
Bedeutungals bei Marx erhält und an die ausgrenzende Unterscheidungzwischen 
„ehrlicher“ und „unehrlicher“ Arbeit in der Neuzeit anknüpft (Dülmen 1990). 
Kautsky und viele Spätere meinten, sich dabei auf Marx und Engels berufen 
zu können, weil sie das „Lumpenproletariat“ als korrumpierbare Unterschicht 
aus den Reihen der kämpfenden Klasse ausgeschlossen hatten. Aber während 
diese Abscheu bei den 1848ern auf konkreten Erfahrungen in der Revoluti- 
on beruhte, bekam die Abgrenzung für die aufsteigende Sozialdemokratie im 
kaiserlichen Deutschland eine völlig andere Bedeutung. Sie diente dazu, nach 
außen hin demonstrativ alle „rauhen“ und „wilden“ Seiten der proletarischen 
Kultur wie Diebstahl, Krawall, Trunkenheit und nicht legitimierte Sexualität 
von der SPD und den Gewerkschaften fernzuhalten, um sie als Organisationen 
der „ehrlichen Arbeit“ präsentieren zu können. Die wichtigste Abgrenzungzum 
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„Lumpenproletariat“ betraf die Frage der Gewalt in den Auseinandersetzungen 
mit Staat und Kapital (Evans 1982: 42f.; zum abgrenzenden Verhalten der SPD 
zum „Lumpenproletariat“ bei konkreten Auseinandersetzungen auf der Straße 
siehe z.B. Evans 1979; Evans 1997: 303-355; Lindenberger 1995: 294ff.; Fröba/ 
Nitsche 1983: 59-65.). 

In seiner unveröffentlichten Kritik am Gothaer Programmentwurfhatte Marx 
noch heftig der Apotheose der Arbeit widersprochen, die Partei an seine Kritik 
der Lohnarbeit erinnert und in grotesker Selbstüberschätzung seines Einflusses 
(siehe hierzu Steinberg 1976) geschrieben: 


Seit Lassalles Todc hat sich die wissenschaftliche Einsicht in unsrer Partei Bahn gebrochen, 
daß der Arbeitslohn nicht das ist, was er zu sein scheint, nämlich der Wert respektive Preis 
der Arbeit, sondern nur eine maskierte Form für den Wert resp. Preis der Arbeitskraft. (...) 
daß also das System der Lohnarbeit ein System der Sklaverei, und zwar einer Sklaverei ist, die 
im selben Maß härter wird, wie sich die gesellschaftlichen Produktivkräfte der Arbeit ent- 
wickeln, ob nun der Arbeiter bessere oder schlechtere Zahlung empfange. (MEW 19: 25f.) 


An dieser Passage fällt auf, dass Marx auch noch 1875 an der im Vormärz all- 
gemein verbreiteten Redeweise von der Lohnarbeit als „weißer Sklaverei“ und 
„Lohnsklaverei“ (vgl. Eiden-Offe 2017: 205-229) festhält - nicht als Metapher, 
zu der „Lohnsklaverei“ später als Benennung sittenwidriger Arbeitsverhältnisse 
wurde (Hallgrimsdottir/Benoit 2007), sondern als Kritik am bleibenden Zwang- 
scharakter von Lohnarbeit. Während also für Marx der oft bemühte Vergleich 
mit der Sklaverei dazu dient, die Kritik an der Lohnarbeit zu schärfen (siehe z.B. 
MEW 23: 281f.), benutzt die Arbeiterbewegung den Kontrast zwischen Sklaverei 
und Lohnarbeit, mit dem Marx die mystifizierende Form verdeutlichen will, als 
ein Kriterium der Abgrenzung in Analogie zum „Lumpenproletariat“ (Martin 
1988: 137£.). 

In diesem Prozess erfährt der Begriff der „Arbeit“ eine völlige Umkehrung - 
was zunächst ein klassenmäßiges Unterscheidungsmerkmal war, wird zu einer 
moralischen Erhebung, der sich schließlich auch das Bürgertum anschließt. „Ar- 
beit hat im Laufdes 19. und frühen 20. Jahrhunderts sich semantisch so verändert, 
daß sich dabei die politische Funktion und die gesellschaftliche Rolle dieses 
Wortes in ihr Gegenteil verkehrt hat und aus einem Wort sozialer Distinktion 
zuguterletzt ein Wort gesellschaftlicher Integration geworden ist.“ (Hermanns 
1993: 53) Arbeit wurde zu einer Bezeichnung von Ehre - „Arbeit adelt“. 

Dass diese im Proletariat latent oder offen artikulierten Spaltungslinien zwi- 
schen „ehrlicher Arbeit“ und „Almosen und Fürsorge“, die immer auch brüchig 
waren, sich verfestigen und zu wesentlichen Formen der Befriedung der Klas- 
senverhältnisse in den Metropolen werden konnten, ergibt sich aber erst aus der 
Wechselwirkung zwischen „Arbeiterbewegung“ und staatlicher Sozialpolitik. 
In der Konstruktion des Sozialstaats als duales System von Sozialversicherung 
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und Armenfürsorge wurde diese Spaltung zu einer rechtlich fixierten Institu- 
tion (Gerstenberger 1981, Wildcat 1985, Bohlender 2007). Und erst mit der 
Verankerung von kollektiven Tarifverträgen im bürgerlichen Rechtssystem wur- 
de die „freie Lohnarbeit“ zu dem, was wir heute als „typische“ oder „normale“ 
Arbeitsverhältnisse betrachten. In einem Antrag, den das Zentrum 1905 im 
Reichstag zur gesetzlichen Regelung des Tarifvertrags einbrachte, wurde dieser 
damit begründet, dass nur so die Mystifikation des Lohnverhältnisses als einem 
gerechten Tausch „wahr“ werden könne: „Die Tarifverträge sind es, die die for- 
malgesetzliche Gleichberechtigungzwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
erst zur Wahrheit machen [...] [und] für eine längere Zeit Ruhe und Stetigkeit 
in den Produktions- und Arbeitsverhältnissen [garantieren].“ (Rudischhauser 
2017: 620; ähnlich hatten liberale Reformer wie Gustaf Schmoller oder Lujo 
Brentano schon 1873 argumentiert, ebd.: 251). Im Kapital hatte Marx am Ende 
des 3. Bands diese Vorstellung von gleichberechtigten „Klassen“ als eine notwen- 
dige Erscheinungsform der kapitalistischen Produktionsweise entschlüsselt und 
ironisch als „trinitarische Formel“ bezeichnet. 


Ausblick 


Die Kritik an dem exklusiven Charakter des heute oft verwendeten Klassen- 
begriffs und an der Ausblendung der realen Gewaltverhältnisse im globalen 
Kapitalismus trifft die zentralen politischen Fragen, vor denen wir heute stehen. 
Aber statt leichtfertigund kurzschlüssigdie Gründe dafür in Marx’ Projekteiner 
Kritik der politischen Ökonomie zu suchen, sollten wir uns die Radikalität seiner 
Kritik an den Verhältnissen wieder bewusst machen und ihn nicht den Ideologen 
einer reformistisch integrierten westlichen Arbeiterbewegung überlassen.!! Die 
Anläufe, die bis Anfang der 1980er-Jahre zu einer „anderen“ Geschichte der 
Arbeiterbewegungund einer unabhängigvon den ofliziellen Organisationen exis- 
tierenden Kultur der Arbeiterklasse von Karl Heinz Roth oder Richard J. Evans 
unternommen wurden, sind wie vieles andere im neuen Geist des Neoliberalismus 
untergegangen, weil von Revolution nach dem Wendejahr 1979 niemand mehr 
reden wollte. Als die globale Krise 2007/2008 für eine kurzen Moment zu einer 
massenhaften Kritik an einem sinnlosen Leben im Hamsterrad der täglichen 
Arbeit geführt hatte, wurde die bisherige Vorstellung von Klassenkampfauch von 


11 Für den Stand der Diskussion ist es bezeichnend, dass heute eine liberale Philosophin 
mit ihrer Kritik an den despotischen Verhältnissen in der ganz normalen Lohnarbeit viel 
Aufmerksamkeit findet, während diese Frage in der linken Theorie und der Forderung 
nach einem „neuen Normalarbeitsverhältnis“ vernachlässigt wird (Anderson 2019). 
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Leuten in Frage gestellt, von denen man es nicht erwartet hatte. So plädierte Klaus 
Dörte, der sich jahrelang um eine Erneuerung der verkrusteten Strukturen der 
deutschen Gewerkschaften durch Organizingund mehr Basisdemokratie bemüht 
hatte, für eine weitreichendere Öffnung. Vor dem Hintergrund der Ende 2010 
beginnenden „Arabellion“ und den Riots in den französischen Banlieues 2005 
oder in englischen Städten 2011 forderte er eine Ausweitung der Forschungen zu 
Arbeitsbeziehungen und Klassenkonflikten, zumal er festgestellt hatte, dass sich 
die deutschen Gewerkschaften unter dem Druck der Krise keineswegs radikali- 
siert, sondern intensiver aufeine korporatistische Einbettung gesetzt hatten: „Es 
gilt ‘labor untest’, nicht normierte Konflikte, lokale Unruhen, Brot- und Butter- 
konflikte, die in gewaltsame Auseinandersetzungen münden, Jugendrevolten und 
ähnliche Phänomene analytisch wieder in den Blick zu nehmen.“ (Dörre 2011: 
297) Davon sind wir heute wieder meilenweit entfernt. Auch Erfahrungen aus 
anderen Ländern zeigen, wie sich mit dem „gewöhnlichen Gang der Dinge“ die 
Wahrnehmung des Klassenkonflikts wieder auf den institutionell moderierten 
gewerkschaftlichen Konflikt verengt und Proteste von Arbeitslosen und andere 
Unruhen ausgrenzt (Atzeni/Grigera 2018). Umso notwendiger ist es, auch in 
praktischer Hinsicht, an einer radikalen Kritik des Kapitals festzuhalten. 
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Es rettet sie kein höh’res Wesen: 
Die Sozialdemokratie schafft sich ab 


Zugegeben, es ist schon ziemlich ungerecht: 
Was auch immer sie tut oder lässt, die Sozi- 
aldemokratie kann es einem einfach nicht 
recht machen. Dahat man sie Jahre-, wenn 
nicht gar - jenach Lebensalter - jahrzehn- 
telang verflucht und verwunschen, hat ihr 
Partei- und Regierungspersonal verlacht 
oder gehasst, hat ihr wahlweise den so- 
fortigen Unter- oder aber einen langen, 
schmerzhaften Niedergang gewünscht. 
Und wenn es dann endlich soweit ist, ist 
man auch nicht zufrieden. Dann regt sich 
beiallen, die nicht gänzlich schlechte Men- 
schen sind, irgendwie doch ein wenig Rest- 
mitleid, oder man ertappt sich dabei, wie 
man - horribile dictu — um die Stabilität 
des demokratischen Gemeinwesens fürch- 
tet. Oder aber man rauft sich die Haare, 
dass die Sozialdemokrat*innen ihren red- 
lich erarbeiteten Abgang von der Bühne 
des Zeitgeschehens nicht wenigstens mit 
Pauken und Trompeten vollziehen, son- 
dern mit Thorsten Schäfer-Gümbel. 

Was hat die SPD (sich) nicht alles 
geleistet, um ihr gegenwärtiges Schick- 
sal - den mit leisem Servus vollzogenen 
Abstieg in die wahl- und gesellschaftspo- 
litische Irrelevanz - als aber-auch-so-was- 
von hochverdient erscheinen zu lassen: 
Von den Kriegskrediten, der geradezu 
legendär gewordenen Mutter aller sozi- 
aldemokratischen Ursünden, bis zum 
Nato-Doppelbeschluss, vom CDU-reifen 


Antikommunismus Kurt Schumachers bis 


zur CDU-überbietenden Markthörigkeit 
Gerhard Schröders, von der städtebauli- 
chen Restzerstörung westdeutscher Städte 
in den 1960ern und 1970ern bis zum „Jetzt 
wächst zusammen was zusammengehört“- 
Nationalkitsch von 1989, von Holger Bör- 
ners Dachlatte biszu Andrea Nahles’ „Wir 
können nicht alle bei uns aufnehmen“, von 
der Agenda 2010 bis zur Zustimmung, 
ganz aktuell, zum sogenannten Migrati- 
onspaket, bei dem der Generalsekretär vom 
Dienst sich brüstete, dass die SPD durch 
ihren unbeirrten Einsatz „Masseninhaftie- 
rungen“ von Asylbewerber*innen verhin- 
dert habe. Wir alle wissen: Die Liste ließe 
sich praktisch beliebig verlängern. Ebenso 
wie die Liste der jedem*r Linken schon ein- 
mal untergekommenen Freund*innen und 
Bekannten, die als SPD-Mitglieder über 
ihre Genoss’innen klagen, ihre Organisa- 
tionsbindung ironisieren und ein halbes 
Leben langihren Austritt erwägen, nur um 
sich dann wieder und wieder von Neuem zu 
entscheiden, die Partei doch cher „von in- 
nen verändern“ als von außen unter Druck 
setzen zu wollen. Ach ja. 

Wie die Partei, so ihre Mitglieder, 
oder eben umgekehrt: Staatstragend 
bis zum bitteren Ende, pflichtbewusst 
geht die Welt zugrunde. Wäre es poli- 
tisch nicht so verheerend, man könnte 
es fast schon sympathisch finden: Mit 
Appellen an die ehrliche Arbeit für das 
Gemeinwohl, für den gesellschaftlichen 
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Zusammenhalt, für die politische Stabi- 
lität, überhaupt fürs große Ganze konnte 
man Sozialdemokrat*innen immerzu und 
überall ködern, kollektiv wie individuell. 
Ob Westbindung oder Ostseepipeline, ob 
Soziale Marktwirtschaft oder Große Ko- 
alition: Auf die SPD war immer und bis 
zuletzt Verlass, wenn Staatsbürger*innen 
in Parteiuniform gebraucht wurden oder 
man nur noch Deutsche kennen wollte. 
Bundesdeutsche Kollektivgutproduktion 
bis hin zur Selbstverleugnung, dafür steht 
sie seit 1949, die Sozialdemokratie. Und, 
selbstredend, für Männerfreundschaften, 
von Helmut Schmidt und Valery Giscard 
d’Estaing bis Gerhard Schröder und Wla- 
dimir Putin; nur Siggi Pop (Sigmar Gab- 
riel) ist ausschließlich selbstverliebt. 

Aber lassen wir die Personalia, wenden 
wir uns dem Strukturellen zu: Warum 
stirbt die Sozialdemokratie gerade jetzt, 
und was ist die Todesursache? Immerhin 
wurde das „Ende des sozialdemokrati- 
schen Zeitalters“ von klugen Liberalen 
wie Ralf Dahrendorf ja schon vor bald 30 
Jahren ausgerufen, und gleichwohl hat es 
hernach noch einmal ein kräftiges trans- 
europäisches Aufbäumen gegeben, von 
Blair über (nein, ein drittes Mal wird der 
für seine Verdienste bei der erfolgreichen 
Bewerbungum die WM 2006 zum Ehren- 
mitglied des Deutschen Fußball-Bundes 
ernannte ehemalige SPD-Bundeskanzler 
hier nun wirklich nicht erwähnt) Hollande 
bis Renzi. So vielleicht auch diesmal, falls 
sich etwa in deutschen Landen doch noch 
jemand finden sollte, der*die sich aus 
Staatsräson auf die Übernahme des Par- 
teivorsitzes einlässt? 

Wohl kaum, Geschichte wiederholt 
sich nicht. Am Ende des langen 20. Jahr- 
hunderts lässt sich endgültig sagen: Die 
Sozialdemokratie hatte ihre Zeit, und 
ihre Zeit ist abgelaufen. Man könnte mei- 
nen, dass sie Opfer ihres eigenen Erfolgs 
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geworden sei. Die Erzählung ginge dann 
in etwa so: Nachdem die aufrechten 
Sozialdemokrat*innen - und die gab es ja 
wirklich - den Nationalsozialismus nicht 
verhindern konnten, taten sie nach dem 
Kriegihr Bestes, die Erträge des deutschen 
„Wirtschaftswunders“ zwar nicht allen, 
aber doch dem erweiterten produktiven 
Kern der Lohnarbeiterschaft zukommen 
zu lassen und den wachsenden gesellschaft- 
lichen Mittelklassen soziale Sicherheit, 
eine glaubhafte Aufstiegserwartung und 
ein neues Selbstbewusstsein zu vermitteln. 
Entsprechend anspruchsvoller geworden, 
setzte die sozialdemokratische Klientel 
aber in den 1980er Jahren, als die Gürtel 
enger geschnallt werden wollten, auf die 
„Wirtschaftskompetenz“ der (noch) in- 
dustrienäheren unter den beiden „Volks- 
parteien“ - eine Lehre, die in den 1990er 
Jahren bei jenen letztlich schon postsozial- 
demokratischen Führungskadern ankam, 
die der Partei ein marktkonformes Antlitz 
gaben (Nachtwey 2009) und damit beim 
Wahlvolk kurzzeitig noch einmal den 
Eindruck erwecken konnten, dass die SPD 
die Pflichtanwältin der hart arbeitenden 
Deutschen sei. Doch dann kam in Angela 
Merkel die überzeugendere und - seien 
wir ehrlich - schlicht auch sympathischere 
Interessenvertreterin der halbwegs gehobe- 
nen Stände. 

Die andere, und analytisch relevantere, 
Seite dieser Geschichte ist freilich, dass die 
Sozialdemokratie weniger am Erfolgalsan 
den Widersprüchen des eigenen Projekts 
gescheitert ist - und an der Unfähigkeit, 
sich von diesem zu lösen. An der Nabel- 
schnur des wirtschaftlichen Wachstums 
hängend, zutiefst dem Autoritarismus 
der Arbeit verschrieben, mit Haut und 
Haar, Kind und Kegel im Spinnennetz 
der Staats- und Verwaltungsbürokratie 
verfangen, hatte sie sich häuslich in ih- 
rem „Modell Deutschland“ eingerichtet, 
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irgendwie davon ausgehend, dass der 
gütliche Regierungswechsel zwischen den 
beiden Sozialmarktwirtschaftsparteien der 
lechten und rinken Mitte ganz jandlesk auf 
ewig weitergehen würde. Tat er aber nicht. 

Der politökonomische - pardon - 
Hauptwiderspruch der Sozialdemokratie 
als Arbeiterpartei lag ironischerweise in 
ihrem Selbstverständnis als Arbeiterpar- 
tei. Arbeit, Arbeitund nochmals Arbeit: Je 
länger das 20. Jahrhundert dauerte, desto 
mehr erschien Sozialdemokrat*innen die 
Arbeit als Inbegriff nicht von Notwendig- 
keit, sondern von Freiheit. Wohlgemerkt: 
Arbeit als Lohnarbeit. Die Freiheit, die 
Sozialdemokrat*innen meinten und die 
das Herz der Leute erfüllen sollte, war 
immer die Freiheit des für Andere Ar- 
beitenden. Der „Arbeitnehmer“ wurde 
zur Lichtgestalt des sozialdemokrati- 
schen Gesellschaftsentwurfs: Was einst 
als „Lohnsklaverei“ gegolten hatte, sollte 
nun das höchste der subalternen Gefühle 
sein. Adam Przeworski hat das Dilemma 
der sozialdemokratisch vergesellschafteten 
Arbeiterklasse auf den tragischen Punkt 
gebracht: „Die Arbeiterklasse hat einen 
langen Weg zurückgelegt von der Absicht, 
das Lohnverhältnis abzuschaffen, bis zum 
Anliegen, niemand davon auszuschließen.“ 
(Przeworski 1985: 217, Übers.: S.L.) Wenn 
du sie nicht schlagen kannst, verbünde 
dich mit ihnen: Der Sozialdemokratie im 
Kapitalismus war dieses Wort Befehl, eine 
glühendere Verfechterin des Lohnarbeits- 
verhältnisses und der sozialen „Inklusion“ 
via Lohnabhängigkeit ließ sich selbst auf 
Kapitalseite nicht finden. Den Wegin die - 
im real existierenden Kapitalismus nur als 
prekäre zu habende - „Vollerwerbsgesell- 
schaft“ (Dörre 2013: 150) wurde maßgeb- 
lich von der Sozialdemokratie gepflastert. 

Doch damit nicht genug der sozialde- 
mokratischen Überidentifikation mit den 
unmittelbar vorgefundenen, gegebenen 
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und überlieferten gesellschaftlichen Um- 
ständen. Spätestens seit den 1970er Jahren 
wurde das sozialdemokratische Selbstver- 
ständnis, wonach Heimat da sei, wo die 
Lohnarbeit ist, von einem zunehmend 
verschärften Bildungsmantra begleitet, 
das den Bildungsvereinscharakter der frü- 
hen Arbeiterorganisationen in eine gesell- 
schaftliche Qualifizierungsagenda über- 
setzte, die ihrerseits die spätere neoliberale 
„Kompetenzrevolution“ vorbereiten half. 
Was, jedenfalls in der Bundesrepublik, als 
sozialliberale „Bildung für alle“-Program- 
matik begann und zumindest den Keim 
einer Demokratisierung des Zugangs zu 
und der inneren Organisation von höheren 
Bildungsinstitutionen in sich trug, schlug 
schon bald in eine permanente Bildungsof- 
fensive um, bei der kein Kind zurückgelas- 
sen werden sollte - auf seinem Weg in die 
lohnabhängige Beschäftigung versteht sich. 
Wohlkaum ein Akteur hat die bildungspo- 
litische „Illusion der Chancengleichheit“ 
(Bourdieu/Passeron 1971) so fest im Wis- 
senshaushalt der Leute verankert wie die 
Sozialdemokratie - als ob es nicht über 
die Jahrzehnte auch den Gebildeten un- 
ter ihren Verfechter*innen hätte deutlich 
werden können, dass die Möglichkeiten der 
gehobenen Stände, allfällige Aufholbewe- 
gungen der „bildungsfernen Schichten“ 
durch ein paar Extrainvestitionen in das 
Bildungskapital ihrer Kinder zunichte zu 
machen, schier grenzenlos sind. „Bildung! 
Bildung! Bildung!“ wurde dessen ungeach- 
tet zu einem jener sozialdemokratischen 
Wohlfühlslogans, mit dem man sich auf 
der Seite der Guten wähnen konnte, ohne 
an der Logik des Kapitalismus - hier der 
kapitalistischen Bildungskonkurrenz - 
wirklich etwas verändern zu wollen. 

Ein dritter fundamentaler Widerspruch 
„moderner“ sozialdemokratischer Politik 
schließlich besteht in ihrer unauflöslichen 
Ehe mit der Wachstumsidee: Arbeit gebiert 
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Wachstum, Bildung macht Arbeit produk- 
tiver und steigert die Wachstumschancen, 
Wachstum generiert Umverteilungsspiel- 
räume — und neue Arbeitsplätze, auf dass 
sich das Erwachsenenkarussell des kon- 
sumistischen Produktivismus weiter, und 
möglichst immer schneller, drehen möge, 
den Arbeitenden und ihren Kindern zum 
Wohlgefallen. Naja, ihren Kindern schon 
weniger, denn wo gehobelt wird, da fal- 
len Späne, und das Hobeln war ja von 
jeher eine sozialdemokratische Lust! Was 
kümmerte einen da schon die sogenannte 
„Umwelt“, was die angeblich begrenzten 
fossilen Ressourcen - wo doch aller hyste- 
rischen Warnreden zum Trotz immer neue 
Öl- und Gasvorkommen entdeckt wurden. 
Und irgendwann wurde sogar der Himmel 
über der Ruhr wieder blau, der Rhein be- 
schwimmbar und das Waldsterben abge- 
sagt. Was also sollte schon groß gegen das 
produktivistisch-konsumistische Weiter-so 
sprechen? Eines kann man der Sozialdemo- 
kratie nicht absprechen: Sie war immer die 
Partei der lupenreinen Kohlenstoffdemo- 
kraten (Mitchell 2013), der Verteidigung 
eines industrialistischen Wachstums- und 
Wohlstandsmodells, das allein vom knall- 
harten Fossilismus (naja, und natürlich ei- 
ner Prise „Kernenergie“) am Leben erhalten 
wurde. Ein Leben, das auf der Zerstörung 
lebendiger Natur und der Ausbeutung le- 
bendiger Arbeit beruht - dies allerdings 
wiederum in wirklich knallharter Weise 
nur fernab von Rhein und Ruhr. Unverges- 
sen, wie SPD-Wirtschaftsminister Gabriel 
noch 2016 erfolgreich Klimaschutzpläne 
von SPD-Umweeltministerin Hendricks tor- 
pedierte. Und selbst aus politstrategischer 
Perspektive verrückt, wie die SPD bis heute 
als unbeugsame Interessenvertretungvon ei- 
nigen Tausend Kohlebergarbeitern auftritt, 
während sie mit den Hartz-Gesetzen Milli- 
onen von Menschen ohne Wimpernzucken 
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Arbeit, Bildung, Wachstum: Das war’s 
soweit mit den sozialdemokratischen 
Grundwerten. Und das wär’s dann eben 
auch mit der Sozialdemokratie gewesen. 
Die Sozialdemokratie hat sich seit ihren 
wahlpolitischen Höhenflügen zu sozial 
bewegten Zeiten nie wirklich geöffnet für 
die neuen gesellschaftlichen Realitäten, 
von der Einwanderungsgesellschaft bis 
zur Klimakrise. Warum hat sich die So- 
zialdemokratie - die Sozial-Demokratie! 
- niemals die Erringung des politischen 
Wahlrechts für die neue, migrantische 
Industriearbeiter*innenschaft auf ihre 
Fahnen geschrieben? Warum hat die So- 
zialdemokratie - die Sozial-Demokratie! 
—- nie verstanden, dass der Raubbau an 
den natürlichen Lebensgrundlagen zu- 
allererst die Ärmsten trifft, und zwar 
nicht nur irgendwo Jottwehdch, sondern 
daheim, nämlich diejenigen Haushalte, 
die an verkehrsumtosten Ausfallstraßen 
wohnen und aufdie Billigprodukte der in- 
dustriellen Fleischmafia angewiesen sind? 
Kein Fortschritt, nirgends. Außer jener 
halt, der der Sozialdemokratie stets als der 
einzigmögliche und/oder erstrebenswerte 
erschien. 

Sei’s drum: Die Sozialdemokratie hat 
ihren Dienst getan. In einer bestimmten 
gesellschaftshistorischen Phase war sie 
„die bestmögliche politische Hülle“ (Jes- 
sop 1978; Übers.: S.L.) industriekapita- 
listischer Entwicklung - heute aber ist sie 
überhaupt nur noch Hülle, nur noch der 
organisatorische Naturdarm eines verge- 
henden, teils auch schon vergangenen poli- 
tischen Milieus. Heute gibt eseinen neuen 
diensthabenden Arzt am Krankenbett des 
Kapitalismus. Genauer: Es ist, neuerlich 
ganz modern, ein Ärzt*innenteam — mit 
flachen Hierarchien, hervorragender 
Ausbildung, positiver Ausstrahlung und 
zupackendem Gestus. Sie tragen grüne 
Kittel, und bevor sie die Patient*innen ins 
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OP schicken, wissen sie sie zu beruhigen: 
Es wird alles nur halb so schlimm, reiner 
Routineeingrift, nachher wird man prak- 
tisch nichts davon merken - die green 
economy, der nachhaltige Kapitalismus 
ist machbar, Frau Nachbar! Die letzten 
Sozialdemokrat*innen aber können sich 
womöglich als Arzthelfer*innen oder 
Sprechstundenhilfen verdingen, in dem 
einen oder anderen grün-schwarzen Ka- 
binett wird wohl immer noch ein Ressort 
für Arbeit und Bildung zu besetzen sein. 
Und im Spätsommer, wenn die Schulfe- 
rien der anderen vorbei sind, fahren sie, 
alte Liebe rostet nicht, in die ehemaligen 
deutschen Arbeiterbildungsstätten in der 
Toskana und stoßen, auf der Terrasse in 
die untergehende Sonne schauend, auf die 
guten alten Zeiten an: Venceremos! 
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Die deutsche Sozialdemokratie vor dem Untergang - 
zerrieben zwischen Kosmopolitismus 
und Kommunitarismus? 


„Social Democracy’s at Death’s Door“, 
„Der Untergang der Sozialdemokratie ist 
nicht aufzuhalten“ so und ähnlich lauten 
die Untergangsszenarien.' In den letzten 
Jahren erhalten sie zusätzliche Brisanz, weil 
die Verluste der Sozialdemokratie nicht 
mehr die Gewinne anderer Linksparteien 
sind. Als politische Alternativen zum sozi- 
aldemokratischen Wohlfahrtsstaat stehen 
ein liberal-konservativer Kapitalismus ä la 
Schwarz-Grün und ein autoritärer Kapita- 
lismus bereits in den Startlöchern (Deppe 
2013). Vor diesem Hintergrund erscheint 
manchen die Krise der Sozialdemokratie 
als Existenzkrise der Linken insgesamt. So 
verstanden, dauert die Existenzkrise der 
Sozialdemokratie schon seit vier Jahrzehn- 
ten an (vgl. Walter/Micus 2011: 383ff.). 
Hier wird jedoch - vorsichtig formuliert 
- der Krisenbegriff arg überstrapaziert. 
Die Strukturprobleme der Sozialdemo- 
kratie rücken wieder in den Blickpunkt, 
weil die derzeitige Formierung der Rech- 
ten zunehmend Teile der Arbeiterklasse 
umfasst. Die Entwicklung der Sozialde- 
mokratie ist nicht neu, aber ihre Bedeu- 
tung für die Gesellschaft als Ganzes führt 
dazu, dass sievon der Öffentlichkeit derzeit 
neu entdeckt wird. Auch durch das Buch 


1 „Social democracy at Death’s door“ (Bal- 
horn 2019); „SPD: Warum der Untergang 
der SPD nicht aufzuhalten ist (Rehage 
2018). 


Rückkehr nach Reims von Didier Eribon 
wird die Zukunft der politischen Linken 
als Klassenfrage mitverhandelt. Die Pole 
der Diskussion reichen vom Plädoyer für 
die Aufgabe einer Klassenpolitik (Seibert 
2018) und der Hinwendung zu „progres- 
siven politischen Koalitionen jenseits der 
Lohnabhängigenbasis“ (Kitschelt 2013: 
225) bis hin zum Rückbezugauf.die soziale 
Frage im Umfeld der SPD bei Wolfgang 
Merkel, Nils Heisterhagen und Andreas 
Nölke. 

Die derzeitige Diskussion bleibt jedoch 
oberflächlich, denn die Entwicklung der 
Klassen hat sich in der sozialdemokra- 
tischen Organisationsentwicklung spe- 
zifisch ausgedrückt. Die bisherigen Vor- 
schläge zur Lösung der Strukturprobleme 
der Sozialdemokratie berücksichtigen das 
zu wenig. 


Krise der Sozialdemokratie - 
Auflösung der Klassengegensätze? 


Die derzeit diskutierte Krise der Sozialde- 
mokratie besteht aus (lösbaren) Struktur- 
problemen des derzeitigen sozialdemokra- 
tischen Parteityps. Die (west-Jeuropäischen 
Parteiensysteme sind seit drei Jahrzehnten 
stark in Bewegung. Dem aktuell beklag- 
ten Untergang der Sozialdemokratie ging 
eine rasante Transformation von Parteien 
und gesellschaftlichen Gruppen vorweg. 


Parteien entstehen aus gesellschaftlichen 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 196, 49. Jg. 2019, Nr. 3, 455 - 462 


htrps://doi.org/110.32387/prokla.49.196.1830 
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cleavages (Konfliktlinien) (kritisch: PRO- 
KLA Redaktion 2018). Eine Partei - im 
gramscianischen Sinne als gesellschaft- 
liche Gruppe - verschwindet erst, wenn 
der Konflikt, aus dem die Partei entstan- 
den ist, gelöst ist. Entsprechend reichen 
die Organisationen und Traditionen der 
deutschen Parteien 150 Jahre zurück - eine 
bemerkenswerte Konstanz. Die zentralen 
gesellschaftlichen Konfliktlinien haben 
sich nicht wesentlich verändert. 

Die cleavage, die der Sozialdemokratie 
ihre Existenz verdankt, ist der Konflikt 
zwischen Kapital und Arbeit, der class 
cleavage. Er ist im Vergleich der letzten 
150 Jahre einer der stabilsten cleavages 
überhaupt, wenn er sich in den letzten Jahr- 
zehnten auch abgeschwächt hat (vgl. Bar- 
tolini/Mair 1990: 77f.). Für die deutsche 
Soziologie ist der Befund hingegen klar: 
Stellvertretend bedient Andreas Reckwitz 
in Die Gesellschaft der Singularitäten den 
Evergreen der deutschen Mainstreamsozio- 
logie, die Individualisierungssei ursächlich 
für den Niedergang der Sozialdemokratie 
(vgl. Raphael 2019: 109f.). Die Kategorie 
Klasse muss in Deutschland zur Selbst- 
vergewisserung einmal pro Jahrzehnt 
öffentlichkeitswirksam wissenschaftlich 
beerdigt werden: ob bei Schelsky, Beck oder 
nun in Andreas Reckwitz’ Die Gesellschaft 
der Singularitäten. Dabei ist die These da- 
mals wie heute falsch (vgl. Ritsert 1998: 
88ff.; Vester 2019: 40ff.). Das gilt auch für 
die Parteienforschung. Alle Vorhersagen 
nach Gründung der Partei Die Grünen - 
die Postmaterialismusdiskussion wie die 
dealignment-Iheorie - haben sich so nicht 
bestätigt (vgl. von Beyme 2000a: 66). Die 
Grünen haben wie die neuen rechten Par- 
teien eine Klassenbasis (vgl. Oesch 2013: 
31f.; Sablowski/Thien 2018: 58ff.). 
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Krise der Parteien als Krise der 
Linken 


Die allgemeine Krise der Parteien ist 
hingegen vor allem eine Krise der Lin- 
ken. Die Mitglieder der SPD haben sich 
seit 1990 nahezu halbiert. Damit reiht 
sie sich in die allgemeine Entwicklung 
der sozialdemokratischen Parteienfami- 
lie ein (vgl. Jun 2012: 86ff.). Das könnte 
man mit Verweis auf die CDU und ihre 
fast ebenso hohen Verluste kleinreden. 
Doch die parteipolitische Linke ist un- 
gleich stärker von der Krise der Parteien 
betroffen (Mair 2003: 6ff.). Der Grund ist 
einfach. Wer etwas verändern will, aber 
nicht Teil der herrschenden Klasse ist, 
muss Massen mobilisieren und braucht 
starke Organisationen als Machtressour- 
cen. Zur Konfliktaushandlung innerhalb 
der Elite reichen in einer liberalen Demo- 
kratie kleine Wahlvereine völlig aus. Die 
ersten Parteien im 19. Jahrhundert waren 
entsprechend Parlamentsclubs und lokale 
Honoratiorenvereinigungen.” 

Erst mit den linken Massenparteien 
sahen sich die Konservativen und Rechten 
veranlasst, ebenfalls auf Massenorganisati- 
onen zu setzen. Mit dem modernen Partei- 
ensystem entstand nach dem Zweiten Welt- 
kriegin Deutschland das, was Claus Offe 
als die Herausbildung des „Formprinzips 
der Konkurrenzpartei“ beschrieben hat, mit 
der auch eine Logik der Entpolitisierungder 
cleavages einhergeht: „Die Logik der nach 
‚Regierungsverantwortung’ strebenden 
Konkurrenzpartei legt es den Parteien nahe, 
Wählerstimmen zu suchen, wo immer sie 
zu bekommen sind, sich also jeder Bezug- 
nahme auf (klassenmäßige, konfessionell 


2 Und auch heute geht der Trend auf der 
lokalen Ebene weg von Massenparteien 
wie der CDU zu kleineren konservativen 
Honoratiorenvereinen. 
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oder sonst wie) spezialisierte ‚Einzugsbe- 
reiche’ zu enthalten. Dementsprechend 
wird der Bürger als abstraktes Willenssub- 
jekt, als ein mit Stimmrecht ausgestatteter 
Jedermann angesprochen“ (Offe 1980: 
31) Dieses Formprinzip ist auch in der ge- 
genwärtigen Strategie der Konservativen 
zu finden, nicht erst seit Angela Merkel, 
als Strategie der Entpolitisierung, die die 
Forschungsgruppe Wahlen 2009 als „asym- 
metrische Demobilisierung“ der WählerIn- 
nen bezeichnet (Forschungsgruppe Wahlen 
2009). Schon Merkels politischer Ziehvater 
Helmut Kohl hatte sich dieser Strategie be- 
dient, wie Joachim Hirsch und Josef Esser 
inder PROKLA 56 zum „CDU-Staat“ her- 
ausarbeiteten: „Die entscheidende Rolle der 
Partei besteht in der Organisierung eines 
politisch-ideologischen Diskurses [...] Die- 
ser Diskurs ist entpolitisierend in dem Sinne 
als er systematisch Themen und Konflikte 
ausklammert, die zu einer Re-Formierung 
übergreifender Klassen- und sozialer Kon- 
fliktfronten führen könnte“ (Hirsch/Esser 
1984: 61). Diese gezielte Demobilisierung 
des Klassenkonflikts wurde von der SPD 
durchaus mitbefeuert - bereits wenige Jahre 


nach Gründung der Bundesrepublik. 


Krise des sozialdemokratischen 
Parteimodells in Deutschland 


Auf dem Bad Godesberger Parteitag 1959 
wählte die deutsche Sozialdemokratie die 
Transformation der eigenen Partei von ei- 
ner ArbeiterInnen- zu einer Volkspartei. 
Aus Machtkalkül war das sinnvoll. Die 
Basis der SPD, die IndustriearbeiterInnen, 
machten selbst zu Hochzeiten nicht mehr 
als 40 Prozent der Bevölkerung aus. Daher 
wollte die SPD weitere Klassenfraktionen 
erreichen. Diese „catch-all-Party“ (Kirch- 
heimer 1965) expandierte schnell inandere 
Milieus. Die Zahl der ArbeiterInnen in 
der SPD ging hingegen im Verhältnis zu 


457 


anderen Gruppen zurück - angefangen 
bei den Führungsspitzen bis hin zur Par- 
teibasis. Lag der ArbeiterInnenanteil der 
SPD-Bundestagsfraktion 1956 noch bei 
44 Prozent, waren es 1976 nur noch 2,2 
Prozent. Ab 1974 waren ArbeiterInnen in- 
nerhalb der SPD erstmals nicht mehr in der 
Mehrheit. Seit den 1970ern akademisierte 
sich die SPD zunehmend. Ab den Unterbe- 
zirken der Parteiorganisation dominieren 
seitden 1980ern BerufspolitikerInnen mit 
akademischem Abschluss (vgl. Lösche/ 
Walter 1992: 131ff.). Dabei legen von allen 
Gruppen die ArbeiterInnen den höchsten 
Wert auf die soziale Repräsentation ihrer 
Klasse (vgl. von Beyme 2000b: 334). Die 
Sozialdemokratie hatte sich in eine profes- 
sionalisierte Medienpartei verwandelt, die 
den Kontakt zu ihren Mitgliedern vernach- 
lässigt und mehr auf Medienrepräsentanz 
setzt - die parteieigenen Medien wurden 
überwiegend eingestellt (vgl. von Beyme 
2000a, 20006). 

Die eigentliche Mitgliederarbeit spielte 
dahingehend kaum noch eine Rolle. Da- 
bei sind die klassischen Arbeitermilieus 
deutlich weniger an Karrieren interessiert, 
sondern aus ideologischen Gründen Mit- 
glied einer Partei oder auf der Suche nach 
Geselligkeit und Veranstaltungen. Mit- 
glieder mit geringen Bildungsabschlüssen 
sind dabei deutlich aktiver in Parteien als 
Hochschulabsolventen (vgl. Spier 2011: 
100f.). Die Entkopplung von Partei und 
Gewerkschaften tut ihr übriges: der An- 
teilan ArbeiterInnen lagin der SPD schon 
2010 beinurnoch 11 Prozent, der Anteilan 
GewerkschafterInnen 2018 bei nur noch 
34 Prozent. Die Zahl der Gewerkschafts- 
mitglieder unter den SPD-Mitgliedern 
sinkt weit schneller als in der Gesamtbe- 
völkerung (vgl. Walter 2010: 118f.; Klein 
u.a. 2019). Die SPD ist heute mehr eine 
Partei der Angestellten, RentnerInnen 
und des Öffentlichen Dienstes als eine 
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ArbeiterInnenpartei. Die alten Stamm- 
wählerInnen und -Mitglieder derSPD sind 
überwiegend ins Nichtwählerlager abge- 
wandert. Von 400.000 verlorenen Mitglie- 
dern der SPD seit 1990 sind kaum 2.000 in 
die WASG (Arbeit & soziale Gerechtigkeit 
- Die Wahlalternative) gegangen, die sich 
2004 vor allem aus regierungskritischen 
SPD-Mitgliedern gründete (und 2007 der 
PDS zur Partei DIE LINKE fusionierte). 
Deutlicher formuliert: Die Sozialdemokra- 
tie lebt schon länger von der Substanz ihrer 
älteren und vor Jahrzehnten rekrutierten 
Mitgliedschaft. 

Parallel zu diesen gravierenden organi- 
satorischen Entwicklungen kommen die 
strukturellen Entwicklungen, die von u.a. 
Wolfgang Merkel, Andreas Nölke, Thomas 
Seibert zu wenig beachtet werden: Seit 
den 1980er Jahren ging eine Deindustri- 
alisierung einher mit einem Wandel der 
ArbeiterInnenklasse, der Schwächung der 
Gewerkschaften als wichtige sozialdemo- 
kratische Machtressource, dem Wegzug 
der IndustriearbeiterInnen aus den Städten 
und dem Verfall der sozialdemokratischen 
Milieus. Die vormaligen Hochburgen der 
Mittel- und Großstädte sind eher der Ort 
Dienstleistungsklassen als Industriestand- 
orte. Hier dominieren die classes populaire. 
Sie sind aber weit weniger politisch und 
gewerkschaftlich organisiert und nehmen 
sich weniger als gesellschaftliche Kraft war 
(Raphael 2019: 138ff.). Das Verschwinden 
der (Industrie-)ArbeiterInnen aus der Po- 
litik, der Basis der SPD, hat sie durch ihre 


Orientierung auf die „Neue Mitte“ weiter 


3 Der Begriff ist ein Notbehelf, denn trotz 
noch bestehender Unterschiede haben sich 
die Lebensverhältnisse von ArbeiterInnen 
und Angestellten angenähert. Der Begriff ist 
weitaus geeigneter als gängige Begriffe aus 
der Ungleichheitsforschung (vgl. Raphael 
2019: 138ff.; Thien 2018: 213f.). 


Janis Ehling 
beschleunigt (Nachtwey 2009: 173ff.). 


Heute setzt sich die SPD zusammen aus 
ArbeiterInnen, AkademikerInnen, Be- 
schäftigte im Öffentlichen Dienst und 
vor allem RentnerInnen (vgl. Walter 2010: 
117f£.).* Mit den Grünen und der Links- 
partei gibt esmittlerweile Politikangebote 
für die moderne Dienstleistungsklassen 
im oberen und unteren Segment. Auf die 
SPD wirken damit gewaltige Flicehkräfte, 
die sich durchaus auch kulturell reflek- 
tieren. Die Antwort der SPD auf diese 
strukturellen Umbrüche war eine weitere 
Bewegung in die Mitte. Die Auflösung 
weiter Teile der Sozialdemokratie in eine 
übergreifende Mitte-Partei ist eine realis- 
tische Option wie die Beispiele in Italien 
und Frankreich unter Renzi und Macron 
zeigen. Der Vorschlag des renommierten 
Parteienforschers Herbert Kitschelt (2013: 
225) nach progressiven Koalitionen jenseits 
der ArbeiterInnenklasse geht in diese Rich- 
tung. Für Länder mit tiefer und langer 
sozialdemokratischer Verankerung ist das 
keine (vorerst) keine Option.’ Europaweit 
haben die sozialdemokratischen Parteien 


4 Die genaue lebensweltliche Untersuchung 
postindustrieller sozialdemokratischer 
Milieus ist wenig erforscht. Genauso lässt 
die Debatte um AkademikerInnen vs. Ar- 
beiterInnen eine Untersuchung der Fach- 
hochschulen vermissen. Fachhochschul- 
studierende machen mehr als die Hälfte 
aller Studierenden aus. Deren Universitäten 
und Universitätslaufbahnen unterscheiden 
sich jedoch grundlegend von einem Hoch- 
schulstudium. Gerade an Fachhochschulen 
absolvieren die vormaligen und jetzigen 
Facharbeitermilieus ihre Ausbildung. 


5 Esgibteinen großen Unterschied zwischen 
Ländern mit starker sozialdemokratischer 
Tradition wie Skandinavien, Österreich, 
Deutschland, Belgien, Großbritannien und 
Ländern mit historisch starken kommunis- 
tischen Traditionen wie in Frankreich und 
Südeuropa, wo die Sozialdemokratie immer 
deutlich schwächer war. Die Niederlande 
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in den 1990er Jahren durch die taktische 
oder tatsächliche Übernahme neoliberaler 
Politiken zwar große Wahlerfolge einge- 
fahren, diese aber mit der Abspaltung von 
großen Teilen ihrer Mitglieder und Wäh- 
lerInnen bezahlt (Rhodes 2015: 146ff.). 
Über die „richtige Machttaktik“ ist der 
Sozialdemokratie die Strategie abhand- 
engekommen. Die Mitte-Orientierung 
ist wie das Modell der professionalisierten 
Medienpartei eine Sackgasse - zerrieben 
zwischen weiteren Mitgliederverlusten, 
den medial professionelleren Grünen und 
der Konkurrenz von links. 


Neue Cleavages? 


Eine einseitige Auflösung der beschriebe- 
nen Konflikte ist Russisch Roulette. Die 
Aufgabe ihrer angestammten Klassen- und 
Klassenfraktionen wie Thomas Seibert 
(2018) sie vorschlägt, wäre für die Sozialde- 
mokratie politischer Selbstmord. Ohne den 
class cleavage zu bearbeiten, macht sich die 
Sozialdemokratie überflüssig. Angesichts 
der Fragmentierung sozialdemokratischer 
Klassenfraktionen ergibt der Vorschlag 
von Wolfgang Merkel durchaus Sinn, sich 
erstmal aufdie sicheren 20 Prozent + X der 
WählerInnen zu fokussieren (vgl. Merkel 
2018). In einem Sechs- oder Mehrpartei- 
ensystem ist eine 20-Prozent+X-Parteiein 
großer und ernstzunehmender Faktor. 
Vor diesem Hintergrund ist zu verste- 
hen, warum Wolfgang Merkel, Nils Heis- 
terhagen und Andreas Nölke dafür ein- 
treten, dass die Sozialdemokratie um „die 
Unterprivilegierten“ werben müsse. Statt 
aber ganz auf den class cleavage zu setzen, 
rufen sie einen neuen cleavage zwischen 
Kosmopolitismus und Kommunitarismus 


sind ein Sonderfall. Daher lassen sich diese 
Länder schlecht vergleichen. 
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aus. Der politökonomische Strategiewech- 
sel soll bei ihnen ganz auf „kommunita- 
ristische Milieus“ der Unterprivilegierten 
und weniger auf„kosmopolitische Milieus“ 
zugeschnitten sein. Die kommunitaristi- 
schen Milieus seien cher autoritär, migra- 
tionsskeptisch und gegen Identitätspolitik. 
Eine „härtere“ Gangart in der Migrations- 
politik und weniger Identitätspolitik soll 
die Repräsentationslücke der Partei in 
diesem Punkt schließen (Merkel 2018; 
Nölke 2017; Stegemann 2018). Analytisch 
ist diese Repräsentationslücke zwar beiden 
verlorenen StcammwählerInnen der SPD zu 
verorten (vgl. Gagne/Hilmer 2019: 49f.). 
Merkel & Co. übersehen bei ihrer Kritik 
an Identitätspolitik zudem leicht, dass die 
historische SPD natürlich mit dem Fokus 
auf den männlichen Industriearbeiter 
hochgradig identitätspolitisch war.° Das 
augenblickliche Problem ist vielmehr, dass 
es kaum ein vereinendes Identitätsangebot 
für die classes populaires gibt. Das zeigen 
hilflose Begriffe wie „Arme“ und „Unter- 
privilegierte“ als Bezugspunkte bei Merkel 
und Nölke. Statt sich Gedanken über eine 
neue Klassenpolitik zu machen, werden 
unterschiedliche Aspekte der Lebensfüh- 
rungals Identitätsmarker aufgeblasen (vgl. 
Raphael 2019: 117). Die Migrationspolitik 
erscheint Merkel & Co. so als Hauptun- 
terscheidungsfeld der politischen Linken.’ 

Die Rechte von MigrantInnen hat die 
SPD in den 30 Jahren bereits sehr weitrei- 
chend (mit-)beschnitten. Vergleicht man 


6 Ihre Kritik an klassenblinden Linken und 
progressiven Neoliberalen, die unter Rot- 
Grün Frauen rechtlich besser stellten, aber 
gleichzeitig die soziale Lage von Millionen 
Frauen verschlechterten, ist völlig richtig. 


7  Dererste Sammelband aus dem Forschungs- 
projekt Die politische Soziologie des Kosmo- 
politismus und Kommunitarismus heißt 
bezeichnend The Struggle Over Borders. 
Cosmopolitanism and Communitarianism. 
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unterschiedliche Ansätze sozialdemokra- 
tischer Migrationspolitik europaweit istes 
für die Wahlergebnisse aber völligegal wie 
hart oder weich die Migrationspolitik ist 
(vgl. Arzheimer 2013: 86ff.). Bestimmt das 
Thema Migration die Wahlen, nützt das 
den Rechten, nicht den Sozialdemokraten. 
Zudem sieht ein größerer Teil der sozialde- 
mokratischen Mitglieder Migration cher 
als Bereicherung (vgl. Gagne/Hilmer 2019: 
25). Die Frage stärkt nicht nur die Rechte, 
sondern hat einiges Spaltungspotenzial in 
die SPD-Mitgliedschaft. 

Beispiele der sozialdemokratischen 
Parteien in Portugal, Großbritannien und 
der Schweiz zeigen hingegen, dass eine Er- 
neuerungihres polit-ökonomischen Profils 
durchaus Erfolge zeitigen kann. Auch hier- 
zulande ist politökonomische Repräsenta- 
tionslücke sowohl bei den WählerInnen als 
auch den verlorenen Mitgliedern der SPD 
gerade in Deutschland besonders groß (vgl. 
Gagn&/Hilmer 2019: 16). Die klassenpoli- 
tische Revitalisierungder SPD ist möglich. 


Fazit 


Ein bloßer Wechsel im Botschaftenma- 
nagement der Sozialdemokratie kann die 
organisatorisch-kulturelle Vernachlässi- 
gung der Industriearbeiterschaft und der 
classes populaires nicht kompensieren. Der 
Anspruch der SPD als Volkspartei - hier 
hat Wolfgang Merkel Recht - lässt sich 
realistisch nicht aufrecht erhalten. Die 
Logik der Konkurrenzparteien zwischen 
zwei großen Parteien wird schwächer und 
damit auch die Kohäsionskräfte innerhalb 
der politischen Lager. Die ominöse Mitte- 
Orientierung der Sozialdemokratie und 
die Aufgabe jeder Klassenpolitik mag für 
einige Zeit elektoral erfolgreich gewesen 
sein, langfristighat sie großen Flurschaden 
angerichtet. In einem Vielparteiensystem 
werden die Kernklientel wieder wichtiger. 
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Ohne (Wieder-)Verankerung im Wohn- 
und Arbeitsalltag, ohne eine Repolitisie- 
rung der klassischen ArbeiterInnenklasse 
und der neuen classes populaires wird die 
politische Linke weiter schrumpfen. Neue 
cleavages innerhalb der politischen Linken 
auszurufen, vertieft jedoch cher die Prob- 
leme anstatt sie zu lösen. 

Die Linke in den USA und die Sozi- 
aldemokratie in Großbritannien bringen 
derzeit die unterschiedlichen politischen 
Fragen von Klasse, race, Gender und Öko- 
logie unter dem Stichwort Sozialismus 
zusammen. Die gespaltenen linken Tra- 
ditionslinien hierzulande machen eine 
arbeitsteilige Ansprache der Industriear- 
beiterschaft, der classes populaires und der 
Unterprivilegierten möglich. 

Es geht augenblicklich nicht um den 
Untergang der SPD, sondern um eine 
Neudefinition ihrer Rolle im linken 
Parteienlager. 
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Ökonomie ist kulturell, Kultur ist ökonomisch 
Zu den Grenzen einer Politischen Ökonomie des Populismus 


Die Diskussionen darüber, wie der jüngste 
Aufstieg der radikalen Rechten bzw. des 
Populismus zu erklären ist, werden oftmals 
als Streit zwischen zwei Seiten dargestellt: 
Auf der einen Seite stehen demnach 
„ökonomische Erklärungen“, deren am 
weitesten verbreitete Version im Aufstieg 
der rechten bzw. populistischen Parteien 
einen Protest derer vermutet, die unter 
Globalisierungs- und Modernisierungs- 
prozessen ökonomisch cher leiden, als dass 
sie von ihnen profitierten; auf der anderen 
Seite stehen „kulturelle Erklärungen“, 
die als Ursache für die aktuelle politische 
Kultur eine neue Spaltungslinie zwischen 
kommunitaristischen bzw. reaktionären 
und kosmopolitischen bzw. progressiven 
Positionen ausmachen (Lengfeld/Dilger 
2018: 181-187; Manow 2018: 13-16). 

In den letzten Jahren gerieten öko- 
nomische Deutungen ins Hintertreffen. 
Ursache hierfür waren insbesondere 
quantitative Studien, die zeigten, dass 
die Wähler_innenbasis des Rechtspopu- 
lismus soziostrukturell schr heterogen 
ist und keine Rede davon sein kann, dass 
vor allem sozial deprivierte Milieus rechts 
bzw. populistisch wählen (z.B. Lengfeld/ 
Dilger 2018). Zuletzt erschien jedoch 
eine Reihe quantitativer Studien, die zur 
Rehabilitierung ökonomischer Deutun- 
gen beitragen, indem sie das Konzept des 
„Globalisierungsverlierers“ komplexer mo- 


dellieren (Rodrik 2018; Burgoon u.a. 2018; 


Rooduijn/Burgoon 2018). Im deutsch- 
sprachigen Raum findet insbesondere 
Philip Manows Politische Ökonomie des 
Populismus (2018) große Beachtung. Auf- 
grund ihres zentralen Stellenwertes für die 
deutsche Debatte, arbeite ich im Folgenden 
anhand dieser Studie heraus, dass die Reha- 
bilitierung der ökonomischen Perspektive 
eine Berechtigung hat, aber doch droht, 
ihr argumentatives Konto zu überziehen, 
wenn sie sich in einen einfachen Gegensatz 
zu kulturellen Deutungen begibt und diese 
für erledigt erklärt. Anstelle solcher Ent- 
gegensetzungen ist ein Zusammendenken 
beider Perspektiven gefragt. 

Ein solches Zusammendenken erfolgt 
in der PROKLA-Debatte der letzten Jahre 
bereits. Während einige der in einer ober- 
flächlichen Kategorisierungals „kulturell“ 
einzuordnenden Beiträge (Dowling/van 
Dyk/Graefe 2017; Eversberg 2018) zahl- 
reiche ökonomische Argumente anfüh- 
ren, zeigen sich einige eher ökonomische 
Texte (Sablowski/Thien 2018) offen für 
kulturelle oder „identitätspolitische“ 
Deutungen. 

Um dieses Zusammendenken weiter 
voranzutreiben, ist eine Auseinander- 
setzung mit Manows Studie doppelt 
gewinnbringend. Erstens bietet sie die 
bis dato umfangreichste und differen- 
zierteste politisch-ökonomische Analyse 
der jüngsten populistischen bzw. radikal 
rechten Konjunktur, sodass sie beim 
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Zusammendenken von kulturellen und 
ökonomischen Perspektiven zwingend 
zu berücksichtigen ist. Zweitens stellt das 
Buch eine unmittelbare Herausforderung 
für eine solche Doppelperspektive dar, weil 
Manow eine klare Priorisierung ökonomi- 
scher über kulturelle Deutungen einfor- 
dert. Die Argumente, mit denen er dies 
tut, müssen aufgenommen und entkräftet 
werden. Entsprechend soll der vorliegende 
Beitragdas Zusammendenken von Kultur 
und Ökonomiein Auseinandersetzungmit 
Manows Studie weiter vorantreiben. 


Philip Manow und die 
Rehabilitierung ökonomischer 
Erklärungen 


Manow erreicht die Rehabilitierung 
ökonomischer Erklärungen insbesondere 
durch eine theoretische und eine metho- 
dische Entscheidung. Theoretisch legt er 
in Anlehnung an einen Aufsatz von Dani 
Rodrik (2018) dar, dass populistischer 
Protest nicht gleich populistischem Pro- 
test ist. Zwar versteht er den gegenwärtigen 
Populismus tatsächlich als einen von Ver- 
lierer_innen der Globalisierunggetragenen 
Protest. Jedoch seien die unterschiedlichen 
Gesellschaften auf je spezifische Weise 
von der Globalisierung betroffen, sodass 
jeweils andere Gruppen auf der ökono- 
mischen Verlierer_innenseite stünden. 
Zudem seien es jeweils andere Aspekte der 
Globalisierung, durch die diese Gruppen 
ihre ökonomische Position gefährdet sä- 
hen. So sei zu erklären, dass populistischer 
Protest in den verschiedenen Regionen 
verschiedene Formen annehme und von 
einer je anderen Basis getragen werde. In 
den südeuropäischen Ländern richte sich 
der Protest insbesondere gegen den freien 
Verkehr von Waren, Dienstleistungen 
und Kapital sowie gegen Austeritätspo- 
litik und artikuliere sich somit eher als 
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Linkspopulismus. In den mittel-, nord- 
und westeuropäischen Ländern richte er 
sich dagegen insbesondere gegen den freien 
Verkehr der Arbeitskraft, also gegen Mi- 
gration, und artikuliere sich somit cher 
rechtspopulistisch. Hier führt Manow 
eine weitere Differenzierung ein: In den 
angelsächsischen Ländern mit ihren offe- 
neren Arbeitsmärkten und rudimentären 
Wohlfahrtsstaaten richte sich der Protest 
vorallem gegen Arbeitsmigration; getragen 
werde er primär von Arbeitsmarkt-Out- 
sider, die in Migrant_innen (laut Manow 
zu recht) Konkurrenz sähen und als Folge 
der Migration Lohnsenkungen oder Ar- 
beitslosigkeit fürchteten. In den nord-und 
kontinentaleuropäischen Ländern mit 
stärker regulierten Arbeitsmärkten und 
großzügigeren Wohlfahrtsstaaten richte 
sich der Protest cher gegen Fluchtmigra- 
tion und werde von Arbeitsmarkt-Insider 
getragen; diese fürchteten (laut Manow 
zu recht), mit ihren Sozialbeiträgen die 
Wohlfahrt von Geflüchteten zu finanzie- 
ren, die selbst noch nie zur Finanzierung 
des Wohlfahrtsstaates beigetragen hätten, 
sodass es letztlich zu einer Überlastung der 
Wohlfahrtssysteme kommen könne (Ma- 
now 2018: 15-25, 38-69). 

Methodisch entscheidet sich Manow 
dagegen, statistische Untersuchungen auf 
individueller Ebene durchzuführen, also 
nach Korrelationen zwischen der indivi- 
duellen ökonomischen Situation und der 
Unterstützung für populistische Parteien 
zu suchen. Entscheidend für Wahlent- 
scheidungen sei weniger die individuelle 
Situation als die Wahrnehmung der öko- 
nomischen Situation im sozialen Kontext. 
Zum Beispiel könnten auch Personen, die 
als Individuen nicht von Arbeitslosigkeit 
betroffen sind, Arbeitslosigkeit in ihrem 
Umfeld als Problem wahrnehmen und ent- 
sprechende Wahlentscheidungen treffen. 
Daher arbeitet Manow mit geografisch 
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aggregierten statt mitindividuellen Daten 
(Manow 2018: 72-74). 

Manow sieht sein theoretisches Modell 
durch die mit dieser Methodik durchge- 
führte empirische Prüfung weitgehend 
bestätigt (Manow 2018: 70-138) — etwas 
vorschnell, wie ich im Folgenden zeige. 
Tatsächlich bietet seine Studie theore- 
tisch, methodisch und empirisch wichtige 
Erkenntnisse, die die Debatte voranbrin- 
gen können. Jedoch zeigen sich im Text 
auch einige Probleme, aufgrund derer sein 
Ansatz in Teilen revidiert und weiterge- 
dacht werden muss. Derer diskutiere ich 
im Folgenden drei: Zunächst gehe ich auf 
die Probleme rund um den Populismusbe- 
griff und Manows Verwendung desselben 
ein; daraufhin argumentiere ich gegen die 
strikte Entgegensetzung von Kultur und 
Ökonomie, die Manow in seinem Buch 
(überraschenderweise) vollzieht; drittens 
schließlich mache ich Vorschläge, wie das 
politisch-ökonomische Modell weiter aus- 
zubauen und zu vertiefen ist. 


Für und Wider des 
Populismusbegriffs 


Bevor ich auf die spezifischen Probleme von 
Manows relativ willkürlicher Verwendung 
des Populismusbegriffs eingehe, sind zu- 
nächst die allgemeinen Probleme der Rede 
vom Populismus zu reflektieren. Diese be- 
stehen weniger in der vielfach beklagten 
Uneinigkeit darüber, wie genau Populis- 
mus zu definieren ist - auch die Definition 
analytischer und normativer Schlüsselbe- 
griffe wie „Macht“, „Freiheit“ oder „De- 
mokratie“ ist notorisch umstritten, ohne 
dass man sie deswegen aufgeben würde. Die 
triftigeren Einwände bezichen sich auf die 
normative Aufladung, die der Populismus- 
begriff in seinen gängigen Verwendungen 
hat - und egal wie wissenschaftlich genau 
man den Begriff nun bestimmt, am Ende 
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bewegt man sich doch in diesen Diskursen 
(Boos 2018: 9-10). Die normativen Impli- 
kationen des Populismusbegriffs in seiner 
alltäglichen Verwendung sind dreifach 
problematisch. Erstens wird das Wort Po- 
pulismus in Europa in erster Linie verwen- 
det wird, um politische Gegner_innen als 
unseriös zu stigmatisieren. Egal, ob es um 
die Alternative für Deutschland (AfD), um 
Aufstehen, um die Kampagne Deutsche 
Wohnen & Co enteignen, um die aktuell 
erfolgreichen Grünen, um den Youtuber 
Rezo und sein CDU-Video, um den Juso 
Kevin Kühnert und seine Enteignungsthe- 
sen oder um Fridays for Future geht: Alle 
wurden von ihren Gegner_innen mit dem 
Populismusbegriff belegt, um sie als un- 
lautere Konkurrenz zu markieren -ohne, 
dass es irgendeine gemeinsame Essenz oder 
auch nur eine Familienähnlichkeit gäbe, 
die sie alle verbände. Zweitens geht diese in 
hohem Maße willkürliche Stigmatisierung 
der populistischen Anderen immer wieder 
mit einer hufeisentheoretischen Konzep- 
tion des politischen Raums einher, nach 
der die „Mitte“ demokratisch sei, während 
an den „Rändern“ undemokratische Ge- 
fahren lauerten, weshalb Populismus von 
links und rechts gleichermaßen zu be- 
kämpfen sei. Dies führt zunächst zu der 
aus den Diskussionen um den Extremis- 
musbegriffsattsam bekannten, in der Sache 
nicht haltbaren Gleichsetzung von linken 
und rechten Gefahren für die Demokratie 
(Rhein/Uhlig 2019; Boos 2018: 9-10, 18). 
Drittens schließlich beinhaltet das hufei- 
sentheoretische Denken heute oftmals eine 
Unterscheidung zwischen zwei Eskalati- 
onsstufen des Undemokratischen, näm- 
lich Populismus und Extremismus. Dabei 
gilt Populismus als im demokratischen 
Rahmen zwar problematisch, aber gerade 
noch zu dulden, Extremismus hingegen 
als weitaus gefährlicher, weil offen anti- 
demokratisch. Dieses Denken geht dann 
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immer wieder mit einer Verharmlosung 
der als „rechtspopulistisch“ bezeichneten 
Kräfte einher, die als noch akzeptabel, weil 
immerhin nicht extremistisch gelten (Heit- 
meyer 2018: 231-236, 244; Boos 2018: 22). 
Kritische Wissenschaft muss sich so- 
wohl gegen die willkürliche Stigmatisie- 
rung als auch gegen die hufeisentheoreti- 
sche Gleichsetzung von links und rechts 
als auch gegen die Verharmlosungder „nur 
populistischen“ Rechten wenden. Entspre- 
chend ist es nachvollziehbar, dass einige 
ganz auf den Populismusbegriff verzich- 
ten möchten. Jedoch sprechen auch gute 
Gründe dafür, den Begriff beizubehalten 
und aufeine Weise zu bestimmen, mit der 
man sich dezidiert gegen diese Probleme 
abgrenzt, um so den öffentlichen Diskurs 
über Populismus positiv zu beeinflussen. 
Der wichtigste Grund für dieses Vor- 
gehen besteht im zeitdiagnostischen Wert 
des Begriffs: Er erlaubt es, das gleichzeitige 
Erstarken von Tea Party und Occupy, von 
Donald Trump und Bernie Sanders, von 
Nigel Farage, Boris Johnson und Jeremy 
Corbyn, von Front National/Rassemble- 
ment National und La France insoumise, 
von AfD, PiS, Fidez, Vox, Lega etc. und 
Syriza und Podemos und Movimento 5 
Stelle als ein verbundenes Phänomen zu 
erfassen. In ihrer politischen Program- 
matik haben die genannten politischen 
Projekte relativ wenig gemeinsam: Einige 
sind eindeutig links, andere eindeutig 
rechts, wieder andere kaum sinnvoll aufder 
Links-rechts-Achse zu positionieren. Un- 
ter den rechten Projekten sind einige strikt 
wirtschaftsliberal, andere etatistisch, unter 
den linken sind einige deutlich für offene 
Grenzen, andere weniger. Was alle gemein 
haben, ist jedoch ihre erklärte Anti-Esta- 
blishment-Haltung und die Vorstellung, 
dass „das Volk“ oder „die einfachen Leute“ 
von „den Eliten“ vernachlässigt wurden 
und nun politisch mehr Geltung erhalten 
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sollen. Der Populismusbegriff erlaubt es, 
auf genau dieses verbindende Moment zu 
fokussieren und damit sichtbar zu machen, 
dass auf die Hochphase des Liberalismus 
von 1990-2006 und die Große Rezession 
ein regional stark ungleichmäßig verteilter 
„populistischer Moment“ (Mouffe 2018: 
11) folgte - der für die linken Populismen 
2019 zu Ende zu gehen scheint (Mudde 
2019). Dies kann man tun, ohne den oben 
dargelegten problematischen Implikatio- 
nen zu folgen, die der Populismusbegriff 
im Alltagsdiskurs hat. Begriffliche Alter- 
nativen wie „autoritärer Nationalismus“ 
(Eversberg 2018), „autoritärer National- 
radikalismus“ (Heitmeyer 2018), „Neo- 
nationalismus“ (Becker 2018), politischer 
Radikalismus (Burgoon/Roodjuin 2018) 
oder „radikale Rechte“ zielen entweder nur 
auf wenige dieser Bewegungen und bieten 
daher nicht das gleiche zeitdiagnostische 
Potenzial oder bringen eigene Fallstricke 
mit sich. Daher halte ich trotz aller Prob- 
leme am Populismusbegrift fest. 

Die aktuell in der sozialwissenschaft- 
lichen Debatte in Europa meistgenutzte 
Populismusdefinition von Cas Mudde 
(2007: 23) ist zum einen geeignet, das 
zeitdiagnostische Potenzial des Begriffs 
zu aktualisieren, und erlaubt zum anderen, 
sich zu den oben genannten Problemen zu 
verhalten. Dieser Definition nach gelten po- 
litische Projekte dann als populistisch, wenn 
sie einen moralisch aufgeladenen Gegensatz 
zwischen einem guten Volk und korrupten 
Eliten behaupten und eine Herstellungvon 
Volkssouveränität verlangen.' Mit diesem 
Konzept kann man - mit Abstrichen bei 


1 Nicht anschließen möchte ich mich dabei 
der Engführung von so verstandenem Popu- 
lismus und Antipluralismus, die insbeson- 
dere Müller (2016) mit Vehemenz vertritt, 
gegen die es aber gute empirische und theo- 
retische Argumente gibt (Boos 2018: 19). 
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Sanders und Corbyn sowie weiteren Ab- 
stufungen - alle oben genannten Projekte 
als populistisch erfassen. Zugleich ist dieses 
Verständnis von Populismus zunächst nor- 
mativ neutral: Wie progressiv, emanzipativ 
oder demokratisch populistische Projekte 
sind, ist nur von Fall zu Fall nachweisbar, 
nicht aber begrifllich vorentschieden. Wei- 
terhin steht ein so verstandener Populismus 
in keinem wechselseitig ausschließenden 
Verhältnis zu „Extremismus“: Auch in eini- 
gen Formulierungen der „extremistischen“ 
Ideologie des Nationalsozialismus wurde 
„das Volk“ gegen „die Eliten“ ausgespielt 
und eine wahre Herrschaft des Volkes gefor- 
dert - die sich dann gerade im Führerwillen 
verkörpern sollte (Müller 2016: 93-94). 

Manow lehnt diese Definition ebenso 
ab wie andere gängige Bestimmungen des 
Populismusbegriffs - etwa als einen be- 
stimmten Politikstil oder eine bestimmte 
Rhetorik. Das Problem dieser Definitionen 
sieht er darin, dass sie cher auf die Form 
(bzw. auf einige formale Aspekte der 
Ideologie) als auf den konkreten Inhalt 
zielten - und mit „Inhalt“ meint Ma- 
now vor allem die politische Ökonomie. 
Entsprechend fordert er eine stärker auf 
politisch-ökonomische Fragen gerichtete 
Herangehensweise an Populismus (Manow 
2018: 26-37). 

Dieses Argument von Manow ist in drei- 
erlei Hinsicht problematisch: Erstens wird 
zum Problem, dass Manow die gängigen 
Definitionen des Populismusbegriffs ab- 
lehnt, ohne eine alternative Definition vor- 
zulegen - und den Begriff doch ganz selbst- 
verständlich verwendet. Zwar bestimmt er 
den politisch-ökonomischen „Inhalt“ des 
linken und rechten Populismus als Protest 
gegen verschiedene Dimensionen der Glo- 
balisierung: Während linkspopulistischer 
Protest sich gegen den freien Fluss von Wa- 
ren, Dienstleistungen und Kapital wende, 
richte sich rechtspopulistischer Protest 
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gegen Migration. Damit sind aber mehr 
Fragen aufgeworfen als beantwortet: Heißt 
dies, dass jeder Protest oder jede Opposition 
gegen Globalisierung populistisch ist? Und 
warum nennt man es dann Populismus und 
nicht Antiglobalisierungsprotest? Oder 
sind nur bestimmte Protestformen popu- 
listisch zu nennen? Und wenn ja, welche 
Kriterien gelten dafür? Diese Unklarheiten 
führen im Konkreten dazu, dass die Ver- 
wendung des Begriffs bei Manow genauso 
willkürlich erfolgt wie es in der öffentlichen 
Debatte gängig ist. Er kann zwar begrün- 
den, warum er ein populistisches Projekt 
als links- oder rechtspopulistisch kategori- 
siert”, aber nicht, warum er eine bestimmte 
Partei überhaupt als populistisch bezeich- 
net. So schlägt er den portugiesischen Bloco 
de Esquerda kurzerhand und ohne weitere 
Begründung dem Linkspopulismus zu 
(Manow 2018: 41-42, 143). Dies ist für die 
Bestätigung seiner Hypothese ausgespro- 
chen hilfreich - denn dafür „braucht“ erin 
südeuropäischen Ländern linkspopulisti- 
sche Projekte. Es hat aber keine Basis in der 
gängigen Literatur, in der diese Partei zwar 
in aller Regel zwar als links, aber nicht als 
populistisch eingestuft wird. Andersherum 
wird durch diese Entscheidung auch völlig 
unklar, warum Manow Linksparteien in 
nord- und zentraleuropäischen Ländern 
nicht als linkspopulistisch einstuft - für die 
Bestätigung seiner Hypothese, die in diesen 
Ländern keinen Linkspopulismus vorsicht, 
ist das hilfreich, begründet ist es nicht. 
Zweitens vermischt Manow in seiner 
Kritik drei Ebenen, nämlich die Ebene der 
Definition des Populismus mit den Ebenen 
der Beschreibung konkreter Populismen 


2 Auch diese Einordnungerfolgt im Buch auf 
eine fragwürdige Weise, insbesondere in Be- 
zugaufdie Kategorisierungdes Movimento 
5 Stelle als linkspopulistisch (Manow 2018: 
38, 142-143). 
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wenn man den Populismusbegriff eher for- 
mal - sei es durch wenige Charakteristika 
der Ideologie, sei es als bestimmte Rhetorik 
oder Strategie - definiert, kann man doch 
zugleich davon ausgehen, dass konkrete po- 
pulistische Projekte immer auch konkrete 
Inhalte vertreten und diese Inhalte für den 
Erfolgentscheidend sind. Man würde auch 
ohne weiteres eingestehen, dass für ein kon- 
kretes Buch und seinen Erfolgder Inhalt re- 
levant ist, ohne deshalb eine aufden Inhalt 
fokussierte Definition des Wortes „Buch“ 
zu fordern. Gleiches gilt für Begriffe wie 
Partei, Protest, Hegemonieprojekt etc. Nur 
wenn man diese von Manow vermischten 
Ebenen auseinanderhält, kann man eine 
sinnvolle Diskussion führen. 

Drittens erlaubt es die Ablehnung der 
gängigen Populismusbegriffe Manow, weite 
Teile der Populismusforschung als bloß auf 
die Form fokussiert abzutun und damit 
zahllose Publikationen über die politischen 
Programmatiken und Anhänger_innen 
populistischer Parteien. Dies führt unter 
anderem zu einer Verharmlosung des real 
existierenden und relativ gut beforschten 
europäischen Rechtspopulismus. So stellt 
Manow rhetorisch die Frage, ob denn die 
Hinwendung zu autoritärer Herrschaft in 
Ungarn und Polen überhaupt systematisch 
mit der Tatsache zusammenhänge, dass 
dort rechtspopulistische Parteien regier- 
ten - schließlich werde der Rechtsstaat 
auch in Rumänien abgebaut, und zwar von 
einer nicht rechtspopulistischen Regierung 
(Manow 2018: 33). Mit solchen Anwürfen 
verharmlost Manow Rechtspopulismus als 
bloßen, irgendwie auch legitimen Protest 
gegen Migration als einer Dimension der 
Globalisierung - und blendet aus, dass die 
Forschungzum Thema sich schon seit mehr 
als zwei Jahrzehnten mit den politischen 
Inhalten des Rechtspopulismus beschäf- 


tigt und illiberalen Autoritarismus neben 
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Nativismus und Populismus zu den ideo- 
logischen Kernbestandteilen zählt (Mudde 
2007). 

Schon diese begrifflichen Probleme 
lassen Zweifel an Manows theoretischem 
Modell aufkommen, sie enden hier jedoch 
noch nicht. 


Ökonomie, Kultur, Politik 


Das zweite große Problem von Manows 
Konzeption besteht in der polemischen 
Art und Weise, auf die er ökonomische 
Erklärungen gegen kulturelle ausspielt. 
Die unterkomplexe Herangehensweise an 
das Verhältnis von Ökonomie, Kulturund 
Politik überrascht, weil Manow innerhalb 
der vergleichenden Wohlfahrtsstaatsfor- 
schung zu denjenigen zählt, die Kultur als 
Faktor ernst nehmen (siehe etwa Kersber- 
gen/Manow 2009). 

In seinem Populismusbuch hingegen 
verhält er sich regerecht polemisch gegen 
diejenigen, die Kultur als erklärenden Fak- 
tor für die aktuelle politische Konjunktur 
heranziehen. In erster Linie wendet Ma- 
now sich gegen die Ihese eines kulturellen 
Backlashs, die in verschiedenen Formulie- 
rungen vorliegt (Dowling/van Dyk/Graefe 
2017; Reckwitz 2016; Inglehart/Norris 
2016; Koppetsch 2019). Mit schr unter- 
schiedlichen Schwerpunkten legen diese 
Autor_innen dar, dass es in den letzten 
Jahrzehnten in westlichen Gesellschaften 
zu Liberalisierungsprozessen kam, die mit 
einer Entwertungüberkommener Normen 
und einstmals hegemonialer Lebensformen 
einherging. Gegen diese Entwertungrichte 
sich der rechtspopulistische Backlash. Je- 
doch beschränkt sich Manows Kritik nicht 
auf die Backlash-These. Vielmehr weist er 
auch allgemeiner die Position zurück, die 
Kultur in einem weiten Sinnealserklären- 
den Faktor heranzicht, also den Versuch, 
die Konjunktur (rechts-)populistischer 
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Erfolge auch durch kollektiv geteilte Be- 
deutungsmuster zu erklären. 

Manow gesteht zwar wiederholt zu, dass 
ökonomische Sachverhalte immer kulturell 
überformt werden müssten, bevor sie po- 
litische Wirksamkeit entfalten könnten 
(Manow 2018: 16, 32-33, 100). Jedoch 
wird Kultur damit auf eine bloß vermit- 
telnde Schicht zwischen Ökonomie und 
Politik reduziert. Als eigentliche Quelle für 
politische Positionierungen gilt dann die 
ökonomische Lage der jeweiligen Subjekte 
und ihres sozialen Umfelds sowie die als 
ökonomisch-rational vorgestellte Verarbei- 
tung dieser Lage durch die Subjekte. Den 
Prozess der Politisierung ökonomischer 
Umstände konzeptioniert Manow ähnlich 
dem Rational-Choice-Ansatz: Die Subjekte 
sähen, welche Faktoren die ökonomische 
Lage ihres Umfelds gefährden und protes- 
tierten politisch dagegen. Auch wenn diese 
politische Artikulation dann noch kultu- 
rell vermittelt sei, ist es Manow zufolge im 
Allgemeinen nicht notwendig, Kultur als 
erklärenden Faktor zu berücksichtigen. 
Zwar lässt er hypothetisch die Möglichkeit 
zu, dass Kultur unter Umständen einen 
erklärenden Wert habe. Diesen Faktor in 
Betracht zu ziehen ist der Logik seiner Ar- 
gumentation zufolge jedoch erst geboten, 
wenn die tatsächlichen politischen Positi- 
onierungen durch ökonomische Faktoren 
nicht mehr erklärt werden könnten. Sonst 
sei die Bezugnahme auf Kultur tautologisch 
(Manow 2018: 14, 34-35). 

Diese Konzeption geht mit erheblichen 
theoretischen und methodischen Proble- 
men einher. Diese betreffen zunächst den 
Prozess, in dem aus der ökonomischen Lage 
politische Positionierungen erwachsen sol- 
len. Während Manow argumentiert, als ob 
die ökonomisch-rationale politische Positi- 
onierung, mit der die Subjekte aufihre öko- 
nomische Lage reagieren, fraglos gegeben 
sei, ist diese „Rationalität“ in Wirklichkeit 
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von hochgradig kontingenten Interpreta- 
tionsprozessen abhängigund somit immer 
kulturell bedingt. Das lässt sich anhand 
von Manows Erklärung für Rechtspopulis- 
mus in kontinental- und nordeuropäischen 
Wohlfahrtsstaaten erläutern. Hier geht er 
davon aus, dass der Protest in erster Linie 
von Arbeitsmarkt-Insider getragen wird 
und sich insbesondere gegen Fluchtmig- 
ration richtet. Die Insider verstünden sich 
als diejenigen, die den relativ großzügigen 
und offenen Wohlfahrtsstaat finanzierten 
und wendeten sich dagegen, dass aufgrund 
von Fluchtmigration Personengruppen in 
den Genuss wohlfahrtsstaatlicher Leistun- 
gen kämen, die nie selbst Beiträge gezahlt 
hätten. Dies gelte in Deutschland noch 
verschärft, weil aufgrund der Agenda- 
2010-Reformen auch relativ etablierte 
Arbeitsmarkt-Insider befürchten müss- 
ten, nach nur einem Jahr Arbeitslosigkeit 
auf dasselbe Grundsicherungsniveau wie 
Geflüchtete zurückzufallen (Manow 2018: 
87-89). 

Diese Beschreibung hat eine gewisse 
Plausibilität und ist nicht nur mit Manows 
quantitativen Daten, sondern auch mit den 
- in erster Linie für die USA verfügbaren - 
qualitativen bzw. ethnografischen Studien 
vereinbar (Hochschild 2016). Aber ist sie 
wirklich bloß „ökonomisch“ und setzt 
bei den Subjekten einfach Rationalität 
voraus? Auch in einem verhältnismäßig 
„großzügigen“ und offenen Wohlfahrts- 
staat wie Deutschland ist zu erwarten, 
dass Arbeitsmarkt-Insider durch die Auf- 
nahme einer großen Zahlvon Geflüchteten 
weitaus weniger ökonomische Nachteile 
zu befürchten haben als Prekarisierte und 
Arbeitslose - und als die Teile (post-Jmig- 
rantischer Minderheiten, die aufgrund des 
rassistisch segmentierten Arbeitsmarktes 
überdurchschnittlich oft einfacheren und 
schlechter bezahlten Jobs nachgehen müs- 
sen. Denn gerade diese Gruppen müssen 
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mit den neu Angekommenen um Jobs 
im Niedriglohnsektor konkurrieren und 
bewegen sich auch am ehesten im selben 
Sektor des Wohnungsmarkts (Helbig/ 
Jähnen 2019). Arbeitsmarkt-Insider mögen 
das Gefühl haben, mit den eigenen Sozial- 
beiträgen und Steuern das Auskommen der 
neu angekommenen Personen zu finanzie- 
ren und dies als ungerecht empfinden. Die 
größten unmittelbar ökonomischen Nach- 
teile haben sie aber nicht zu befürchten. Je 
nachdem, in welchem Sektor sie arbeiten, 
könnten sie aufgrund der gewachsenen Bin- 
nennachfrage cher noch eine Verbesserung 
ihrer Position erwarten. Auch eine reale 
„Überlastung“ der Sozialsysteme durch die 
2015 und 2016 Angekommenen ist nicht 
plausibel (Arps 2019). Zudem zeigt genau 
die ethnografische Forschung, die bei 
rechtspopulistisch wählenden Subjekten 
Interpretationen beschreibt, die den von 
Manow postulierten nahekommen, dass 
diese Subjekte sich dabei immer wieder ent- 
gegen der ihnen typischerweise zugeschrie- 
benen ökonomischen Standardinteressen 
(Besserungihrer ökonomischen Lage usw.) 
positionieren (Hochschild 2016: 8-16). 
Die von Manow in seinen theoretischen 
Darstellungen eingeführte und in den 
empirischen Daten bestätigte „ökonomi- 
sche“ Erklärung erweist sich also - rein 
ökonomisch betrachtet - als hochgradig 
kontingent und somit als kulturell voraus- 
setzungsvoll. Es ist nicht ökonomisch-rati- 
onal selbstverständlich, sondern kulturell 
erklärungsbedürftig, dass Arbeitsmarkt- 
Insider öfter rechtspopulistisch wählen als 
Arbeitsmarkt-Outsider. Hier wird nicht 
einfach nur eine ökonomisch-rationale 
Entscheidung der Subjekte kulturell 
vermittelt ausgedrückt. Vielmehr ist der 
Prozess, in dem Subjekte darüber ent- 
scheiden, was für sie rational ist, eine In- 
terpretation, die nicht individuell, sondern 
intersubjektiv und kollektiv betrieben wird 
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- und somit immer schon kulturell. Indem 
Manow in seinem „theoretischen“ Argu- 
ment den Subjekten genau die Position als 
„ökonomisch rational“ unterstellt, die er 
empirisch bei ihnen feststellt, argumentiert 
er letztlich genauso tautologisch, wie er es 
kulturellen Erklärungen unterstellt. 

Das Problem geht noch weiter: Nicht 
nur die politische Bearbeitung der ökono- 
mischen Lage wird durch Kultur geprägt. 
Auch die Ökonomie selbst ist durch Fak- 
toren mitstrukturiert, die gemeinhin als 
„kulturell“ verstanden werden. Dies lässt 
sich insbesondere anhand zweier riesiger 
Leerstellen in Manows Buch darstellen, 
nämlich der Fragen von Geschlecht und 
race bzw. Ethnizität. Zwar hält Manow fest, 
dass rechtspopulistische Parteien überpro- 
portional von Männern gewählt werden, 
geht aber kaum auf die Ursachen ein. In 
seinem Modell wäre das für Kontinental- 
und Nordeuropa dadurch zu erklären, dass 
Männer öfter Arbeitsmarkt-Insider sind als 
Frauen (Manow 2018: 100, 116, 148). Dies 
wirft aber die Frage auf, warum das der Fall 
ist, warum also Arbeitsmärkte geschlechts- 
spezifisch strukturiert sind. Verfolgt man 
diese Frage weiter, bewegt man sich mit- 
ten in die Debatten um patriarchalische 
Strukturen und feministische Emanzipa- 
tionspolitiken - also auf ein Feld, das oft 
als „kulturell“ und „identitätspolitisch“ 
abgetan wird, sich aber als in hohem Maße 
ökonomisch herausstellt (Dowling/van 
Dyk/Graefe 2017; Mayer u.a. 2018). 

An anderer Stelle spricht Manow (2018: 
48) beiläufig vom „Milieu der weißen Ar- 
beiterklasse, das Trump gewählt hat“ - ganz 
so, als sei dies eine ganz einfache ökonomi- 
sche Kategorie. Die Formulierung wirft 
aber die Frage auf, warum es überhaupt eine 
„weiße Arbeiterklasse“ gibt, warum ausge- 
rechnet diese und nicht „die Arbeiterklasse“ 
insgesamt in überproportionalem Maße 
Trump unterstützt. Das kann überhaupt 
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nur der Fall sein, wenn Sozialstruktur, 
Arbeitsmarkt und politischer Raum selbst 
schon in erheblichem Maße durch race und 
Ethnizität mit-strukturiert waren. Diesen 
Aspekt ernst zu nehmen drängt die Frage 
auf, ob die Ablehnung gegen „Migration“, 
die bei Manow als rein ökonomischer 
Protest firmiert, nicht ein sehr viel kom- 
plexeres Bündel von Positionierungen auf 
verschiedenen Konfliktfeldern umfasst: 
Thematisiert werden dabei die ethnische 
Stratifizierung der Gesellschaft, strukturelle 
Diskriminierung, Diversität, Einschluss, 
Ausschluss etc. (Arps 2019; Scherrer/ 
Lüthje 2001; Bhambra 2017; Bhambra/ 
Holmwood 2018; Sablowski/Thien 2018: 
65; Koppetsch 2019: 40-41). 

So erweisen sich die oft als „kulturell“ 
und „identitätspolitisch“ eingeordneten 
oder gar abgetanen Konfliktfelder rund 
um Geschlecht und race/Ethnizitätalseng 
mit ökonomischen Fragen verknüpft. An- 
tisexistische und antirassistische Politiken 
sind somit immer auch ökonomische Ver- 
teilungskämpfe, der „kulturelle“ Backlash 
gegen diese Politiken ist immer auch ein 
ökonomischer Backlash. Umgekehrt muss, 
wer von der politischen Ökonomie des Po- 
pulismus als Verteilungsfrage spricht, auch 
diese „kulturellen“ Aspekte ernstnehmen. 

Das heißt freilich umgekehrt nicht, dass 
sich Rechtspopulismus auf einen ökono- 
misch-kulturellen Backlash vonseiten um 
ihre Privilegien kämpfender „weißer Män- 
ner“ reduzieren ließe. Die Hinweise darauf, 
dass sich der ökonomische Druck auf große 
Teile der Bevölkerung in europäischen 
Wohlfahrtsstaaten in den letzten Jahren 
deutlich erhöht hat, bestimmte industrielle 
Lebensformen entwertet wurden, entspre- 
chende Abstiegsängste eine Grundlage 
haben und ein Nach-unten-Treten wahr- 
scheinlich machen, sind plausibel (Kop- 
petsch 2019: 95-148; Sablowski/Thien 
2018). Ebenso ist plausibel, dass es einige 
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Formen der antisexistischen und antiras- 
sistischen Politik gab, die ein Bündnis mit 
marktradikalen Reformen eingegangen sind 
und Fragen der Klassenpolitik vernachläs- 
sigt haben (Fraser 2017). Jedoch war dieses 
Bündnis innerhalb feministischer und an- 
tirassistischer Bewegungen stets umstritten 
— und dieser Streit verliefanders als oft kol- 
portiert keinesfalls entlang einer Linie, auf 
deren einer Seite besonders „neoliberale“ 
poststrukturalistische Ansätze gestanden 
hätten. 

Manows Grundthese bleibt plausibel 
und ist es wert, weiterverfolgt zu werden: 
Globalisierung - auch in den Formen von 
Europäisierung und zunehmender Mig- 
ration — produziert Gewinnerinnen und 
Verliererinnen. Die damit bei bestimm- 
ten sozialen Gruppen hervorgebrachten 
Statusverluste und Verlustängste können 
- sofern sie nicht anderweitig politisch 
bearbeitet werden - populistische Mobi- 
lisierung begünstigen. Weil die verschie- 
denen Länder in unterschiedlicher Weise 
in Globalisierung eingebunden sind, sind 
je andere Gruppen in je anderer Weise 
betroffen, so dass sich je andere Oppor- 
tunitätsstrukturen für populistische Mo- 
bilisierung ergeben. Die Analyse dieser 
Dynamiken muss jedoch zum einen neben 
Globalisierungsprozessen auch soziale 
Liberalisierungsprozesse, die mit Globa- 
lisierung verbunden, aber nicht identisch 
sind, einbeziehen und mit einer komple- 
xeren Modellierung des Verhältnisses von 
Kultur und Ökonomie arbeiten. Dieskann 
beispielsweise mit Bourdieu (Koppetsch 
2019), Polanyi (Bieling 2017) oder Hall 
(Opratko 2017) erfolgen. 


Mehr Variablen, bitte! 


Das dritte große Problem besteht darin, 
dass Manows theoretisches Modell bereits 
in der politisch-ökonomischen Dimension 
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unterkomplex bleibt - sowohl in den unab- 
hängigen und in den abhängigen Variablen 
als auch in den Zusammenhängen. 

Dies zeigt sich insbesondere in einer 
vergleichenden Betrachtung der beiden 
politisch und ökonomisch gewichtigsten 
EU-Länder Deutschland und Frankreich. 
In Deutschland ist der Erfolgder AfD zwar 
groß genug, um Aufschen zu erregen, er ist 
aber regional stark auf den Osten konzen- 
triert und erweist sich im internationalen 
Vergleich als relativ gering. Frankreich 
dagegen gehört neben Italien und Grie- 
chenland zu den EU-15-Ländern, in de- 
nen die maßgeblich von populistischen 
Kräften getragene Transformation des 
Parteiensystems am drastischsten ausfiel 
— die einstmals dominanten sozialistischen 
und konservativen Parteien erzielten zu- 
letzt nur einstellige Ergebnisse. Daher 
verdient der Vergleich beider Länder und 
verdient insbesondere der französische Fall 
besondere Aufmerksamkeit. Manow öffnet 
sich dieser Reflexion kaum. In seiner ersten 
Überblicksdarstellung der populistischen 
Landschaft in Europa rechnet er den Po- 
pulismus in Frankreich klein, indem er 
die Ergebnisse der links- und rechtspopu- 
listischen Kräfte voneinander subtrahiert 
(Manow 2018: 40-42). In der ausführli- 
chen Betrachtunglässt er das Land dagegen 
ganz außen vor (Manow 2018: 107). Dies 
dürfte daran liegen, dass Manows Modell 
weder die immense populistische Kon- 
junktur in Frankreich noch die riesigen 
Unterschiede zu Deutschland hinreichend 
erklären kann. 

Indem er Großzügigkeit und Zugäng- 
lichkeit des Wohlfahrtsstaates, Offenheit 
des Arbeitsmarktes sowie Ausmaß und 
Form der Migration zu den wichtigsten 
unabhängigen, also erklärenden Variablen 
macht, blendet er gerade diejenigen Fak- 
toren aus, die den Unterschied zwischen 
Frankreich und Deutschland erklären 
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könnten. In den genannten Variablen über- 
wiegen zwischen beiden Ländern cher die 
Ähnlichkeiten als die Unterschiede. Inso- 
weit doch Unterschiede bestehen, müssten 
diese nach Manows Konzeption eigentlich 
in die entgegengesetzte Richtung deuten. 
Die jüngeren Erfolge des FN/RN sind 
kaum dadurch zu erklären, dass Frankreich 
ein besonderes Ausmaß an „Immigration 
in die Sozialsysteme“ zu „verkraften“ hätte 
- im Vergleich mit Deutschland isteher das 
Gegenteil der Fall. Und wenn Frankreich 
„zwischen der süd- und der kontinental- 
europäischen Politischen Ökonomie zu 
verorten“ (Manow 2018: 106) ist, sollte 
der Rechtspopulismus dort eher schwä- 
cher sein als im kontinentaleuropäischen 
Deutschland. 

Will man die großen rechtspopulisti- 
schen Erfolge in Frankreich erklären, muss 
man, darin ist Manow zuzustimmen, auf 
soziale Verwerfungen eingehen, denen 
auch ökonomische Entwicklungen zu- 
grunde liegen. Blickt man auf die Daten, 
müssten diese aber eher in ökonomischer 
Stagnation, Deindustrialisierung, der 
Abwertung der entsprechenden Lebens- 
formen und hoher (insb. Jugend-)Arbeits- 
losigkeit zu suchen sein als in Migration. 
Will man diese Problemlagen erklären, 
wird deutlich, dass nicht nur über Urter- 
schiede zwischen beiden Ländern zu spre- 
chen ist, sondern über Wechselwirkungen. 
Diese ergeben sich unter anderem aus der 
engen Verflochtenheit in Binnenmarkt 
und Eurozone sowie aus den Verschie- 
bungen der Wertbewerbsfähigkeit durch 
die Agenda-2010-Reformen. Esliegt nahe, 
dass der relative Erfolg des deutschen und 
der relative Misserfolg des französischen 
Entwicklungsmodells innerhalb der Eu- 
ropäischen Union verknüpft sind, Frank- 
reichs Entwicklung von Deutschlands 
abhängig ist (Flassbeck/Lapavitsas 2015: 
25-27, 29-33; 54-56; Lux 2015; Schneider/ 
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Syrovatka 2017; Sablowski/Schneider/Sy- 
rovatka 2018). Selbiges gilt dann auch für 
die sozialen Verwerfungen und das darauf 
basierende populistische Mobilisierungs- 
potenzial. Das verweist auf den allgemei- 
nen Zusammenhang, dass die Populismen 
in der Europäischen Union ungleich und 
kombiniert sind. Solche Zusammenhänge 
erwähnt Manow (2018: 131-138) zwar, gibt 
ihnen in seinem arbeitsmarkt- und migrati- 
onszentrierten Modell jedoch nicht genug 
Raum. 

Darüber hinaus zeigt sich, dass nicht 
nur die unabhängigen Variablen und die 
Wirkungsmechanismen, sondern auch 
die abhängigen, also zu erklärenden Va- 
riablen zu erweitern sind. Der Vergleich 
zwischen Deutschland und Frankreich 
verweist nämlich auch auf die Vielfalt 
rechter Populismen. Während die ur- 
sprüngliche wirtschaftsliberale Agenda 
der AfD mittlerweile zwar umstritten, in 
den westdeutschen Ländern aber immer 
noch dominant ist, hat der FN/RN seine 
wirtschafts- und sozialpolitische Agenda in 
den letzten Jahren deutlich hin zu einem 
etatistischen Wohlfahrtschauvinismus ver- 
schoben. Manow (2018: 45-46) erwähnt 
zwar, dass man hier „einen durchaus neuen 
programmatischen Mix, nämlich eine 
Kombination von soziokulturell rechten 
[..] und sozioökonomisch linken Positio- 
nen“ erkennen könne. Er verallgemeinert 
aber zu schnell und ignoriert, dass die 
sozial- und wirtschaftspolitischen Posi- 
tionen der rechtspopulistischen Parteien 
in Europa schr divers bleiben (Otjes u.a. 
2018; Becker 2018). Zu erklären, unter 
welchen Bedingungen und wie nachhal- 
tig die wohlfahrtschauvinistisch-etatisti- 
schen Neupositionierungen stattfinden 
und warum andere Parteien - etwa die 
norwegische Fremskrittspartiet oder die 
Schweizerische Volkspartei - weiterhin 
marktradikale Positionen vertreten, zählt 
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zu den Aufgaben zukünftiger Forschung. 
Hier liegt die Hypothese nahe, dass die un- 
terschiedliche Position der Länder in der 
internationalen Arbeitsteilung wiederum 
einen Einfluss hat (Werner 2013). 

Über den Vergleich Deutschland- 
Frankreich hinaus lässt Manows Studie 
schr viele Fragen in Bezug auf die postso- 
zialistischen Länder Mittel- und Osteu- 
ropas offen. Will man die ökonomischen 
Bedingungen für die Entwicklung des 
Rechtspopulismus in den postsozialisti- 
schen Ländern erklären, sind Fragen der 
nachholenden Entwicklung und Einbin- 
dung in die europäische Arbeitsteilung 
einzubeziehen, die mit der für diese Länder 
ökonomisch cher nachrangigen Frage der 
Immigration wenig zu tun haben (Becker 


2018: 38-52). 


Wissenschaftliche und 
strategische Konsequenzen 


Forschungsstrategisch gilt es also, Ma- 
nows Erkenntnisse aufzunehmen, aber 
seinen Ansatz in Bezug auf die drei hier 
genannten Probleme zu revidieren, um 
ihn dann für eine Analyse der ungleichen 
und kombinierten Konjunkturen des Po- 
pulismus in Europa produktiv zu machen, 
die kulturelle und ökonomische Faktoren 
zusammendenkt. 

Politisch-strategisch stellt der Rechtspo- 
pulismus vor dem Hintergrund eines sol- 
chen Ansatzes ein Dilemma dar: Manows 
ökonomische Argumentation läuft nicht 
nur darauf hinaus, den Populismus und 
seine Wähler_innen gegen allzu einfache 
Zuschreibungen der Irrationalität und Re- 
gressivität in Schutz zu nehmen, sondern 
zumindest implizit auch auf eine gewisse 
Legitimation dieses politischen Protests: 
Schließlich kämpften hier Menschen ge- 
gen eine Verletzung ihrer ökonomischen 
Interessen durch Globalisierungsprozesse 
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—- und zwar Menschen aus Milieus, die 
(nicht durchwegs aber zu relevanten Teilen) 
schlechter gestellt sind als die meisten, die 
etwa in der PROKLA über sie schreiben. 
Auch wenn man Manows polemisch-apo- 
diktischen Ton ablehnt und die Verkürzun- 
gen seines Modells problematisiert, muss 
manihmundanderen darin zuzustimmen, 
dass die Reaktion nicht aufein moralisches 
Abkanzeln dieses Kampfs beschränkt 
bleiben kann (vgl. auch Sablowski/Thien 
2018). Nichtsdestoweniger stellt sich die- 
ser Kampf sowohl im globalen Maßstab als 
auch bezogen auf Geschlecht und race/Eth- 
nizität als ein Treten nach unten dar, das 
eindeutig autoritäre Züge trägt und nicht 
als irgendwie doch progressiv gemeint um- 
interpretiert werden kann. Für politische 
Akteur_innen, die sich Freiheit, Gleich- 
heit und Demokratie verschrieben haben, 
kann Rechtspopulismus politisch nur ein 
Gegner sein (Eversberg 2018; Lessenich 
2017; Dowling/van Dyk/Graefe 2017). 
Daher ist weder die einfache moralische 
Verurteilungnoch die Verharmlosungoder 
gar implizite moralische Legitimation eine 
angemessene Reaktion (Koppetsch 2019: 
253-255). 

Ein naheliegender Umgang mit diesem 
Dilemma besteht in der Forderung, poli- 
tische Strategien gegen Rechtspopulismus 
so anzulegen, dass sie „berechtigte ökono- 
mische Ängste“ zwar aufnehmen, aber so 
politisieren, dass sie nicht aggressiv gegen 
unten oder außen gewendet werden. Dies 
ist jedoch leichter formuliert als ausgestal- 
tet. Es bedürfte eines politisch-ökonomi- 
schen Programms, von dem sich erstens 
eine breite Mehrheit der Bevölkerung, zu 
der auch ein relevanter Teil der rechtspopu- 
listisch Wählenden zählt, realistisch einen 
Weg zu einem besseren Leben erhoffen 
kann, das zweitens auch im Kontext von 
globaler Ungleichheit, Geschlecht, race/ 


Ethnizität und Klimakrise als emanzipativ 


Floris Biskamp 


gelten kann und das sich drittens nicht auf 
den ersten Blick als voluntaristisch oder 
idealistisch herausstellt. 
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Markus Wissen 


Der sozial-ökologische Umbau als Demokratiefrage 


Dilemmata und Chancen einer gewerkschaftlichen 
Transformationspolitik! 


Wegweisende Beiträge zum sozial-ökolo- 
gischen Umbau aus den Reihen der Sozi- 
aldemokratie haben eher Seltenheitswert. 
Wagt sich dennoch einmal ein prominentes 
Parteimitglied aus der Deckung, lassen die 
aufgeregten Reaktionen nicht lange auf 
sich warten. Jüngst musste dies der Juso- 
Vorsitzende Kevin Kühnert erleben, als er 
das für eine dem demokratischen Sozialis- 
mus verpflichtete Partei eigentlich Selbst- 
verständliche aussprach, nämlich, dass man 
Autokonzerne wie BMW durchaus auf de- 
mokratischem Wege kollektivieren könne.! 

Kaum war die Tinte der Wochenzei- 
tung Die Zeit, der Kühnert dies in einem 
Interview anvertraut hatte, getrocknet, 
da prasselte auch schon ein Gewitter aus 
Distanzierungen, Beschimpfungen, DDR- 
Vergleichen und Treuebekenntnissen zu 
Marktwirtschaft und Privateigentum auf 
ihn nieder — ausgelöst nicht nur von den 
üblichen Verdächtigen aus FDP, CDU, 
dem Springer-Verlag und dem Secheimer 


1 Der Aufsatz beruht auf Untersuchungen 
und Diskussionen im Rahmen des vom 
österreichischen Klima- und Energiefonds 
(KLIEN) geförderten Projekts „Social- 
Ecological Transformation: Industrial 
Conversion and the Role of Labour (CON- 
LABOUR)“ sowie auf Diskussionen im 
Gesprächskreis „Zukunft Auto, Umwelt, 
Mobilität“ der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
Darüber hinaus danke ich Alex Demirovic, 
Tobias Haas, Etienne Schneider und Ingo 
Stützle für wichtige Anregungen. 


Kreis, sondern etwa auch vom BMW-Be- 
triebsratsvorsitzenden, Manfred Schoch, 
der sich zu der Äußerung verstieg, dass „[f] 
ür Arbeiter deutscher Unternehmen [...] 
diese SPD nicht mehr wählbar“ sei.? 

Allem Anschein nach hat Kühnert ei- 
nen sensiblen Punkt getroffen. Wäre sein 
Kollektivierungsvorschlag völlig abwegig, 
dann wäre der Aufschrei, den er auslöste, 
entweder schneller verhallt oder gar nicht 
erst ausgestoßen worden.’ Dem war jedoch 
nicht so. Er klang lange nach und könnte, 
sollte sich die SPD in ihrer aktuellen Füh- 
rungskrise des ein oder anderen progressi- 
ven, wenn auch seit Langem verschütteten 
Traditionselements erinnern, den Auftakt 
einer Debatte bilden, die möglicherweise 
interessante politische Bündnisoptionen 
eröffnet. 


Demokratisierung als Schlüssel 
zur sozial-ökologischen 
Transformation 


Kern dieser Debatte ist die Eigentumsfrage, 
genauer: die Frage der Verfügung über die 


2 Siehe „BMW-Betriebsratschef nach Äu- 
ßerungen von Kühnert: ‘SPD für Arbeiter 
deutscher Unternehmen nicht wählbar’“, in: 
Wirtschaftswoche, wiwo.de (3.5.2019). 

3 Wobei die Person Kühnert und seine Funk- 
tion als Juso-Vorsitzender hier sicherlich 
auch eine wichtige Rolle spielten. 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 196, 49. Jg. 2019, Nr. 3, 477-486 
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Produktionsmittel. Nicht zuletzt an der 
Antwort, die auf diese Frage gegeben wird, 
wird sich entscheiden, ob eine sozial-ökolo- 
gische Gesellschaftstransformation gelingt. 
Die Gewerkschaft IG Metall ist sich 
dessen bewusst. Statt das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln für sakrosankt 
zu erklären, spricht sie sich in ihrer Satzung 
(die allerdings - siche das Beispiel des 
BMW-Betriebsratsvorsitzenden - nicht 
allen Mitgliedern bekannt zu sein scheint), 
für eine „Demokratisierung der Wirt- 
schaft“ aus und benennt die „Überfüh- 
rungvon Schlüsselindustrien und anderen 
markt- und wirtschaftsbeherrschenden 
Unternehmungen in Gemeineigentum“ 
als eines ihrer Ziele.* Damit ist nicht ein- 
fach (nur) eine Verstaatlichung, also eine 
Änderung der Eigentumsverhältnisse, 
gemeint, sondern auch, wie die IG Metall 
in ihrem Stahlpolitischen Programm von 
1985 konkretisiert, „eine entsprechende 
Änderung der Verfügungsmacht über die 
Produktionsmittel“ (IG Metall 1985: 27). 
Motiviert ist das Vergesellschaftungs- 
ziel von der Überlegung, dass eine demo- 
kratische Organisation der Produktion 
die besten Voraussetzungen für humane 
Arbeitsbedingungen bietet. Dieses soziale 
und arbeitspolitische Motiv wäre um ein 
ökologisches zu ergänzen: Erst wenn die 
Produktion demokratisch organisiert ist, 
sind die Voraussetzungen dafür gegeben, 
dass nicht ständig „negative Externalitä- 
ten“ in Gestalt der Übernutzung von Res- 
sourcen und Senken geschaffen werden, 
die die Lebensbedingungen von Menschen 
heute und in der Zukunft untergraben.’ 


4 Paragraf2 der im Oktober 2015 beschlosse- 
nen Satzung der IG Metall (siche igmetall. 
de). Kühnert selbst hat in der Talkshow 
Anne Willam 5.5.2019 daraufhingewiesen. 


5 Siehe zur jüngeren, auch die ökologische Di- 
mension berücksichtigenden (Wirtschafts-) 


Markus Wissen 


Die Produktion in einem starken Sinn 
demokratisch zu organisieren bedeutet, 
dass alle, die von einer unternehmerischen 
Entscheidungberroffen sind, gleichberech- 
tigtan deren Zustandekommen mitwirken 
dürfen. Dabei handelt es sich nicht nurum 
die Beschäftigten, sondern um alle soge- 
nannten stakeholder, also etwa die in der 
Umgebung eines Betriebs lebenden und 
seinen Emissionen oder dem Lieferverkehr 
unmittelbar ausgesetzten Menschen sowie 
die BewohnerInnen jener Orte, an denen 
die für die Produktion nötigen Rohstoffe 
extrahiert werden. 

Implizit wären auch die zukünftigen 
Generationen zu beteiligen, und zwar 
dergestalt, dass eine Entscheidung dem 
Gebot der Reversibilität zu folgen hätte: 
Die Stromerzeugung aus Atomkraft und 
Braunkohle wäre einzustellen, weil sie ir- 
reversible Einschränkungen für Menschen 
mit sich bringt, die aufgrund des Zeit- 
punkts ihrer Geburt keine Chance haben, 
die entsprechenden energiepolitischen- 
und wirtschaftlichen Entscheidungen zu 
beeinflussen, geschweige denn von ihnen 
zu profitieren. 

Im Kern geht es also darum, eine 
zentrale Beschränkung der liberalen De- 
mokratie aufzuheben und dem Prinzip 
der Gleichheit, dem Wesenskern von 
Demokratie (vgl. Demirovid 2013: 213f.), 
umfassend zur Geltung zu verhelfen. In 
der liberalen Demokratie beschränkt sich 


die Gleichheit auf die rechtliche und die 


Demokratie-Debatte das Positionspapier 
der Schweizer Sozialdemokratie zu Wirt- 
schaftsdemokratie (SP Schweiz 2016), den 
von Ruth Daellenbach, Beat Ringger und 
Pascal Zwicky (2019) herausgegebenen 
Band sowie die Beiträge in Demirovic 
(2018). Grundlegend zu historischen An- 
sätzen und theoretischen Konzepten einer 
Demokratisierung der Wirtschaft: Beer- 
horst (2004) und Demirovie (2007). 


Der sozial-ökologische Umbau als Demokratiefrage 


politische Sphäre. Das bedeutet einerseits, 
dass die Stimme einer Arbeiterin bei einer 
Wahl genauso viel zählt wie die eines 
Vorstandsvorsitzenden und dass dieser 
gegenüber jener als Rechtssubjekt keine 
Privilegien genießt, was zweifellos eine 
Errungenschaft ist. 

Andererseits - und hierin liegt die Afhı- 
nität zwischen Kapitalismus und liberaler 
Demokratie begründet - schottet letztere 
die gesellschaftlichen Machtzentren sys- 
tematisch von gleicher Beteiligung ab: 
Unternehmerische Entscheidungen gelten 
trotz ihrer oft weitreichenden allgemeinen 
Folgen als privat. Allenfalls die Rahmen- 
bedingungen, unter denen sie getroffen 
werden, lassen sich öffentlich beeinflussen. 

Eben diese Begrenzung würde durch 
eine Demokratisierung der Wirtschaft 
überwunden - als Selbstzweck im Sinne 
menschlicher Emanzipation ebenso wie 
im Interesse einer sozial-ökologischen 
Transformation. Zwar schützt auch eine 
Organisation der Produktion, die im 
starken Sinne demokratisch ist, d.h. die 
Betroffenen zu gleichberechtigt Mitbe- 
stimmenden macht, nicht vor ökologischen 
Fehlentscheidungen. Sie macht diese aber 
unwahrscheinlicher, da die Kosten von 
Fehlentscheidungen von allen zu tragen 
wären. „Da dies alle wissen, würden sie 
auch eher versuchen, Entscheidungen zu 
Lasten der Natur in der Nähe und in der 
Ferne zu verhindern.“ (Demirovid 2012: 
70) Dies ist nur vordergründig eine utili- 
taristische Begründung, die mit dem nut- 
zenmaximierenden Individuum, wie es 
der Kapitalismus voraussetzt und hervor- 
bringt, argumentiert. Tatsächlich würden 
mit einer radikalen Demokratie Verfahren 
etabliert, die solidarische Formen der Sub- 
jektivierung ermöglichten. 

Aus sozialen, beschäftigungspoli- 
tischen und ökologischen Gründen 
ebenso wie aus Gründen des Einübens in 
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demokratisch-solidarische Verhaltenswei- 
sen spricht deshalb einiges für Vergesell- 
schaftungund Wirtschaftsdemokratie. Das 
spüren auch die Verteidiger der bestehen- 
den Ordnung und fahren - siche den Fall 
Kühnert - entsprechend starke Geschütze 
auf, sobald auch nur der geringste Versuch 
unternommen wird, die Erosionstenden- 
zen, denen diese Ordnung zunehmend 
ausgesetzt ist, politisch-programmatisch 
zum Thema zu machen. Die politische 
und gesellschaftliche Linke sollte dies als 
Chance begreifen und der Frage der Ver- 
fügungsgewalt über die Produktionsmittel 
eine hohe Priorität einräumen. 


Probleme der Politisierung der 
Eigentumsfrage 


Allerdings fangen die eigentlichen Schwie- 
rigkeiten an dieser Stelleerstan. Während 
sich die Linke noch vergleichsweise leicht 
daraufverständigen dürfte, dass eine Verge- 
sellschaftung und Wirtschaftsdemokratie 
grundsätzlich wünschbar und sozial-öko- 
logisch notwendig ist, sieht es mit der kon- 
kreten Politisierungdieses Ziels anders aus. 
Vielerorts scheint es derzeit eher darum 
zu gehen, die Errungenschaften und Min- 
deststandards einer liberalen bzw. sozialen 
Demokratie zu sichern und gegen rechts 
zu verteidigen, als darum, die Demokratie 
zu radikalisieren und über ihre liberalen 
Grenzen hinauszutreiben. Das gilt nicht 
nur für (außerbetriebliche) Kämpfe gegen 
Rassismus, Sexismus und die Verschärfung 
der ökologischen Krise, sondern auch für 
betriebliche Konflikte um Restrukturie- 
rungen und Arbeitsverdichtungen, die für 
eine grundlegende Reflexion des Wie und 
des Was der Produktion keinen Platz zu 
lassen scheinen. 

Die Debatten in der IG Metall über den 
Umbruch der Automobilindustrie sind in 
diesem Kontext aufschlussreich. In der 
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PROKLA 195 problematisiert Kai Burmei- 
ster, Gewerkschaftssekretär bei der IG-Me- 
tall-Bezirksleitung Baden-Württemberg, 
die dominanten Entwicklungstendenzen 
(Burmeister 2019):° Aufgrund der Ver- 
änderungen in Richtung Elektroauto- 
mobilität, autonomes Fahren und neue 
Mobilitätsdienstleistungen stünden die 
Produktionsstätten der Endhersteller und 
Zulieferer vor großen beschäftigungspo- 
litischen Herausforderungen. Diese seien 
umso größer, je stärker die Standorte auf 
den Verbrennungsmotor ausgerichtet sind. 

Burmeister verbindet seine Analyse 
mit einer Kritik an der „Dominanz der 
Rendite“ (cbd.: 289) und an der Strategie 
von Teilen der Unternehmerschaft, „mit 
der Transformation ein verändertes Kräf- 
teverhältnis zwischen Arbeit und Kapital 
durchzusetzen“ (ebd.: 286). Zudem warnt 
er davor, in der Frage der Batteriezellen- 
produktion „in die Sackgasse eines Stand- 
ortnationalismus zu geraten“, und plädiert 
dafür, den „Anspruch an internationale 
Solidarität in der gewerkschaftlichen 
Programmdebatte jetzt stärker zur Gel- 
tung“ zu bringen (ebd.: 282). Schließlich 
bezicht er sich positiv auf die Diskussion 
zu Beginn der 1990er Jahre, in der die IG 
Metall gemeinsam mit dem Deutschen 
Naturschutzring eine enge konzeptionelle 
Verbindungzwischen sicheren Arbeitsplät- 
zen, guter Arbeit und dem Übergang zu 
ebenso ökologisch sinnvollen wie gesell- 
schaftlich nützlichen Formen der Mobili- 
tät hergestellt hatte (IG Metall/Deutscher 
Naturschutzring 1992). 

Gemessen daran, dass es sich um eine 
Kritik im Handgemenge von Restruktu- 
rierungskonflikten und Kämpfen um Be- 


schäftigungssicherung handelt, sind dies 


6 Siehe zudem die Beiträge in Schröder/Ur- 
ban (2018). 
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weitreichende und fortschrittliche Über- 
legungen, die zudem eine hohe Offenheit 
für eine Demokratisierung der Produktion 
aufweisen. Allerdings ist diese Offenheit 
immer wieder von strategischen Schlie- 
Bungen bedroht. Diese bestehen vor allem 
darin, dass die IG Metall das Wohl ihrer 
Mitglieder sowie ihre eigene Machtposi- 
tion und Handlungsfähigkeit an das Auto 
bzw. dessen ökologische Modernisierung 
koppelt (kritisch dazu Krull 2017: 42f.). 
Burmeister verweist in seinem PRO- 
KLA-Beitrag auf Studien, die von einem 
Fortbestand konventioneller Antriebe 
ausgehen. Daraus ergebe sich, „dass die 
Antriebstechnologien des Benzin- und 
Dieselmotors weiterhin zu optimieren sind 
und auch neue synthetische Kraftstoffe 
[...] sowie die Technologie der Brennstoff- 
zelle weiterhin beachtet werden müssen.“ 
(Burmeister 2019: 282) Dadurch wird das 
System Auto - also das autozentrierte Mo- 
bilitätsmuster mit seinen Implikationen 
für die Stadt- und Infrastrukturentwick- 
lung, die Industrie- und Beschäftigungs- 
politik, die internationalen Beziehungen, 
die Rohstoffpolitik oder auch die Wahr- 
nehmungen von Raum und Zeit - gerade 
nicht infrage gestellt, sondern mittels einer 
ökologischen Modernisierung durch die 
Krise zu navigieren versucht. Die an ande- 
rer Stelle betonte ökologische Sinnhaftig- 
keit und gesellschaftliche Nützlichkeit von 
Produkten tritt dabei in den Hintergrund 
-und damit auch die demokratische Frage. 
Autos als Mittel einer Massenmobili- 
tät lassen sich unter - im oben skizzierten 
Sinne starken -— demokratischen Be- 
dingungen nicht produzieren. Das liegt 
daran, dass die Automobilität eine sozial 
und ökologisch nicht verallgemeinerbare 
Form der Fortbewegung ist. Würden alle, 
die von ihren negativen Auswirkungen 
betroffen sind, über sie mitbestimmen kön- 
nen, müssten die Anstrengungen darauf 
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gerichtet werden, sie als dominante Mo- 
bilitätsform möglichst schnell auslaufen 
zu lassen. Der Übergang von der fossili- 
stischen zur Elektroautomobilität würde 
daran nichts ändern. In ökologischer Hin- 
sicht sind Elektroautos höchst ambivalent 
(Hartung 2018), und die Probleme einer 
autozentrierten Stadt- und Infrastruktu- 
rentwicklung werden mit ihnen gar nicht 
erst angegangen. 

Insofern ist es folgerichtig, dass die 
IG Metall den entscheidenden, von ihrer 
Satzung gedeckten und sozial-ökologisch 
gebotenen Schritt noch scheut, nämlich 
die Vergesellschaftung der Autoindustrie 
zu fordern. Diese würde zumindest der 
Möglichkeit nach das Ende einer Branche 
in ihrer jetzigen Form bedeuten, in der viele 
Menschen ihren Lebensunterhalt verdie- 
nen und in der die Organisationsmacht der 


IG Metall wesentlich gründet. 


Über das System Auto hinaus 


Das organisationspolitisch nachvollzieh- 
bare Zurückschrecken vor einem sozialund 
ökologisch eigentlich notwendigen Schritt 
ist aber nur die eine Seite. Auf der anderen 
Seite beurteilen vermutlich nicht alle Be- 
schäftigten der Autoindustrie deren Krise 
ausschließlich aus der Perspektive von Ar- 
beitsplatzbesitzerInnen, sondern etwa auch 
als Väter und Mütter von Kindern, deren 
Gegenwart und Zukunft nicht zuletzt 
durch die von der Automobilität verursach- 
ten Gefahren und Zerstörungen bedroht 
wird und die gerade begonnen haben, sich 
im Rahmen von Fridays for Future genau 
dagegen aufzulehnen. Zumindest könnten 
die Beschäftigten vonseiten der IG Metall 
stärker in dieser Eigenschaft angesprochen 
werden. 

Darauf verweisen etwa Katharina 
Grabietz, Gewerkschaftssekretärin in 
der Vorstandsverwaltung der IG Metall, 
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und Kerstin Klein, politische Sekretärin 
in der IG Metall Geschäftsstelle Köln- 
Leverkusen, in einem programmatischen 
Text anlässlich der Großdemonstration am 
29. Juni 2019, zu der die IG Metall unter 
dem Motto „Fairwandel“ aufgerufen hatte. 
Grabietz und Klein beschreiben die gegen- 
wärtigen Umbrüche in der Arbeitswelt mit 
ihren möglichen Folgen für die Qualität 
der Arbeit und die Quantität der Arbeits- 
plätze, warnen aber vor der Schlussfolge- 
rung, die Lohnabhängigen hätten nur den 
Erhalt ihrer Arbeitsplätze im Blick, wenn 
sie am 29. Juni in Berlin demonstrierten. 
Die Krise sei stattdessen viel fundamenta- 
ler und werde von den Beschäftigten auch 
genauso wahrgenommen: 


„Das Spannungsverhältnis zwischen kapi- 
talistischer Produktionsweise und Umwelt- 
zerstörung wird in all seiner Komplexität 
in der Lebenswirklichkeit der Kolleg*innen 
deutlich. Sie sind nicht lediglich Beschäf- 
tigte einer klimaschädlichen Industrie, sie 
leben ebenso in Städten ohne saubere Luft 
und haben Kinder, die an Freitagen für ihr 
Recht, diese Erde auch in Zukunft bewoh- 
nen zu können, aufdie Straße gehen. [...] Die 
Diskussion um die Transformation und De- 
karbonisierungder Industrie ist mitgrund- 
sätzlichen Fragen darüber, wie wir leben, 
produzieren und wirtschaften wollen ver- 
bunden. Der Einfluss der industriellen Pro- 
duktionssphäre aufdie Umwelt beschränkt 
sich nicht auf den Betrieb oder die Branche 
- erumfasst das gesamte Ökosystem. [...] Es 
ist daher gerade auch aus demokratietheore- 
tischer Sicht mehr als legitim und geboten, 
die Rahmenbedingungen der Transforma- 
tion nicht den Unternehmen zu überlassen, 
sondern siezum Aushandlungsprozess eines 
demokratischen Diskurses zu machen, der 
auf betriebs-, tarif- und gesellschaftspoliti- 
scher Ebene stattfindet. Dieser Diskurs muss 
explizit kapitalismuskritischer Natur sein, 
wenn er nicht bloß Symptombekämpfung 
als Ziel, sondern die Beseitigung der syste- 
mischen Ursachen von Arbeitsplatzverlu- 
sten und Umweltzerstörungim Blick haben 


soll.“ (Grabietz/Klein 2019: 37) 
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Dies ist eine wichtige Perspektivverschie- 
bung. In der Konsequenz bedeutet sie, 
dass die entscheidende Bedrohung für die 
Lohnabhängigen nicht im Abschied vom, 
sondern im Festhalten am System Auto 
liegt. Die Zeiten, in denen ein Klassen- 
kompromiss zwischen Arbeit und Kapital 
zu Lasten von Natur, globalem Süden und 
unbezahlter Sorgearbeit möglich war, sind 
vorbei. „Rot geht nur noch Grün, Gerech- 
tigkeit nur mit Ökologie.“ (Thie 2013: 
13) An der Automobilität festzuhalten, 
bedeutet letztendlich, den Unternehmen 
undihren Großaktionären in die Hände zu 
spielen - zulasten der ArbeiterInnen und 
der Umwelt. 

Umgekehrt würde ein Abschied vom 
System Auto es nicht nur ermöglichen, 
Arbeit und Ökologie wieder zusammen 
anstatt als Gegensatz zu denken, son- 
dern könnte, sofern die Beobachtung von 
Grabietz und Klein zutrifft,” auch an die 
arbeits- und lebensweltlichen Erfahrungen 
der Lohnabhängigen anknüpfen. Diese für 
ein über das System Auto hinausreichen- 
des Transformationsprojekt nutzbar zu 
machen, wäre Aufgabe einer - sicherlich 
alles andere als konfliktfreien - Strategie- 
entwicklung, die wesentlich in der Orga- 
nisation von Lernprozessen, Erfahrungs- 
räumen und Partizipationsmöglichkeiten 
bestünde. 

Erfahrungen der Arbeitsverdichtung, 
der auf Dauer gestellten Unsicherheit, des 
Abbaus von sozialen Errungenschaften 
und der postdemokratischen Verengung 
politischer Handlungsspielräume wären 
mit der Erinnerung an historische und 


7 Entsprechende Anhaltspunkte liefern auch 
Hürtgen (2017), Menz und Nies (2016) 
sowie Wolf (2004), der auf die systemkriti- 
schen Potenziale der von vielen Lohnabhän- 
gigen zunehmend erwarteten Autonomie 
und Selbstorganisation verweist. 
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aktuelle Errungenschaften und Ansätze 
einer Demokratisierung der Produktion 
unter sozial-ökologischen Vorzeichen zu 
konfrontieren - mit dem Ziel, ein Bewusst- 
sein von der Möglichkeit progressiver Al- 
ternativen zu schaffen, wachzuhalten bzw. 
zu stärken und in politische Handlungsfä- 
higkeit zu übersetzen. Wichtig wäre eine 
Verständigungüber Technologien und Er- 
fahrungswissen, Aus- und Weiterbildung, 
die sozial-ökologischen Voraussetzungen 
und Folgen der Automobilität und nicht 
zuletzt die enormen gesellschaftlichen 
Ressourcen, die unhinterfragt in Autoin- 
dustrie und automobile Infrastrukturen 
fließen und die es für deren sozial-ökolo- 
gischen Umbau umzuwidmen gilt. Dabei 
wäre gerade auch jenen unmittelbar Gehör 
zu verschaffen, die mit dem Transformati- 
onsprozess eine Bedrohung ihrer Arbeits- 
plätze verbinden (vgl. Brand 2019: 88f., 
Bose u.a. 2019: 109£.). 

Eine entscheidende Frage wäre dabei die 
nach den Möglichkeiten einer Konversion 
der Autoindustrie und ihrer Zulieferer: 
Inwieweit ließen sich die vorhandenen 
Produktionsmittel, die fachlichen Kom- 
petenzen der Beschäftigten und ihre Fä- 
higkeit, komplexe Prozesse zu organisieren, 
in den Dienst eines sozial und ökologisch 
sinnvollen Mobilitätssystems stellen? 

Wolfgang Schaumberg, der jahrzehn- 
telang in der „Gruppe oppositioneller Ge- 
werkschafter“ (GoG) bei Opel Bochum 
aktiv war, ist da skeptisch: „Was könnte 
und vor allem sollte denn Sinnvolles in 
den Autofabriken produziert werden, in 
ihren Blechteile-Presswerken, den Rohbau- 
Abteilungen, den Lackierereien, an den mit 
Massen von Menschen laufenden Monta- 
gebändern der Fertig- und Endmontagen? 
In den Motoren-, Getriebe- und Achsen- 
werken? Und in all den vor- und nachge- 
lagerten Produktions- und Vermarktungs- 
betrieben?“ (Schaumberg 2010) 
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Demgegenüber stehen Erfahrungen 
teils aus der Autoindustrie, teils aus ande- 
ren Branchen, die auf die grundsätzliche 
Machbarkeit einer Konversion bzw. auf An- 
dockstellen in der betrieblichen Praxis ver- 
weisen.® „Da ist so eine Gesamtintelligenz 
da, dass die Leute immer das Beste daraus 
machen. Wie man sprichwörtlich sagt - die 
machen aus Kacke Butter.” Wie Michael 
Burawoy schon vor vier Jahrzehnten ge- 
zeigt hat, ist es diese Gesamtintelligenz, 
die den Produktionsprozess oft gegen die 
Vorgaben und Restrukturierungen des Ma- 
nagementsam Laufen hält: „ArbeiterInnen 
kämpfen aktiv gegen das Management, 
um die Bedingungen der Produktion von 
Profit zu verteidigen“ (Burawoy 1979: 72). 
Das istein Widerspruch, der, wie Burawoy 
betont, ein transformatorisches Potenzial 
beinhaltet: „[W]enn die Selbstorganisation 
von ArbeiterInnen für das Überleben des 
Kapitalismus nötig ist, dann stellt sie auch 
die Grundlagen des Kapitalismus infrage.“ 
(Ebd.: 73; Übers.: M.W.) 


Die Demokratisierung der 
Demokratie 


Genau an diesem Punkt schlägt die Frage 
des Was der Produktion in die des Wie um, 


8 An erster Stelle wären hier sicherlich die 
Erfolge der Beschäftigten des britischen 
Rüstungsunternehmens Lucas Aerospace 
zu nennen, die in den 1970er Jahren in ei- 
ner akuten Krisensituation eine Reihe von 
Produktalternativen bis zur Marktreife 
entwickelten, bevor sie schließlich an den Ei- 
gentumsverhältnissen scheiterten (Wuhrer 
2007). Für Beispiele aus dem deutschen 
Kontext siche Blöcker (2012), aus dem in- 
ternationalen Kontext Wright (2010). 


9 Soein Betriebsrat eines großen österreichi- 
schen Automobilzulieferers in einem In- 
terview, das am 13. März 2019 im Rahmen 
des Forschungsprojekts CON-LABOUR 
geführt wurde. 
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d.h. die Demokratie kommt ins Spiel. Sol- 
len die Potenziale der Lohnabhängigen, die 
Produktion in einem gebrauchswertorien- 
tierten Sinn zu transformieren, aktualisiert 
werden, sollalso die Gesamtintelligenz der 
Beschäftigten nicht länger in Richtung 
tauschwertorientierter Innovation kana- 
lisiert werden, dann muss die kapitalisti- 
sche Formbestimmung der Produktion 
überwunden werden. Dazu bedarfes einer 
Demokratisierung der Verfügungsgewalt 
über die Produktionsmittel. Über das 
Was der Produktion muss demokratisch 
entschieden werden, und zwar von allen, 
die davon betroffen sind. 

Dies sind nicht nur die Beschäftigten 
der Autoindustrie, sondern auch die- 
jenigen, die derzeit primär die Lasten 
des autozentrierten Verkehrssystems zu 
tragen haben. Eine Demokratisierung 
der Produktion wird deshalb sicherlich 
nicht nur zur Konversion, sondern auch 
zu Werksschließungen sowie Kapazitäts- 
und Arbeitsplatzabbau führen. Allerdings 
sind dies Resultate, die auch der derzeit 
forcierte Übergang zur Elektroautomo- 
bilität zeitigen wird.!” Folgt der Umbau 
nicht länger wie bisher einer kapitalistisch- 
tauschwertorientierten Logik, sondern 
wird der Maxime einer sozial-ökologischen 
Gebrauchswertorientierung unterworfen, 
dann steigen damit auch die Chancen, ihn 
für die betroffenen Beschäftigten durch 
Requalifizierung und Arbeitszeitverkür- 
zung abzufedern (vgl. Gadrey 2019). Vor 
allem würde ein Arbeitsplatzverlust kein 
existenzielles Risiko mehr bedeuten, da die 
Gesellschaft in weitaus stärkerem Maße als 
bisher Verantwortung für das materielle 
Wohlergehen und die Lebensperspektiven 
ihrer Mitglieder übernähme. 


10 Siehe dazu die vom Fraunhofer-Institut für 
Arbeitswirtschaft und Organisation errech- 
neten Szenarien (Fraunhofer TAO 2019). 
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Die Demokratie wird damit zur Schlüs- 
selfrage. „Demokratisierung ist integraler 
Bestandteil von Konversionskonzepten, 
von Beschäftigungssicherung, zur Über- 
windungdessen, was man die Orientierung 
der Unternehmen am Shareholder Value 
nennen muss“ (Urban 2011: 167; ähnlich 
Pickshaus/ Waclawczyk 2019), und damit 
einer sozial-ökologischen Transformati- 
on.!! Hier zeigt sich die Familienähnlich- 
keit zwischen der demokratischen und der 
ökologischen Frage im Hinblick auf Arbeit, 
Leben und Produktion. Gute Arbeit und 
ein gutes Leben erfordern heute beides: 
eine Ökologisierung und eine Demokra- 
tisierung der Produktion. Das ist „keine 
neue, aber nach wie vor systemsprengende 
Erkenntnis“. (Detje/Sauer 2018: 40) 

Eine zweite Familienähnlichkeitliegtin 
den Implikationen, die beide für die Form 
der zu führenden Kämpfe haben. Kämpfe 
für Ökologie und Demokratisierung sind 
keine zusätzlichen Auseinandersetzun- 
gen, die die Kraft der in Abwehrkämpfen 
verstrickten Akteure noch weiter stra- 
pazieren würden. Vielmehr verleihen sie 
den Abwehrkämpfen die Vision, die diese 
brauchen, um erfolgreich zu sein. In der 
Konsequenz legen die Kämpfe dann ihr 
primär defensives Gewand ab und werden 
zu Auseinandersetzungen für eine erstre- 
benswerte Zukunft. 

Die überall zu beobachtenden autoritä- 
ren Tendenzen deuten daraufhin, dass die 
historische Verbindung zwischen Kapita- 
lismus und liberaler Demokratie brüchig 
wird, dass die sich globalisierende und 


11 Ähnlich Allespach, Demirovid und Wen- 
tzel (2010: 103): „Für ökologische Verän- 
derungsprozesse sind das Wissen und die 
Initiative der Beschäftigten in ihrem Arbe- 
itsumfeld von entscheidender Bedeutung. 
Dazu sind Beteiligungsprozesse am Arbe- 
itsplatz notwendig.“ 
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gleichzeitig in immer mehr gesellschaftli- 
che Bereiche vordringende kapitalistische 
Konkurrenz stattdessen der autoritären 
Absicherung bedarf. Wer in dieser Situa- 
tion die liberale Demokratie verteidigen 
will, muss über sie hinausgehen. Anders 
gesagt: Die Kämpfe gegen den Abbau sozi- 
aler und liberaldemokratischer Errungen- 
schaften lassen sich nur gewinnen, wenn 
sie in Kämpfe für eine Radikalisierung 
bzw. Demokratisierung von Demokratie 
überführt werden (vgl. Riexinger/Becker 
2018: 119). 

Unter diesen Vorzeichen und der- 
art strategisch gewendet erscheinen die 
Abwehrkämpfe, die die Kräfte so vieler 
progressiver Akteure heute binden, dann 
plötzlich in einem anderen Licht. Sie 
werden auf ein Ziel hin orientiert, das sie 
attraktiver, stärker und bündnisfähiger 
macht. Den Ängsten der Mächtigen, die 
sich in den Überreaktionen auf den Kol- 
lektivierungsvorschlagvon Kevin Kühnert 
Bahn brachen, wäre in diesem Fall eine 
gewisse Berechtigung tatsächlich nicht 
abzusprechen. 
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Über uns die Sintflut - Zu Klassenverhältnissen in der 
Internalisierungsgesellschaft am Beispiel Chiles 


Der leblose Körper von Marcelo Vega 
Cortes schwamm noch bis zur Mündung 
des Flusses Lingue im Süden Chiles, wo er 
am 31. Januar 2019 von Fischern entdeckt 
wurde. Vega war eine führende Person im 
gewerkschaftlichen und indigenen Wider- 
stand, der sich gegen die Installation von 
Abwasserrohren des großen Forst- und 
Zellstoffunternehmens Forestal Arauco 
richtet. Die offizielle Version lautet, er sei 
mit seinem Wagen in den Fluss gestürzt. 
Alejandro Castro, Sekretär einer Fische- 
reigewerkschaft und wichtiger Umweltak- 
tivist, wurde am 4. Oktober vergangenen 
Jahres am Rande einer Eisenbahnlinie 
im zentralchilenischen Valparaiso aufge- 
funden, stranguliert mit seinem eigenen 
Rucksack. Am Vortag hatte er noch an 
einer Demonstration gegen die Ver- 
schmutzung des Meeres in der Hafenstadt 
teilgenommen. Die offizielle Version lautet: 
Selbstmord. Eine Woche zuvor wurde der 
Gewerkschafter vor seinen Kolleg(inn) 
en von einer Polizeieinheit aus Santiago 
bedroht, „wir haben dich im Visier“.' Am 
13. November letzten Jahres wurde der 
unbewaffnete indigene Mapuche Camilo 
Catrillanca auf seinem Nachhauseweg von 
einer Spezialeinheit der Polizei von hinten 


1 Vgl. Alejandro Castro, Macarena Valdes y 
Juan Pablo Jim&nez: muertos por enfrentar 
la impunidad empresarial, http://www. 


laizquierdadiario.cl/ (6.10.2018) 


erschossen. Etwa einen Monat später, am 
9. Dezember, wurde Älex Mufoz Garcia in 
seiner Wohnungerhängt aufgefunden. Der 
Gewerkschafter hatte gegen die Arbeitsbe- 
dingungen beim erwähnten Forstunterneh- 
men Arauco geklagt. Auch hier lautet die 
offizielle Version Selbstmord. Eine Version, 
die seine Familienangehörigen vehement 
bestreiten. In der letzten Zeit nehmen ver- 
dächtige Todesfälle bei Umweltaktivist(inn) 
en, Gewerkschafter(inn)en und Indigenen 
in Chile stark zu. Die internationale NGO 
Global Witness nannte 2016 das gefähr- 
lichste Jahr für Umweltaktivist(inn)en. 
Weltweit wurden in diesem Jahr mindes- 
tens 200 Menschen umgebracht. 60 Prozent 
davon in Lateinamerika (global witness 
2017). Auch Rodrigo Mundaca bezwei- 
felt, dass sich chilenische Aktivist(inn)en 
inmitten ihrer Kämpfe plötzlich aufgrund 
einer Depression selbst das Leben nehmen. 
Er selbst wurde mehrfach bedroht und ver- 
folgt. Seit Mitte 2018 steht er zusammen 
mit seiner Kollegin Verönica Vilches unter 
Polizeischutz, nachdem die NGO Moda- 
tina, der beide angehören, den Wasserraub 
für große Avocadoplantagen im Norden des 
Landes medial weltweit bekannt machte. 
40 Prozent der für den Export produzier- 
ten chilenischen Avocados werden in der 
Gemeinde von Petorca produziert, obwohl 
das Gebiet von starker Wasserknappheit 
betroffen ist. Der hohe Wasserverbrauch 
der Plantagen schränkt den Zugang der 
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lokalen Bevölkerung zu Wasser erheblich 
ein und macht alternative Wirtschaftswei- 
sen wie die Subsistenzwirtschaft unmöglich. 
Durch nationale Kampagnen und europä- 
ische Dokumentarfilme konnte Modatina 
Konsument(inn)en auf diese Problematik 
aufmerksam machen und somit Druck 
auf die dortigen Abnehmer ausüben. Su- 
permarktketten wie Dansk Supermarkert, 
Lidl und Aldi stellten danach den Ankauf 
chilenischer Avocados aus Petorca ein. 
Dass sich die Zuspitzung sozial-öko- 
logischer Konflikte gerade in den (Semi-) 
Peripherien des Weltsystems häufen, ist kein 
Zufall. Insbesondere die lateinamerikani- 
schen Länder spezialisieren sich seit dem 
Kolonialismus des 16. Jahrhunderts auf 
den Export gering verarbeiteter Ressour- 
cen und damit auf die Überausbeutung 
von Mensch und Natur. Diese Problematik, 
die im internationalen Raum in kritischen 
Debatten gegenüber dem (Neo-)Extrakti- 
vismus (Acosta 2011; Svampa 2012) oder 
Konzepten wie „environmentalism of the 
poor“ (Guha/Martinez-Alier 1997) disku- 
tiert wurde, stieß in den letzten Jahren unter 
dem Namen von „Externalisierungsgesell- 
schaft“ (Lessenich 2016) und „imperialer 
Lebensweise“ (Brand/Wissen 2017) auch 
in der deutschen Diskussion verstärkt auf 
Resonanz. Während die Fragen nach glo- 
balen Abhängigkeiten und internationaler 
Arbeitsteilung sowie nach ökologischen 
Grenzen schon seit den 1970er Jahren dis- 
kutiert werden, rückt derzeit das Zusam- 
mendenken dieser beiden Ansätze in den 
Mittelpunkt. Während damals die Über- 
windung der ungleichen Machtstrukturen 
auf globaler Ebene, oftmals mittels „Fort- 
schritt durch Entwicklung“ der Länder des 
„Globalen Südens“ erreicht werden sollte, 
hat die ökologische Krise verdeutlicht, dass 
es unmöglich ist, die Lebens-, Produktions- 
und Konsumweisen der Länder der Zentren 
zu verallgemeinern. Statt einer Angleichung 
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der ungleichen „Entwicklungschancen“ 
innerhalb einer Welt mit unbegrenzten 
Fortschrittsmöglichkeiten „nach oben“, 
stellt sich nun die Verteilungsfrage der 
begrenzten Ressourcen auf nationaler und 
globaler Ebene. 

Brand/Wissen (2017) und Lessenich 
(2016) haben dabei die Gesellschaften 
des Globalen Nordens in den Blick ge- 
nommen und auf die dort vorherrschende 
global nicht-verallgemeinerbare Lebens- 
weise sowie auf die Externalisierung 
sozial-ökologischer Kosten in Länder des 
Globalen Südens verwiesen. Während in 
beiden Büchern die Verteilungsfrage zwi- 
schen „Nord“ und „Süd“ im Zentrum der 
Analyse stehen, wurde gleichzeitig eine 
Debatte in Deutschland hervorgerufen, 
die unter anderem die Frage stellte, ob diese 
Perspektive nicht die Klassenverhältnisse in- 
nerhalb der Zentren vernachlässige (Dörre 
2018a, 2018b; Sablowski 2018). Unserer 
Auffassung nach schließen sich nationale 
und internationale Herrschaftsverhältnisse 
allerdings nicht aus, vielmehr bedingen 
sie sich gegenseitig. Schaut man sich etwa 
die Kehrseite der Externalisierung und 
der imperialen Lebensweise an - also die 
Länder der Peripherie - sind Fragen nach 
globaler Ungleichheit schon auf den ersten 
Blick mit Klassenverhältnissen verbunden. 
Dies gilt für ökonomische, ökologische 
oder politische Ungleichheiten. Die Klas- 
senverhältnisse in Ländern des Globalen 
Südens bedingen nicht nur die ungleiche 
Verteilung der Ressourcen innerhalb dieser 
Länder, sondern sind ausschlaggebend für 
die Aufrechterhaltungund Gewährleistung 
der Internalisierung externer Kosten. Am 
Beispiel Chiles werden wir im Folgenden 
den Zusammenhang zwischen internen 
Klassenverhältnissen, Internalisierung und 
imperialer Lebensweise aufzeigen. Die Mög- 
lichkeit zur Externalisierung für die Zent- 
ren ergibt sich - so unsere These - neben 
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internationalen Machtverhältnissen aus 
zwei Grundstrukturen und Mechanismen 
innerhalb der Peripherie: den besonde- 
ren Machtressourcen einer besitzenden 
Klasse sowie der Integration eines Teils 
der Lohnabhängigen in eine „periphere 
imperiale Lebensweise“. Dennoch verläuft 
die zentrale politische Konfliktachse nicht 
zwischen denjenigen, die in die Internalisie- 
rungsökonomie integriert sind und denen, 
die maßgeblich negativ von ihr betroffen 
sind, sondern zwischen einer breiten Bevöl- 
kerungsmehrheit und einer recht kleinen 
ökonomisch herrschenden Klasse. 


Die „peripher-impe- 
riale Lebensweise” in 
Internalisierungsgesellschaften? 


Damit eine Gesellschaft ihre sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Kosten 
externalisieren kann, müssen andere Ge- 
sellschaften diese internalisieren. Obwohl 
zu berücksichtigen ist, dass die Handels- 
beziehungen, die Machtverhältnisse und 
die internationale Arbeitsteilung sowie 
die daraus resultierenden Stoffströme im 
heutigen Weltsystem durchaus komplexer 
sind, wird diese Rolle meist von den (semi-) 
peripheren Ländern des sogenannten Glo- 
balen Südens eingenommen, über die - in 
Lessenichs Worten - die Sintflut rollt. Dies 
hat Folgen für die sozialen Verhältnisse im 
Inneren dieser Länder. 

Etwa 90 Prozent der Exporte Chiles 
bestehen aus wenig oder gar nicht weiter- 
verarbeiteten Rohstoffen (Landherr/Graf 
2017: 575). Derartige extraktivistische 
Ökonomien verursachen am Ursprungsort 
der Rohstoffe weitreichende ökologische 


2 Der Begriff der „peripheren imperialen Le- 
bensweise“ ist in Diskussionen zusammen 
mit Martin Ramirez entstanden, bei dem 
wir uns hiermit bedanken wollen. 
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Schäden. Chile gehört zu den Ländern mit 
den meisten sozial-ökologischen Konflik- 
ten? Lateinamerikas und einer Großzahl 
starker und aktiver sozialer Bewegungen, 
dennoch wird die Privatisierung und 
Kommodifizierung natürlicher Ressour- 
cen in kaum einem anderen Land so weit 
vorangetrieben. 

Die Internalisierung externer Kosten 
kann nur durch eine Reihe von ökonomi- 
schen, politischen und sozialen Prozessen, 
Strukturen und Mechanismen erfolgen, 
durch welche sie in diesen Gesellschaften 
gewährleistet, legitimiert und gefestigt wird. 
Der zentrale Akteur zur Gewährleistung der 
Internalisierung ist dabei die besitzende 
Klasse der jeweiligen Länder, die von den 
globalen Abhängigkeitsstrukturen profi- 
tiert und deshalb oftmals die Interessen der 
Zentren teilt (Fischer 2011; Landherr/Graf 
2017). Sie ist - wie Poulantzas sagen würde 
- die „innere Bourgeoisie“ dieser Länder, 
die im Interesse des ausländischen Kapitals 
handelt (Poulantzas 1977: 38f.). Neben 
ihnen gibt es innerhalb der Peripherie 
durchaus Bevölkerungsgruppen, die durch 
die Internalisierung eine ökonomische 
Aufwertung erfahren, teilweise auf Kosten 
„der Peripherie innerhalb der Peripherie“ 
leben oder eine solche „periphere imperiale 
Lebensweise“ zumindest anstreben. 

Die Durchsetzung von „modernen“ 
Lebensweisen außerhalb der globalen 
Zentren war allerdings von Beginn an ein 
herrschafts- und gewaltförmiger Prozess. 
Im Rahmen des Kolonialismus wurde die 


3 Obwohl in den meisten Fällen verschie- 
dene Herrschaftsformen miteinander 
verschränkt sind, verläuft die zentrale 
Konfliktachse entlang des Antagonismus 
zur herrschenden Klasse. Forderungen 
indigener Gruppen bspw. stehen nicht im 
Widerspruch zu denjenigen der „nicht- 
indigenen“ Landbevölkerung, sondern zu 
Großgrundbesitz und Agrarunternehmen. 


490 


indigene Bevölkerung versklavt, enteignet 
und dezimiert. Im Laufe der Jahrhunderte 
wurden die Sprachen und kulturellen Tra- 
ditionen ihrer Nachfahren verboten, ihre 
Familien in Reservate oder Reduktionen 
gepfercht sowie die Gemeinschaften in 
Kleinfamilien mit Besitztiteln auf ihre je- 
weilige Parzelle unterteilt. Westliche Werte 
wurden nicht zuletzt in Form von Urbani- 
sierung, Monetarisierung der kleinbäuerli- 
chen Wirtschaft sowie der Verbreitungeines 
möglichen individuellen Aufstiegs durch 
Bildung durchgesetzt. Die mediale Omni- 
präsenz des american way of life - von Fast 
Food bis zu Schönheitsoperation - in den 
Telenovelas sowie das Glücksversprechen 
des Konsumismus tun ihr übriges. Doch 
trifft dieses Glücksversprechen der Integ- 
ration in die westliche Lebenswelt sozial 
auf sehr unterschiedliche Lebensrealitäten. 

Die urbane „Arbeiteraristokratie“ ist 
nur ein Teil der heterogenen, städtischen 
und qualifizierten Lohnabhängigen, die in 
der öffentlichen Verwaltung, den Banken 
oder bei dem extraktiven Sektor relativ 
gut bezahlte Arbeitsplätze und teilweise 
sogar korporative Sozialversicherungen 
und andere Privilegien ergattern konnten. 
Allerdings ist auch die Gruppe der besser- 
gestellten Lohnabhängigen heterogen. 
Während sie allesamt weitgehend in einen 
westlichen Lebensstil aus Konsumismus, 
Kleinfamilie und urbaner Mietwohnung 
mit einbezogen werden sollen, sind die 
einen in sicheren Managementjobs unter- 
gebracht, während die anderen häufighoch 
verschuldet und prekär beschäftigt sind. 
Der Großteil der (informell städtischen 
und vor allem ländlichen) Bevölkerung 
hat keine Chance, an der propagierten 
Lebensweise teilzunehmen. 50 Prozent 
der chilenischen Beschäftigten verdienen 
weniger als 412 Euro im Monat, wovon 
aufgrund ihrer hohen Verschuldung 45 
Prozent direkt als Tilgungszahlungan die 
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Banken zurückfließen.* Darüber hinaus 
werden in Stadt und Land alternative Le- 
bens- und Produktionsweisen unmöglich 
gemacht - häufigmit staatlicher Unterstüt- 
zung. Die Bergbauindustrie und großflä- 
chigen Monokulturen rauben den kleinen 
Landwirt(inn)en das Wasser, die Forstin- 
dustrie verdrängt lokale Produktionswei- 
sen und die verarbeitende Industrie sowie 
die Lachszucht verschmutzt die Meere, 
die den kleinen Fischer(inne)n seit jeher 
ihr Auskommen sichern. Überall in Chile 
findet eine „asymmetrische Kommodifi- 
zierung“ (Landherr/Graf 2017: 575) statt, 
die für die einen eine Ausweitung ihrer 
Exporte und für die anderen eine Unter- 
minierungihrer lokalen Produktions- und 
Lebensweisen bedeutet. Informelle Pro- 
duktion und Handel werden zunehmend 
staatlich unterbunden, infrastrukturelle 
Großprojekte enteignen Bauernfamilien 
und extraktive Industrien verseuchen 
die Böden und vergeuden das kostbare 
Grundwasser. Gerade diese Entwicklun- 
gen im ländlichen Raum haben in diesem 
Zusammenhang zu sozialen Konflikten 
geführt, die als der bereits erwähnte “en- 
vironmentalism of the poor” bezeichnet 
wurden (Guha/Martinez-Alier 1997). 
Innerhalb von Ländern wie Chile gibt 
es damit erstens eine kleine privilegierte 
Gruppe, die eine periphere imperiale 
Lebensweise lebt sowie zweitens eine 
Mehrheit der Bevölkerung, die diese 
Lebensweise zwar teilweise anstrebt, an 
dieser jedoch nicht Teil hat. Der hegemo- 
niale Fortschrittsdiskurs vermittelt jedoch 
permanent das Versprechen, dass die west- 
liche Lebensweise in der Zukunft durch 
Aufstieg mittels Bildung und Lohnarbeit 
für alle möglich wird. Die Kosten, die mit 


4 Vegl.Elbrutalendeudamiento de loschilenos 
y la desposesiön salarial, elmostrador.cl 


(21.3.2016). 
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der hegemonialen Lebensweise einherge- 
hen, erscheinen ihren Nutznießern als ein 
„notwendiges und vorübergehendes Übel“. 
Das für viele höchst attraktive Versprechen 
des individuellen Aufstiegs und der damit 
möglichen Partizipation am „gesellschaft- 
lichen Fortschritt“, legitimiert die „dafür 
notwendige“ Internalisierung, birgt die 
Hoffnung, eigene Kosten selbst externali- 
sieren zu können und macht die periphere 
imperiale Lebensweise zu einem zentralen 
Mechanismus der Internalisierungsgesell- 
schaften. Die ungleiche Verteilung von 
Ressourcen und Kosten ergibt sich also 
nicht nur zwischen Zentrum und Periphe- 
rie, sondern auch innerhalb der Peripherie. 


Die besitzende Klasse im Süden 


Diejenigen, die im Rahmen der internati- 
onalen Arbeitsteilung enorme Profite mit 
dem Export von Rohstoffen machen, haben 
ein großes Interesse daran, dass die Inter- 
nalisierungsstrukturen aufrecht erhalten 
bleiben. Die chilenische besitzende Klasse 
verfügt über ausreichend Machtressour- 
cen, um das neoliberale extraktivistische 
Modell gegen Widerstände abzusichern. 
Sie ist eng mit der politischen Klasse des 
Landes verstrickt, schafft die wesentlichen 
Strukturen für die Internalisierung (bspw. 
flexible Arbeits- und Umweltregulierungen 
etc.) und propagiert bzw. organisiert Kon- 
sumismus und Privatverschuldung’. Chile 
istdas OECD-Land mit der höchsten Un- 
gleichheit in der Einkommensverteilung: 
Das reichste 0,01 Prozent bezieht zehn Pro- 
zent des gesamten Bruttoinlandsproduktes 


(BIP) und besteht aus etwa 500 Haushalten, 


5 Der aktuelle Präsident Chiles Sebastian 
Pinera hat seinen Reichtum dank der mas- 
senhaften Privatverschuldung mittels Kre- 
ditkarten erzielt. Er steht laut Forbes welt- 
weit auf Rang 804 der reichsten Personen. 
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die die chilenischen Großunternehmen 
kontrollieren und enge Kontakte zur Politik 
halten. Etwa zwei Drittel aller chilenischen 
Umsätze und rund 95 Prozent der Exporte 
werden von Großunternehmen und Fami- 
lienkonglomeraten kontrolliert (Landherr/ 
Graf 2017: 572). Doch die chilenische be- 
sitzende Klasse verfügt nicht nur über öko- 
nomische Macht und wichtigen politischen 
Einfluss, sondern steht gleichzeitig hinter 
den wichtigsten Fernsehkanälen, Zeitungen 
und Thinktanks sowie einigen NGOs. 
Eine Besonderheit des chilenischen 
Neoliberalismus besteht darin, dass die 
natürlichen Ressourcen fast vollständig 
privatisiert sind. Ihre Kommodifizierung 
reicht so weit, dass der Staat keine Kon- 
trolle über wesentliche öffentliche Güter 
wie etwa Wasservorkommen mehr hat. 
Damit stehen große Landflächen, der 
konzessionierte Untergrund® sowie öko- 
logische Kreisläufe unter der Kontrolle 
privater Unternehmen. Vor allem die da- 
raus resultierende territoriale Macht der 
Großunternehmen, welche aus der Kont- 
rolle über Land und natürliche Ressourcen 
resultiert, erlaubt es diesen Akteuren, ihre 
Interessen in den ländlichen Gebieten 
durchzusetzen. 90 Prozent der landeswei- 
ten Konsumrechte auf Wasser sind heute 
an Private vergeben und in weiten Teilen in 
den Händen großer Exportunternehmen 
(Mundaca 2012). 70 Prozent der produktiv 
genutzten Böden gehört einem Prozent der 
größten Bodenbesitzer (Oxfam 2016: 5). 
Sie sind häufig die einzigen Arbeitgeber, 
kontrollieren die Abnehmermärkte und 
finanzieren Schulen und Infrastruktur- 
projekte (Landherr/Graf 2017: 575ff.). 
Dadurch gelingt es der besitzenden Klasse, 


6 Damit sind Erkundungs- und Abbaukon- 
zessionen von Rohstoffen unter der Erde 
gemeint, die vom Staat an Berbauunter- 
nehmen vergeben werden. 
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lokale Bevölkerungsgruppen politisch zu 
desartikulieren, einen sozialen Paternalis- 
mus zu organisieren und so einen einfachen 
Antagonismus zu verhindern. Damit ver- 
suchen die Unternehmen Konflikte zu be- 
ruhigen, die ihre extraktiven und äußerst 
profitablen Aktivitäten direkt an ihrem 
Ursprungsort empfindlich treffen würden. 


Politische Bündnisse, die etwas 
bewegen 


Da das Versprechen, an der westlichen 
Lebensweise teilnehmen zu können, per- 
manent nicht eintritt, die ökonomische 
Abhängigkeit immer wieder deutlich 
wird, etwa durch den Fall der Rohstoff- 
preise 2014, und sich die sozialen und vor 
allem ökologischen Probleme in Ländern 
wie Chile ständig zuspitzen, bildete sich 
auch ein wachsender sozialer Widerstand 
gegen das neoliberale Wirtschaftsmodell. 
Die Internalisierungsstrukturen werden 
mit erheblichem Protest konfrontiert. Sie 
werden als ökonomisch exklusiv und öko- 
logisch desaströs erfahren. Regionale anti- 
extraktivistische Proteste, indigene und 
ökologische Bewegungen und eine politi- 
sierte Jugend positionieren sich gegen die 
soziale Ungleichheit und die ökologische 
Zerstörung (Landherr/Graf/Puk 2019). 
Die westlich geprägte imperiale Le- 
bensweise und die Internalisierung ökolo- 
gischer Kosten’ erscheint nicht so sehr als 
Entscheidung der in den extraktiven In- 
dustrien Beschäftigten, sondern vielmehr 
unmittelbar als das Projekt einer kleinen 
herrschenden Klasse. Die Mehrheit der Be- 


völkerungkann weder an der propagierten 


7 Diese Internalisierung bedeutet im chileni- 
schen Fall die Spezialisierung auf extrakti- 
vistische Industrien innerhalb der globalen 
Arbeitsteilung und damit die Zerstörung 
natürlicher Kreisläufe innerhalb des Landes, 
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Lebensweise partizipieren noch an den 
ökonomischen Pfründen, die durch den 
Export der Rohstoffe gewonnen werden. 
Anstelle eines Nord-Süd-Gegensatzes 
drängt sich aus Sicht der Subalternen des 
Südens vielmehr ein Antagonismus zwi- 
schen einer breiten Bevölkerungsmehrheit 
und einer mit den ausländischen Unter- 
nehmensinteressen verwobenen eigenen 
herrschenden Klasse auf. Die zentrale Kon- 
fliktachse verläuft folglich nicht zwischen 
(peripherer) imperialer Lebensweise auf 
der einen und urbanen informellen oder 
ländlichen Lebensweisen auf der anderen 
Seite. Vielmehr werden alternative lokale 
Lebensweisen ständigvom Vordringen pri- 
vater oder staatlicher Großprojekte, kapita- 
listischer Aneignung von Natur und einer 
kleinen äußerst, vermögenden besitzenden 
Klasse unmöglich gemacht. 

Im chilenischen Fall verbinden sich die 
äußerst heterogenen Fraktionen der Bevöl- 
kerung politisch immer wieder gegenüber 
dieser herrschenden Klasse, sei es in den 
Protesten gegen das private Rentensystem, 
bei dem Millionen auf die Straße gehen 
oder die Schüler(innen)-, Student(innen)- 
und Lehrer(innen)bewegung. Obwohl die 
periphere imperiale Lebensweise also ein 
Modus der beschränkten Hegemonie ist, 
der der Internalisierungeine gewisse Stabili- 
tät gibt, verläuft kein eindeutiger politischer 
Bruch zwischen denen, die an ihr teilhaben 
und denen, die das nicht tun oder nichttun 
wollen. Dabei kommt es zur Verbindung 
vom sogenannten “full-stomach-ecologism” 
und dem “empty-belly-ecologism” (Guha/ 
Martinez-Alier 1997: xxi). In Bewegungen 
gegen die private Wasserverwaltung, wie 
etwa des Staudammbaus HydroAysen, ver- 
banden sich 2011 städtische Ökologiebewe- 
gungen und ländlicher environmentalism of 
the poor zu breiten gesellschaftlichen ökolo- 
gischen Bewegungen mit deutlichem Klas- 
sencharakter. In der anfangs beschriebenen 
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Wasserkrise in der Gemeinde Petorca zielt 
der Kampf gegen die Unternehmen des 
Avocadoanbaus sogar auf die internationale 
Allianz zwischen den Betroffenen im “glo- 
balen Süden” und den Avocadokonsumen- 
tInnen und “full-stomach-ecologists” des 
“globalen Nordens”. Obwohl die ungleiche 
Verteilung der Ressourcen zwar zwischen 
denjenigen, die Zugang zu einer “imperialen 
Lebensweise” haben, und denjenigen, die 
diesen nicht haben, sichtbar wird, sind es die 
Produzenten bzw. die besitzenden Klassen, 
die von den globalen Abhängigkeits- und 
Machtstrukturen profitieren und diese auf- 
rechterhalten. Derartige Allianzen gegen 
nationale und transnationale Konzerne, wie 
im Falle des Avocadoskandals von Petorca, 
können internationale Machtstrukturen so 
angreifen, dass lokale alternative Produk- 
tions- und Lebensweisen überhaupt wieder 
möglich werden. 
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